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DIE GRUNEN




KULTURBRIEF 3 – JÄNNER 2002

Liebe InteressentInnen! Liebe Freundinnen und Freunde!

Nun liegt der der 3. Kulturbrief vor, mit dem die Grünen über ihre kulturpolitische Arbeit im Jahr 2001 informieren wollen.

Seit der für uns sehr erfolgreich gelaufenen Wiener Gemeinderatswahl im März ist Marie Ringler die neue Kultursprecherin. Sie verhandelte und betreut seither 3 der 23 Projekte des Arbeitsübereinkommens, das die Grünen nach der Wahl mit der SPÖ  Wahl getroffen haben: die Schaffung eines freien Fernsehkanals im Kabel-TV, die Errichtung eines "Art & Science Center" sowie eines Technologie-/Kulturzentrum in der Rinderhalle.  

Die weiteren Schwerpunkte in der Wiener Kulturpolitik waren u.a. der Umgang mit Kunst im öffentlichen Raum, die Frage der Vergabe von Leitungsfunktionen bei von der Stadt Wien mitfinanzierten Kultureinrichtungen und die Restitution von Kunstgegenständen in Wien.

Im April wurde mit der Annahme des Kulturprogramms durch den Bundesvorstand der Grünen ein langjähriges Projekt zu einem vorläufigen Abschluss gebracht.

Mit dem von der Bundesregierung beschlossenen Budget 2002 wurde vor allem in der Kunstsektion die restriktive Kürzungspolitik fortgesetzt. Mit dem Kunstbericht 2000 liegt nun auch das erste von Morak verwaltete Jahr zur Analyse vor. Eva Glawischnig setzte auf parlamentarischer Ebene die Auseinandersetzung mit nach wie vor ungeklärten Projekten wie dem Haus der Geschichte/Haus der Toleranz, Kunstrestitution auf Bundesebene vor allem auch im Zusammenhang mit dem Leopold Museum, und der Künstlersozialversicherung fort. Mit der Enquete zu Creative Industries eröffnete sie die Auseinandersetzung der Grünen zum Thema Wirtschaftsförderung und Kultur, mit dem Ziel, sich mit dem von Staatssekretär Fran Morak inflationär verwendeten Begriff der Kreativwirtschaft auseinanderzusetzen sowie konkrete Maßnahmen im Sinne einer verantwortungsbewussten Kunst- und Kulturpolitk einzufordern. 

Der Grüne Mediensprecher Stefan Schennach hat im Jahr 2001 seinen Tätigkeitsbereich zunehmend auch auf kulturelle Agenden ausgeweitet. Aufgrund seiner Wahl in den Bundesrat musste er jedoch seine ORF-Aufsichtsratsagenden abgeben, in den neugegründeten ORF-Stiftungsrat wurde von den Grünen Wolfgang Zinggl entsandt. 

Zu Beginn des Jahres waren die Schwerpunkte von Mercedes Echerer im Europaparlament die Richtlinien zum Folgerecht und zum Urheberrecht, die beide mittlerweile beschlossen worden sind. Mit einer Informationsveranstaltung zur Mittelvergabe durch die europäische Investmentbank/ITI in Wien setzte sie ihre Bemühungen um Vernetzung der Film- mit der Wirtschaftsszene fort.

Durch den personellen Zuwachs in der Grünen Kulturpolitik hat sich natütlich auch das Engagement gesteigert. Der Kulturbrief 3 entspricht aufgrund seines Umfanges von fast 70 Seiten eher einem Kulturjahrbuch. Um Ihre/Eure Computer nicht mit einem Riesenanhang lahmzulegen, findet sich in diesem mail nur das Inhaltsverzeichnis. Der gesamte Text ist auf der Grünen Homepage http://www.gruene.at unter dem Themenbereich Kultur als Datei zu finden, kann aber auch bei elke.widner@gruene.at als mail oder Papierausdruck angefordert werden. 

Interessante Lektüre wünscht

Das Kulturteam

Mercedes Echerer, Mitglied im EU-Kulturausschuß, mecherer@europarl.eu.int, 40110-6703

Eva Glawischnig, Mitglied im parlament. Kulturausschuß, eva.glawischnig@gruene.at, 40110-6538

Andrea Huemer, Kulturreferentin, andrea.huemer@gruene.at, 40110-6722

Margit Jacobson, Sekretariat Marie Ringler, margit.jacobson@gruene.at, 4000-81825

Marie Ringler, Mitglied des Wr. Gemeinderates u. Landtages, marie.ringler@gruene.at, 4000-81825

Stefan Schennach, Mitglied des Bundesrates, Mediensprecher, stefan.schennach@gruene.at, 4000-6730

Lorenz Seidler, Projektbetreuung, lo@sil.at
Elke Widner, Sekretariat Eva Glawischnig, elke.widner@gruene.at, 40110-6538
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ARCHITEKTUR

Die heimische Architekturszene liefert hervorragende Produkte, bekommt internationale Anerkennung, die Architekten selbst stehen aber großteils vor dem finanziellen Ruin.

„Wir haben für das Kulturbewusstsein der Nation beizutragen, ohne bezahlt zu werden“, meint  Arch. Heinz Neumann. Vor allem die Architekturwettbewerbsverfahren mit öffentlichen Auftraggebern (wie der Stadt Wien oder dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit), bei denen oft nicht gesichert ist, ob eine Chance auf Realisierung gegeben ist, und für in die Architektenteams hundert tausend Schilling investieren (zusammengerechnet ergeben das Millionen-Schilling-Beträge, die in die Luft geblasen werden), sowie die Preisgelder, die die Kosten der Teilnahme bei weitem nicht abdecken, werden kritisiert. 

In den letzten Jahren stieg die Unzufriedenheit zusätzlich, weil die Wettbewerbsverfahren nicht nach der von der Architektenkammer entwickelten Wettbewerbsordnung abgewickelt wurden. Außerdem wird kritisiert, dass eine Gruppe gut organisierter Vorzeigearchitekten die Entscheidungen durch taktisches Verhalten in Jurysitzungen etc. so beeinflusst, dass kaum andere PlanerInnen zum Zug kommen. Schon am 31. März 2001 hat Christoph Chorherr im Wiener Gemeinderat einen Antrag auf „Totalreform der Architekturwettbewerbe der Stadt Wien“ gestellt, der mit dem Hinweis auf eine im Herbst 2001 folgende „Enquete zum Thema“ abgelehnt wurde. Die Enquete fand bis heute nicht statt.

Antrag von Christoph Chorherr eingebracht in der Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wien am 23. Mai 200, betreffend  Totalreform der Architekturwettbewerbe der Stadt Wien:

Nach eingehenden Beratungen mit ArchitektInnen und Bauträgern, angesichts großer Unzufriedenheit und sich häufender Formalfehler im Zuge der Wettbewerbsverfahren der letzten Jahre schlagen die Wiener Grünen vor, nach folgenden Prinzipien Mindestkriterien für qualitätssichernde Verfahren einzuhalten:

Bauen ist ein öffentlicher Akt. 

Qualitätssichernde Verfahren schaffen diese Öffentlichkeit nur dann, wenn sie entsprechend hohen transparenten Standards entsprechen. 

Die Wertschätzung einer Gesellschaft misst sich auch daran, ob derartige Verfahren ausreichend dotiert, transparent und professionell abgewickelt werden.

Es gibt internationale Standards für qualitätsvolle Verfahren, die in Wien leider noch nicht angewandt werden. Das wollen wir ändern, die Politik trägt die Verantwortung für unsere gebaute Umwelt.

Die Wiener Stadtregierung und insbesondere der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr DI Rudolf Schicker, der Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung Werner Faymann sowie der Bürgermeister Dr. Michael Häupl haben die Aufgabe, Leitlinien für qualitätsvolle Verfahren umzusetzen.

Die gefertigten GemeinderätInnen stellen daher gemäß § 35 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgenden Antrag:

Für qualitätssichernde Verfahren im Rahmen und unter Beteiligung der Magistratsabteilungen 18, 19 und 21 sind schon im Voranschlag 2002 ausreichend Budgetmittel vorzusehen (angemessene Preisgelder, Bezahlung der Jury, begleitende Mediation, Qualitätskontrolle der Prozesse,...).

Die Stadt Wien muss sicherstellen, dass Kriterien erarbeitet werden, die definieren wann welches qualitätssichernde, zeitgemäße Verfahren anzuwenden ist.

Die Stadt Wien soll umgehend eine verbindliche Verfahrensordnung für Gutachterverfahren und für die Bauträgerwettbewerbe erarbeiten, sowie eine verbindliche Erklärung abgeben, dass sie die Bestimmungen der WOA 2000 einhält.

Alle betroffenen Dienststellen sind darüber zu informieren.

Eine öffentliche Diskussion im Vorfeld des Wettbewerbs soll Konsens über die Aufgabenstellung absichern (Dichte, Nutzung,...). 

Die detaillierte und gründliche Vorbereitung der Ausschreibungsunterlagen und deren Veröffentlichung ist sicherzustellen.

Die Qualifikation und Unbefangenheit der Preisrichter ist sicherzustellen. Insbesondere sollen lt. WOA §13(6) mehr Fachpreisrichter als Sachpreisrichter in der Jury vertreten sein.

Es ist zu überlegen, durch welche Maßnahmen der gleichmäßige Wechsel der  Jurymitglieder ermöglicht werden kann.

Die internationale, qualifizierte Besetzung der Wettbewerbsjury soll bei entsprechend stadtrelevanten Fragen zum Regelfall werden.

Juryentscheidungen müssen transparent und nachvollziehbar sein.

Die Wettbewerbsbeiträge und Ergebnisse müssen in einer adäquaten Weise für die Öffentlichkeit präsentiert und eine öffentliche Diskussion ermöglicht werden. Konkret sollte die Idee eines fixen Präsentationsraumes für aktuelle Wettbewerbe geprüft werden.

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Herrn Bürgermeister Dr. Michael Häupl, an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr, sowie an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Als jüngst die schwer nachvollziehbare Entscheidung über die Neugestaltung der Fassade und des Eingangsbereiches der Volksoper und gleichzeitig bei einem anderen staatlichen Bauprojekt durch ein zufällig mitgehörtes Telefonat die Methoden bei Juryentscheidungen bekannt wurden, kochte die Situation über. Eva Glawischnig richtete deshalb am 5. Dezember 2001 an den Bundeskanzler folgende Anfrage:

Anfrage von Eva Glawischnig an den Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel betreffend Stellenwert zeitgenössische Architektur in Österreich sowie Mindeststandards von Wettbewerbsverfahren bei öffentlichen Bauwerken

In Ländern mit hoher Baukultur wie z.B. Frankreich sind Fragen der Architektur immer "Chefsache". Österreich ist stolz darauf, ein Land mit kulturellem ,Weltruf zu sein.

Hervorragende(n) Architekt/innen gelingt es, trotz, und nicht wegen der politischen Rahmenbedingungen außergewöhnliche Leistungen zu erbringen. Dass die Baukultur in diesem Land sehr oft über das Mittelmass nicht hinauskommt, liegt insbesondere an den politischen Rahmenbedingungen, z.B. an der Form, wie Wettbewerbe bei öffentlichen Bauten vorbereitet und durchgeführt werden. So droht nun nach der Entscheidung über den Wettbewerb zur Sanierung der Volksoper, nach einem medialen Schlagabtausch zwischen Architektenkammer und der Bundestheater Holding, ein juristisches Nachspiel. Internationale Vergleiche zeigen,

dass rechtmäßig durchgeführte, transparent abgewickelte Wettbewerbe und deren qualitätsvolle Umsetzung die Baukultur bereichern. Die unterfertigte Abgeordnete stellt daher folgende

ANFRAGE

1. Wie gedenken Sie in Zukunft sicherzustellen, dass in Österreich der Baukultur ein ihr angemessener Stellenwert zukommt?

2. Warum gibt es bis heute keine Sicherstellung von Mindeststandards für die Durchführung von Architekturwettbewerben, um Missstände, wie jüngst beim Verfahren "Volksoper" zu verhindern?

3. Warum wird die "Wettbewerbsordnung Architekten" WOA trotz Verbindlicherklärung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit im Bereich des staatlichen Hochbaus nicht angewandt?

4. Warum wird die "Gebührenordnung Architekten" GOA im Bereich des staatlichen Hochbaus nicht verbindlich angewandt?

5. Welche Maßnahmen werden seitens der österreichischen Bundesregierung getroffen, um in Zukunft rechtmäßig durchgeführte und nachvollziehbare Verfahren sicherzustellen, und deren qualitätsvolle Umsetzung zum Wohle der Bevölkerung durchzuführen?

6. Unterstützt die Bundesregierung Projekte bzw. Initiativen, die zur Qualitätssicherung bei Neubauvorhaben bzw. zur Baukultur insgesamt beilegen.

7. Wenn ja, welche sind das konkret? 

Material:

Anfrage von Eva Glawischnig an den Bundeskanzler zum „Stellenwert zeitgenössische Architektur in Österreich“ (3178/J), eingebracht am 5. Dezember 01, unter www.parlament.gv.at  (Parlamentarische Materialien – schriftliche Anfragen von Abgeordneten – an die Bundesregierung – Grüne – Glawischnig) 

Ute Woltron. Die Welt als Wille und Vorstellung. In: Der Standard vom 24. November 2001, unter www.DerStandard.at



BUDGET

Kunstbudget des Bundes 2002

Am 15. März 2001 wurde im Budgetausschuss der Voranschlag 2002 der Kunstsektion diskutiert. Eva Glawischnig stellte in diesem Zusammenhang dem Bundeskanzler einige Detailfragen, die dieser am 20. März schriftlich beantwortete. Neben der Filmförderung (vgl. Film) und Public Netbase (vgl. Museumsquartier)  wurden folgende Themen angesprochen:

Frage zu Neue Medien und Tanz

Kunststaatssekretär Franz Morak hat in einer Pressekonferenz Anfang September 2000 erklärt, dass er 2001 Schwerpunkte in den Bereichen Neue Medien und Tanz bilden wolle. Welche Projekte wurden in welcher Höhe bis zum heutigen Tag gefördert ?

Antwort:

In beiden Bereichen werden Projekte, die vom Beirat empfohlen werden, gefördert. Im Bereich des Tanzes wurde erstmals überhaupt ein eigener Tanzbeirat eingerichtet. Beide Beiräte sollen auch künftig in enger Zusammenarbeit mit der Geschäftsabteilung förderungswürdige Projekte empfehlen. Die konkreten Projekte, die seit September 2000 gefördert wurden, sind aus der Beilage zu entnehmen.

Frage zu Depot.Kunst & Diskussion

Der Verein depot wurde im Voranschlag 2000 mit 205.518 Euro (= 2,82 Mio ATS) budgetiert und hat die letzte Rate dieser Zahlung im Februar 2001 erhalten. Warum wurde der Erfolg des Vereins depot für das Jahr 2000 nur mit 135.462 Euro angegeben ?

Antwort:

Der Erfolg der mit 2,828 Mio. ATS bemessenen Subvention für den Verein Depot betrug im Jahr 2000 tatsächlich 1,864 Mio ATS.

Die zweite Rate der Subvention 964.000,‑ ATS wurde allerdings im Februar 2001 zur Anweisung gebracht, dies auch deshalb, weil aus der Subvention des Jahres 1999 noch immer ein Betrag in der Höhe von 220.000,‑ ATS zur Abrechnung offen ist.

Frage zu Personalaufwand Kabinett

Wie hoch ist der als Sachaufwand für die überlassenen Mitarbeiterinnen ausgewiesene Personalaufwand für Ihre Kabinettsmitarbeiterinnen ?

Antwort:

Gemäß dem Rechnungsabschluss 2000 (Voranschlagsvergleichsrechnung) beträgt der Jahreserfolg für die Arbeitsleihverträge im Bundeskanzleramt insgesamt rund ATS 23 Millionen; davon entfallen auf die Referenten in meinem Kabinett im Jahr 2000 ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bundesministeriengesetz‑Novelle rund ATS 5 Millionen.

Rede von Eva Glawischnig zum Kunstbudget 2002 im Nationalrat am 29.März 2001:

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Herr Präsident des Rechnungshofes! Frau Volksanwältin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir jetzt über das Budget 2002 diskutieren, dann muss uns bewusst sein, dass das die letzte Korrekturmöglichkeit vor dem Budget 2003 darstellt, das dann schon ein "Wahlkampfbudget" sein wird, und dass jetzt die Weichen für eine relativ lange Zeit gestellt werden.

Was wir immer wieder versucht haben zu thematisieren, und was in dieser Debatte, besonders von Ihrer Seite, immer völlig untergeht, das ist der Versuch, über bestimmte inhaltliche Prioritäten zu diskutieren. Wir haben es versucht bei Bildung, Forschung, Wissenschaft, und ich versuche es jetzt noch einmal bei einem mir extrem wichtigen Bereich, auch für die Volkswirtschaft extrem wichtigen Bereich: dem ganzen Sektor Kreativwirtschaft.

Wenn heute der"Standard" schreibt: "Sport ist Doping für die Wirtschaft", dann würde ich mir wünschen, dass hier einmal steht: Kultur ist Doping für die Wirtschaft. Und wenn hier vorgerechnet wird, der Sport schaffe im Durchschnitt eine Wertschöpfung von 1,48 S, dann möchte ich den Herrn Staatssekretär, aber auch den Herrn Bundeskanzler fragen, ob sie nicht wissen, welche Wertschöpfung in Österreich ein investierter Kunst‑ und Kulturschilling produziert. Ich frage Sie: Wissen Sie das? (...)

Es sind 4 S. Die österreichische Musikindustrie erwirtschaftet mehr als die österreichische Stahlindustrie. Bei der Filmwirtschaft, die in ganz Europa boomt und wo sich der Wettbewerb um die Medienstandorte für die Zukunft im Moment abspielt, ist Österreich absolutes Schlusslicht, in allen Kategorien. Ob das die Zahl der Beschäftigten ist, ob das die Zahl der investierten Geldsummen ist, ob das die Zahl der Wertschöpfung ist ‑ bei allen Summen, was den Bereich Kreativwirtschaft betrifft, liegen wir bereits jetzt hinter Griechenland und Portugal. Das ist ein echtes Armutszeugnis! (...)

International, global gesehen, belegt die Kreativwirtschaft den zweiten Platz hinter der Automobilindustrie.

Ich möchte auch auf Kollegin Wolfmayr eingehen; ich werde heute auch nicht mehr in dieses übliche "Lied" ‑ es ist berechtigt, aber ich mache es heute nicht mehr ‑ mit dem Zu‑Tode‑Kürzen von Institutionen einstimmen, sondern ich möchte heute wirklich auf diese vertane Chance Kreativwirtschaft eingehen.

Es ist tatsächlich so, dass ein Land wie Luxemburg ‑ Luxemburg ist wirklich sehr klein ‑ mehr für die Filmwirtschaft ausgibt als Österreich. Es ist tatsächlich so, dass Bayern viermal so viel für den Bereich Kreativwirtschaft/Filmindustrie ausgibt wie Österreich. Wir wurden mittlerweile nicht nur von Städten wie Berlin, Köln als Metropolen in diesem Bereich meilenweit abgehängt, sondern es fahren sogar jetzt schon österreichische Kreativleute nach Prag und nach Budapest, weil es bei uns keine entsprechenden technischen Möglichkeiten mehr gibt, weil in diesen Bereich nicht mehr investiert wird. Und das ist wirklich eine vertane Chance, die ihresgleichen sucht.

Letzte Woche war die "Diagonale" in Graz. Es wurde sehr klar von Seiten der Filmschaff enden, der Filmindustrie ausgerichtet ‑ erstmals war der Staatssekretär nicht dort, auch kein sonstiges Regierungsmitglied ‑, dass es hier um ein schwarzes Loch für die Gegenwartskunst und ‑kultur geht, das wirtschaftlich immense Auswirkungen hat.

Wenn wir gestern 100 Millionen Schilling für militärische Nachtsichtgeräte beschlossen haben und man weiß, dass für die österreichische Filmwirtschaft in diesem Kunstsparbudget nur noch 106 Millionen Schilling übrig sind, dann stimmt mich das einfach traurig. Und wenn Frau Wolfmayr sagt, das sei" Den Teufel an die Wand malen", das sei Panikmache, dann frage ich Sie: Ist es nicht wirklich traurig, dass wir für diesen kreativen Bereich nicht einmal so viel ausgeben wie für Nachtsichtgeräte für das Bundesheer? Ist das nicht absurd? (...)

Es ist besonders absurd, weil im österreichischen Regierungsübereinkommen von einem Schwerpunktprogramm für den österreichischen Film gesprochen wird: durch Einsatz von Fördermitteln, Bereitstellung von Risikokapital, Koordinierung mit dem Wirtschaftsministerium. Es ist tatsächlich auch eine Wirtschaftsförderung. Und wissen Sie, was unglaublich ist? Das Wirtschaftsministerium hat den österreichischen Filmschaffenden und der Filmwirtschaft ausrichten lassen: Ihr kriegt keinen Termin. Mit euch reden wir nicht, denn bei euch sind einige Leute dabei, die gegen die Regierung sind. Das finde ich wirklich unerhört. (...) Das ist ein illegitimer Einsatz von Kapital, das der Volkswirtschaft gehört und nicht dem Wirtschaftsminister Bartenstein! Das ist wirklich unerhört! (...)
Zwei Punkte noch die Filmwirtschaft betreffend. Es ist ein riesiger boomender Markt in ganz Europa. Wir wissen, dass wir in diesem Bereich Schlusslicht sind, wir sind im Begriff, von unseren mittel‑ und osteuropäischen Nachbarstaaten überholt zu werden. Städte wie Prag und Budapest stehen in den Startlöchern. Dieser im Regierungsprogramm angekündigte Schwerpunkt wird so umgesetzt, dass wir im jetzigen tatsächlichen Budget noch einmal ein Minus von ein paar Millionen Schilling haben.

Das geschieht auf Grund einer Kurzsichtigkeit, und es ist für mich einfach nicht nachvollziehbar, wie man diese Riesenchance und diese Zukunftsressource Kreativität, die in Österreich vorhanden ist, so ungenutzt lassen kann. Die österreichischen Filme räumen bei jedem Festival ab. Der Herr Morak sagt, solche Filme wie "Der Überfall", der sehr beliebt ist, in dem Düringer mitspielt ‑ zwar nicht so ganz mein Fall, aber bitte ‑, der ein sehr erfolgreicher Film ist, haben im deutschsprachigen Markt keine Chance. ‑ Was war? Ein paar Monate später hat er bei den besten Festivals in Deutschland zwei große Preise abgeräumt.

Ihre Antwort, Herr Morak, war immer die: Wir‑sollen‑uns‑für‑Synchronisation einsetzen. Wir sollen Kooperationen mit ausländischen Filmteams machen. Wenn es kein österreichisches Kapital gibt, dann ist das Geld, das in Deutschland für Koproduktionen auf der Straße liegt und das es nur abzuholen gilt, vertan. (...) Wenn wir nicht einmal fähig sind, diese vorhandenen Chancen zu nützen, wie sie andere Länder wie Finnland oder Schweden nützen, die so große internationale Erfolge verzeichnen, Lars von Trier et cetera, die Sprachinseln darstellen ‑ wir haben den riesigen deutschsprachigen Markt zur Verfügung! ‑, dann ist das wirtschaftspolitisch wirklich haarsträubend und äußerst schade. (Abg. Haigermoser​: Castor‑Transport!) Es schmerzt mich dermaßen, dass so wenig Priorität für eine Zukunftsressource wie Kreativität und Filmschaffen in Österreich ersichtlich ist. (Abg. Haigermoser. Castor‑Transport!)

Ein Schlusswort noch zum Kunstbudget selbst, um noch einmal die Zahlen aus unserer Sicht darzustellen. Es ist ein eingefrorenes Budget ... (Abg. Haigermoser‑ Castor​Transport! Joschka Fischer, Trittin!) ‑ Können Sie bitte ruhig sein! Das geht mir wirklich auf die Nerven. (Abg. Haigermoser. Nein!) Ich rede jetzt über die Filmwirtschaft! Wir können dann gern noch über Atomkraft und so weiter diskutieren, wirklich mit Vergnügen, aber lassen Sie mich jetzt zur Filmwirtschaft fertig reden! (Abg. Dr. Mertel: Der"rülpst" immer! ‑ Abg. Haigermoser. Ich werde nicht ruhig sein!)
Bitte melden Sie sich zu Wort, und erklären Sie mir, warum Sie in den Bereich Filmwirtschaft keinen einzigen Groschen mehr investieren wollen! Das würde mich echt interessieren. (Abg. Haigermoser. In was?) Bei einer Wertschöpfung von 4 S pro investiertem Schilling! (Abg. Haigermoser. Bei was?) Ich verstehe das nicht, das ist mir völlig unbegreiflich. (Zwischenruf des Abg. Gaugg.)

Nein, Herr Gaugg! Darf ich es Ihnen noch einmal kurz erklären (Abg. Haigermoser: Bitte mir auch!): pro investiertem Schilling 4 S Wertschöpfung! Die österreichische Wirtschaft schreit: Wir brauchen mehr Investitionen in zusätzliche Fussball‑EMs und ich weiß nicht was. Das ist alles schön und gut, aber ich möchte dieses Bewusstsein auch einmal für den kulturellen Bereich haben. Sie kennen ja die österreichischen Filme. ‑ Haben Sie sich noch nie einen österreichischen Film angesehen? Die sind extrem erfolgreich. Die österreichischen Fernsehzuschauer lieben österreichische Filme, viel mehr als die Hollywood‑Blockbusters, die haben eine viel höhere Quote! Ich denke, so etwas nicht zu nützen, das ist nicht nur Kurzsichtigkeit, sondern das ist blanke Dummheit. Ich verstehe das einfach nicht. (Beifall bei den Grünen und bei Abgeordneten der SPÖ.)

Es ist wirtschaftspolitische Dummheit. Anders kann man es nicht ausdrücken!

Zum Abschluss noch einmal: Das Kunstbudget ist eingefroren auf einen Stand von minus zehn Prozent im Vergleich zu 1999. Seitdem wird kein Groschen mehr hinzugefügt. Es gibt keine Prioritäten für die Bereiche Neue Medien, Film, Kreativwirtschaft. All das, was angekündigt worden ist, ist nicht geschehen.

Ich habe jetzt bewusst nicht, weil wir schon sehr viel darüber diskutiert haben, über politische Gesinnung als Förderkriterium gesprochen und über all das, was sich im Morak‑Ressort abspielt, all das, was Kommentatoren in den letzten Tagen und Wochen geschrieben haben, wie Morak mit seinen ‑ unter Anführungszeichen ‑"Feinden" umgeht; auch dazu gäbe es einiges zu sagen. (Zwischenrufe bei den Freiheitlichen.) Aber wenn Sie mich zwingen: Wie Morak Entscheidungen fällt ‑ die große Feigheit vor dem Feind. Kommentatoren schreiben: Die Intransparenz bei Entscheidungen ist eine neue Qualität im Vergleich zu dem, wie es vorher war. Weiters: Nach den budgetbedingten Subventionskürzungen folgen nun die ideologiebedingten.

Über all das wollte ich heute wirklich nicht sprechen, sondern ich wollte einmal etwas Konstruktives machen und über die Kreativwirtschaft sprechen, aber leider ist das mit Ihnen und Ihrer Kurzsichtigkeit einfach nicht möglich. 

Am 2. Juli 2001 richtete Eva Glawischnig an den Bundeskanzler folgende Anfrage betreffend Fördermittelzusagen aus dem Kunstbudget an Bundesländer zu deren Verwendung (2616/J XXI.GP)

In der Tiroler Tageszeitung - online vom 22.06.2001 findet sich folgendes Interview:

TT: 100 Tage nach Amtsantritt haben Sie erklärt, dass Kunststaatssekretär Morak Tirol mehr Bundessubventionen zugesagt hat. Wie sieht dieses Mehr konkret aus?

LR Günther Platter: Morak hat mir zugesagt, dass noch ein Gesamtpaket geschnürt wird. Konkrete Zahlen kann ich Ihnen noch nicht nennen, aber es wird da oder dort eine Möglichkeit geben, wobei das Geld nicht auf einzelne Projekte aufgeteilt wird, sondern ich im Gesamten eine zusätzliche Möglichkeit erhalten werde.“

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende

ANFRAGE:

1. Laut Tiroler Tageszeitung vom 22.6.01 bereitet Staatssekretär Morak ein „Gesamtpaket“ von Bundessubventionen für die Tiroler Landesregierung vor. Welches Ziel und welchen  Zweck hat dieses „Paket“?

2. Wer arbeitet an diesem „Paket“?

3. Aus welchen Budgetansätzen und Untergliederungen sollen diese Budgetmittel kommen.

4. Ist ein ähnliches Vorgehen auch für andere Bundesländer geplant. Wenn ja für welche?

Die Antwort erfolgte am 28. August 2001 (2630/AB):

Zu Frage 1:

Im Rahmen der Kunstförderung, die bekanntlich nicht nur Angelegenheit des Bundes, sondern auch der anderen Gebietskörperschaften ist, ist es im Sinne eines bestmöglichen Fördermitteleinsatzes sowie einer mehrjährigen Budgetplanung üblich, sowohl auf Beamtenebene als auch auf der Ebene der politischen Verantwortlichen Informationen auszutauschen. Diesem Zweck dienten auch die Gespräche von Staatssekretär Franz MORAK und dem Tiroler Landesrat Günther PLATTER:

Zu Frage 2:

Die Abwicklung der Tiroler Förderfälle erfolgt durch die betroffenen Fachabteilungen der Kunstsektion.

Zu Frage 3:

Es werden die vorhandenen Budgetansätze und Untergliederungen je nach Zuständigkeit der entsprechenden Fachabteilung in Anspruch genommen.

Zu Frage 4:

Wie bereits zu Frage 1 ausgeführt, erscheint mir der regelmäßige Kontakt mit den Gebietskörperschaften über Fördervorhaben und Projekte sehr wichtig und effizienzsteigernd. Diesem Zweck dient die jährlich stattfindende Landeskulturreferentenkonferenz genauso wie die bilateralen Kontakte auf den verschiedenen Ebenen der Verwaltung und politischen Verantwortung bei Bund und Ländern. Die Intensivierung dieser Kontakte ist ein Wunsch, der seitens der Länder auch anlässlich der Landeskulturreferentenkonferenz geäußert wurde.

Material:

Schriftliche Anfrage von Eva Glawischnig an Bundeskanzler Wolfgang Schüssel anlässlich des Budgetausschusses betreffend Budgetvoranschlag 2002 (Kunstsektion) vom 15. März 2001 sowie Antwort des Bundeskanzlers vom 20. März (GZ 2888‑BK/2001)

Plenarrede von Eva Glawischnig vom 29. März 2001

Anfrage von Eva Glawischnig an den Bundeskanzler betreffend Fördermittelzusagen aus dem Kunstbudget (2616/J) vom 2. Juli und Antwort vom 28. August 2001 (2630/AB)
Kulturbudget der Stadt Wien 2002

Marie Ringler in der APA vom 19.Nov 01: Wiener Budget: Gleichzeitiges Sinken und Steigen des Kulturbudgets

Utl.: Divergenzen um Interpretation des Budgetansatzes – Absolute  Zahlen steigen, relative Zahlen sinken – Sonderförderungen  "noch nicht" budgetiert =

Wien (APA) - In Wien wird morgen, Dienstag, mit dem Gesamtbudget der Stadt Wien sowohl das "bisher höchste Kulturbudget der Stadt Wien" (laut dem Wiener Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny (S) und

dem Kultursprecher der SPÖ Wien, Ernst Woller) als auch "das erste Kulturbudget seit Jahren", das "gesunken" ist (befinden VP-Stadtrat Peter Marboe und die Marie Ringler, Kultursprecherin der Wiener Grünen), beschlossen. In bisher öffentlich diskutierten Budgetansatz seien "die Sonderförderungen, die erst nachträglich budgetiert

werden, noch nicht drinnen", meinte Mailath-Sprecherin Saskia Schwaiger gegenüber der APA.

Unstrittig ist, dass mit den veranschlagten 173,256.000 Euro für das Kulturbudget 2002 das "zu managende Budget" des Ressorts das "größte Kulturbudget Wiens in der Geschichte" ist, wie aus dem Büro des Kulturstadtrats verlautet. Nur: In diesem Budget sind sowohl die erstmals ressortmäßig ausgewiesenen Personal- und Sachkosten (10,266 Millionen Euro) als auch die neu ins Ressort gekommenen Mittel für Forschung und Wissenschaft (6,43 Millionen Euro) eingerechnet. Zieht man diese ab, so ergibt das "reine", mit dem Wert von 2001 (161,444.669 Euro) vergleichbare vorläufige (ohne Sonderförderungen, Anm.) Kulturbudget 2002 nur rund 156,6 Millionen Euro - eine Kürzung von rund 3,2 Prozent gegenüber 2001 und auch eine relative Verminderung gegenüber dem Wiener Gesamtbudget um 0,02 Prozent (1,71 auf 1,69 Prozent).

Die Steigerung der absoluten Zahlen um 7,3 Prozent, auf der Mailath-Pokorny besteht, bezieht sich also auf einen Vergleich der Mittel für Kultur inkl. Sonderförderungen 2001 und der Mittel für Kultur, Wissenschaft und Forschung plus Personal- und Sachkosten, aber excl. Sonderförderungen 2002. Ringler, die das als "nicht

vergleichbar" bezeichnet, gegenüber der APA: "Wenn ich mir meinen kleinen Bruder auf die Schultern setze, bin ich auch groß".

Dass den laufenden Kulturprojekten in Wien 2002 dennoch insgesamt "mehr Geld" zur Verfügung stehen wird als im letzten Jahr, wie der Kulturstadtrat in einer Aussendung meint, ergibt sich aus den ausgelaufenen großen Sonderförderungenprojekten, wie beispielsweise Peter Steins "Faust" sowie Baukosten im MuseumsQuartier und im Historischen Museum. Insgesamt steigt das dem sogenannten "Ordinarium", dem Kernbereich der MA 7 ohne Berücksichtigung dieser Sonderförderungen, zur Verfügung stehende Budget um 3,7 Prozent von 128.466.815 Euro auf 133.227.340 Euro. 

Als sinkend ist trotz Mailath-Pokornys Engagement für den Film die Filmförderung (von 10.693.807 auf 9.970.000 Millionen Euro) ausgewiesen, weil die auslaufende (und daher erneut zu beschließende) Kinoförderung noch nicht neu budgetiert sei, so Schwaiger.

Gesunken ist also das "reine" Kulturbudget ohne Wissenschaft, Forschung und Personalkosten sowie dessen relativer Anteil am Wiener Gesamtbudget. Gestiegen hingegen sind die absoluten Mittel des vergrößerten Ressorts und die Gelder für seine kulturellen Kernkompetenzen. Die Gelder für Wissenschaft und Forschung sind de facto gleich geblieben, die neuen Sach- und Personalkosten auch laut Ringler "nur eine rechnerische Größe". Bleibt die Frage nach den noch unbudgetierten Sonderförderungen für 2002. Marie Ringler jedenfalls ist sich sicher, dass der Kulturstadtrat auch 2002 wieder "so interessante Projekte hat", dass ihm Sondermittel in der Höhe des vergangen Jahres "auf jeden Fall wieder zustehen".

Die Argumentation der Grünen belegen die offiziellen Zahlen aus dem Stadtratbüro, die uns aber, nach Auskunft einer Mitarbeiterin des Stadtratbüros, im kommenden Jahr „sicher nicht mehr zur Verfügung gestellt werden“. – Offensichtlich tendiert die SPÖ wieder in alte Verhaltensweisen, die Verwaltung der Kulturgelder als Privatangelegenheiten zu betrachten.

Budgetvoranschlag 2002 der Geschäftsgruppe Kultur







Ansatz
Bezeichnung

VA 2001
VA 2002

 2820 
Studienförderung

E 148.252,00 
E 148.000,00

           2891 
Forschung und Wissenschaft

E - 
E 6.430,000,00

3120 
Bildende Künste

E 5.777199,00
E 5.777.000,00

 3220 
Musikpflege

E 16.351.460,00
E 16.358.000,00

3240 
Darstellende Kunst

E 51.592,988,00
E 45.813.000,00

3250 
Wiener Festwochen

E 9.81U32,00
E 9,811.000,00

3300 
Literatur

E 650.567,00 
E 689,000,00

3600 
Bezirksmuseen

E 257.988,00 
E 264.000,00

3620 
Denkmalpflege

E 43,603,00 
E 44.000

3630 
Altstadterhaltung/Ortsbildpflege

E 10.849182,00
E 9.186,000,00

3692 
Maßnahmen Wien-Bundesländer

E 130.811,00 
E 131.000,00

3710 
Filmförderung

E 10.693.807,00
E 9.970,000,00

3812 
Sommerveranstaltungen

E 3.164,258,00
E 4.071.000,00

3813 
KFB

E 6.714.969,00
E 8.357.000,00

3819 
Sonstige kultur. Maßnahmen

E 12.959.819,00
E 13.285.000,00

7712 
Sonstige Fremdenverkehrsförd.

E 13182.198,00
E 13.175.000,00


Summe MA 7

E 142.327.933,00
E 143.509.000,00

2830 
Archiv

E 163.368,00 
E 163.000,00

2840 
Bibliothek

E 654.055,00 
E 4.578.000,00

3400 
Museen

E 48.299.313,00
E 14.740.000,00


Zwischensumme GGr.K

E 161.444.669,00
162.990.000,00

0264
Sammelansatz (Personal-u.Sach.)

E      - 
E

10.266.000,00


Summe GGr.K

E 161.444.669,00 
E 173.256.000,00


Gesamtvoranschlag Stadt Wien

E 9.46.4.944.148,00 
E 9.262.498.000,00







Grüne Erläuterungen zum Budgetvoranschlag 2002 der Geschäftsgruppe Kultur

Der Budgetvoranschlag für die MA7 beträgt 2002 € 143.509.000 im Vergleich zu € 142.327.933 im Jahr 2001. Hierbei wurden jedoch € 6.430.000 hinzugerechnet, die bis zum Jahr 2001 im Budget der MA 18 beanschlagt und somit nur umgeschichtet wurden. Zieht man diesen Betrag ab, macht die Summe für2002 € 137.079.000 im Vergleich zu € 142.327.933 im Jahr 2001. Das ist ein defakto Minus von € 5.244.933 oder 3, 7%.

Das gesamte Kulturbudget wird für 2002 mit € 173.256.000 im Vergleich zu € 161.444.669 im Jahr 2001 veranschlagt. Dabei wurden jedoch Personal-/Sachkosten von € 10.266.000, die zuvor bei einer anderen Geschäftsgruppe ressortierten, miteingerechnet. In Summe sind also, um einen realen Vergleich mit dem Vorjahr zu haben, auch diese Kosten abzuziehen. Damit ergibt sich eine Reduktion von 3,2%:

Budget 2001: € 161.444.669,00 

Budget 2002: € 156.260.000,00 

Vergleicht man nun das Kulturbudget mit dem Gesamtbudget der Stadt Wien so ergeben sich folgende Relationen: 2001 beträgt der Anteil des Kulturbudgets 1,71%, 2002 beträgt er offiziell 1,87%. ABER! Zieht man die Personalkosten und Wissenschaft und Forschung, die ja nur umgeschichtet wurden, ab, dann sinkt der Anteil auf 1,69% des Gesamtbudgets!!!!!

Material:

APA vom 19.November 01: Wiener Budget: Gleichzeitiges Sinken und Steigen des Kulturbudgets

Budgetvoranschlag 2002 der Geschäftsgruppe Kultur


CREATIVE INDUSTRIES

Am 29. November 2001 veranstaltete Eva Glawischnig in Zusammenarbeit mit Grüner Bildungswerkstatt und Grüner Wirtschaft im Budgetsaal des Parlaments eine Enquete mit dem Titel „Creative Industries – Wohin? Ökonomisierung der Kultur - Kulturalisierung des Marktes“. Das Ziel dieser Veranstaltung bestand darin, die inflationär gebrauchten Begriffe Kulturwirtschaft, Kreativwirtschaft und Creative Industries zu hinterfragen und von Staatssekretär Morak bisher nicht eingebrachten konkreten Überlegungen für politische Maßnahmen anzudenken. Moderiert von Marie Ringler präsentierten und diskutierten die ExpertInnen mit dem Publikum folgende Beiträge: 

Mag. Andrea Ellmeier, von der Österreichischen Kulturdokumentation: „Kultur und Wirtschaft – Kulturwirtschaft/ Creative Industries: Neue Politik und neue Allianzen in Europa

Dr. Josef Trappel von Prognos, Europäisches Zentrum f. Wirt​schafts​​​forschung und Strategieberatung, Basel: „Cultural content: Wie überleben Kultur und Wirtschaft im kommerziellen Zusammen​hang?“

Dr. Monika Mokre, Österreichische Akademie der Wissenschaften, Wien: „Statement aus kulturwissenschaftlicher Sicht“

Helmut Spudich, Der Standard/Universität Salzburg: „Welche Strukturen brauchen innovative Formen von creative industries?“

Einleitungsstatement von Eva Glawischnig:

Seit Regierungsantritt wird von Staatssekretär Morak unter dem Schlagwort „Kreativität und Wirtschaft: Ein Konzept für den Standort Österreich“, in Anlehnung an die vom britischen Premierminister Tony Blair 1997 eingerichtete Creative Industries Task Force, ein Kreativwirtschaftskonzept propagiert. Durch gezielte Investition in die sog. Kreativwirtschaft sollen der Wirtschaftsstandort Österreich und seine Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden. Die kulturelle Produktion soll zum beherrschenden Element im Standortwettbewerb werden. 

Eine ernsthafte Auseinandersetzung sowohl mit Chancen und Risken dieses Ansatzes, als auch eine differenzierte Betrachtung, was denn konkret unter dem Konzept zu verstehen sei, sind sowohl die Kultur-  als auch die Wirtschaftspolitik der Regierung bislang schuldig geblieben. Eine offensive und kritische Diskussion der möglichen Potentiale, aber auch Grenzen der ökonomischen Verwertbarkeit hat es bislang kaum gegeben. Insbesondere jenseits des allumfassenden, ökonomischen Verwertungsdrucks Freiräume für Kunst- und Kulturproduktion zu verteidigen und auch einzufordern, ist Kunststaatssekretär Morak kein Anliegen gewesen. Im Gegenteil hat der Kunststaatsekretär das Sinken seines Budgets nie offensiv bedauert oder bekämpft, sondern fast schon als Naturgesetz dargestellt.

Auf der politischen Maßnahmenebene ist Kreativwirtschaft ein Schlagwort geblieben. Sie dient derzeit ausschließlich zur Rechtfertigung sinkender Kulturbudgets und der geringen Dotierung wachsender Kunstbereiche, wie z. B. der Neuen Medien oder der Filmwirtschaft. Auch das Regierungsprogramm e-Austria lässt weder im zeitgenössischen Sektor der Kunst und Kultur noch im Bereich der Kreativwirtschaft Impulswirkungen erkennen. Morak betreibt eine unzulässige Vermischung von Kultur und Wirtschaft. Denn er unterwirft implizit ständig die Kunst dem Primat der Ökonomie und verunmöglicht damit das Entstehen von Diskurs und einer kritischen Öffentlichkeit. Morak meint, es gäbe „am Markt vorbeiproduzierende Institutionen der Avantgarde“ und missversteht dabei das Wesen von Kunst. 

Die traditionell strikte Trennung zwischen dem öffentlich geförderten Kunst- und Kultursektor und der wirtschaftlichen Zwängen unterworfenen Kulturindustrie weicht allerdings immer mehr auf. Der Druck auf öffentliche Einrichtungen, sich marktnah zu verhalten, wächst. Es ist nicht mehr unumstritten, dass Kunst- und Kulturförderung staatliche Aufgabenwahrnehmung darstellen. Kultur wird zu einem Wirtschaftszweig und Arbeitsmarkt im Spannungsfeld zwischen öffentlich und privat. 

Die Grünen stehen dieser Entwicklung äußerst negativ gegenüber. Stattdessen meinen wir:  Die öffentliche Hand ist aufgefordert, ihre Aufgaben dort deutlich wahrzunehmen, wo gegenüber privaten Interessen jene der Gemeinschaft Vorrang haben. Werden öffentliche Kulturinteressen seitens der dafür gewählten Verantwortlichen nicht mehr wahrgenommen, nimmt der private Einfluss zu. Weltweit übernehmen - auch in der "Kultur" - immer mehr private Unternehmen Aufgaben des Staates. Undurchsichtige Strukturen von Korporationen ohne jede Rechenschaftspflicht bestimmen die kulturellen Ausrichtungen, die sich an Quoten und kurzfristigen Erfolgen mehr orientieren als am Experiment, an Kritik oder erst langfristig Wirkendem. Ziel privatwirtschaftlicher Kulturen ist meist der wirtschaftliche Erfolg.

Das Konzept der „Creative Industries“ ist nur in einem wirtschaftspolitischen, aber nicht in einem kulturpolitischen Kontext sinnvoll. Creative Industries sind der wirtschaftliche Bereich, in dem kulturelle Inhalte und Innovationsleistungen eine zentrale Rolle spielen, die an der Schnittstelle von Kunst und Kultur stattfinden, von diesen auch unterfüttert wird, aber „gewinn-orientiert“ (!) arbeitet.

Dort, wo in den Bereichen Design, neuen Medien, Mode, Architektur, etc. nicht-gewinnorientiert gearbeitet wird, entstehen zwar auch Wertschöpfung und Arbeitsplätze. Die Maßstäbe der Förderung (ob monetär oder strukturell) dürfen aber keine Marktkriterien sein. D.h. die wirtschaftspolitisch positiven Effekte des künstlerischen, nicht-kommerziellen Bereiches sind von dem Begriff „Creative Industries“ zu trennen. Unser Zugang zum Konzept der Creative Industries impliziert immer wirtschaftspolitische Maßstäbe!

Studien beweisen, dass in Österreich ein beträchtliches Potential im Bereich Creative Industries besteht. So beträgt beispielsweise die Wertschöpfung in der Musikwirtschaft knapp 30 Mrd. ATS, mit 41.000 Beschäftigten liegt die Musikbranche im Spitzenfeld der österreichischen Dienstleistungssektoren. Eine umfassende Datenerhebung bzw. eine konzertierte Zusammenarbeit zwischen Wirtschafts- und Kulturressort, um Wissen über die Bedeutung der Sektoren, die als Kreativwirtschaft zusammengefasst werden können, um die Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung einschätzen zu können, fehlen allerdings. Eine Studie der Arbeiterkammer Wien vom November 2000 von Prof. Norbert Geldner geht von einer Beschäftigtenzahl von 140.000 Personen aus. Das entspricht 4 Prozent der Gesamtbeschäftigten im Bereich Kultur und Unterhaltung. Damit erreicht dieser Sektor die Größenordnung der österreichischen Landwirtschaft. Mit einem jährlichen Wachstum von höchstens 1.400 entstehen allerdings nur wenige Arbeitsplätze über das durchschnittliche gesamtwirtschaftliche Wachstum hinaus, das zur Kompensation von Verlusten in schrumpfenden Branchen beitragen könnte. Als Hoffnungsträger am Arbeitsmarkt können laut Prof. Geldner Kultur und Unterhaltung nur bestehen, wenn es gelingt, den Sektor auf einen expansiven Entwicklungspfad zu bringen. Dazu sei eine öffentliche Finanzierung unverzichtbar, denn unter Marktbedingungen würde in die Grundlagen einer „Knowledge-based economy“ suboptimal investiert werden. Funktional sei die Kultur der Grundlagenforschung gleichzusetzen. Auf einen einfachen Nenner gebracht: Creative Industries brauchen Kultur und Kulturförderung. 

Grosse Teile der österreichischen Creative Industries basieren allerdings auf dem kulturellen Erbe, weniger auf zeitgenössischem künstlerischem Schaffen oder der Medienindustrie, das kulturelle Erbe von morgen.

Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass Kultur- und Medienbetriebe überdurchschnittlich oft  klein- und mittelständische Betriebe mit einer besonders hohen Arbeitsplatzintensität sind, die überdurchschnittlich hohe und aktuelle Qualifikationen erfordern. Aus ähnlichen und verwandten Branchen, Produzenten und Dienstleistern könnten regionale Wirtschaftsverbände entstehen. Neue Formen von räumlichen und sozialen Verflechtungen von Arbeit, Freizeit und sonstigen Lebensäußerungen.

Die Creative Industries sind in den letzten 10 Jahren zu einer relevanten Größe des Wirtschafts-, Arbeits- und Beschäftigungsmarktes geworden. Die Förderung der Kunst als staatliche Aufgabe bleibt unantastbar, gleichzeitig ist es notwendig, wirtschaftspolitische Innovation zu fördern. Es gilt, klar zwischen wirtschaftspolitischem und arbeitsmarktpolitischem Zugang, dem kulturellen Sektor und der Kulturpolitik zu unterscheiden.

Wir fordern daher:

Datenerhebungen zur Abschätzung des Potentials, der Möglichkeiten und der Strategieentwicklung 

Aufbau Grundlagenforschung 

Verstärkte Förderung durch Adaptierung der Rahmenbedingungen (Reregu​lierung der Zugangsbestimmungen in der Gewerbeordnung; Diskussion Arbeitsrecht; verstärkter Urheberrechtsschutz; Bürokratieabbau, Zugang zur Technologie auf breiter gesellschaftlicher Basis)

Sicherstellung der Ausbildungsmöglichkeiten ((Schulische Ausbildung, Fachhochschulen, Lehrgänge, Weiterbildung für bereits im Beruf stehende, Business-Knowhow...)
Drei Tage später veranstaltete die Wirtschaftskammer eine Tagung zum Thema Kreativwirtschaft, die mehr oder weniger unter Ausschluss der interessierten Öffentlichkeit stattgefunden hat. 

Glawischnig fordert Taten statt Worte von Morak bei Kreativwirtschaft, OTS vom 03.Dez 01

OTS (Wien) - "Staatssekretär Morak ist in erster Linie durch Kürzungen beim Kunstbudget aufgefallen. Konzepte oder tatsächliche Unterstützung für die österreichische Kreativwirtschaft ist er bis dato schuldig geblieben", kritisiert heute die Kultursprecherin der Grünen, Eva Glawischnig, die Aussagen von WK-Chef Leitl im Rahmen der Tagung 'Kreativwirtschaft'. "Taten statt Worte sind jetzt mehr denn je angesagt, Herr Morak", so Glawischnig.

Die Grünen verweisen seit geraumer Zeit auf das enorme Potential, welcher in der Kreativwirtschaft steckt, sowohl auf wirtschafts- als auch auf kulturpolitischer Seite. Die zahlreichen Vorschläge, die nicht zuletzt bei der Grünen Enquete vergangene Woche eingebracht wurden, werden von Seiten Moraks nicht einmal ignoriert, so

Glawischnig. Glawischnig erneuert ihre Forderung nach der Umsetzung von Maßnahmen, welche eine seriöse Basis für Impulse im Bereich der Kreativwirtschaft bilden können: Datenerhebungen zur Abschätzung des Potentials, der Möglichkeiten und der Strategieentwicklung im Bereich der Kreativwirtschaft, darüber hinaus der Aufbau einer Grundlagenforschung und eine verstärkte Förderung durch die Adaptierung von Rahmenbedingungen (Gewerbeordnung, Arbeitsrecht, Urheberrechtsschutz, Bürokratieabbau u.v.a.m.).

Material:

Die Unterlagen der Enquete (Referate und Protokoll) sind bei elke.widner@gruene.at erhältlich. 

OTS, 3. Dezember 01: Glawischnig fordert Taten statt Worte von Morak bei Kreativwirtschaft

Geldner, Norbert: Der Wirtschaftsbereich Kultur und Unterhaltung und seine Rolle im Wiener Arbeitsmarkt. Wien 2000. AK

MKW GmbH: Exploitation and development of the job potential in the cultural sector in the age of digitalisation. Commissioned by European Commission.DG Employment and social affairs. June 2001.
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FILM

Anlässlich des Budgetausschusses zum Kunstbudget 2002 am 15. März 2001 stellte Eva Glawischnig dem Bundeskanzler auch eine Frage zur Filmförderung, die dieser am 20. März schriftlich beantwortete (GZ 2888‑BK/2001). 

Frage:

Wie gedenken Sie dem im Regierungsübereinkommen angekündigten Förderungsschwerpunkt Film Rechnung zu tragen, nachdem weder im Budgetvoranschlag 2001 noch im Budgetvoranschlag 2002 die im Jahr 2000 erfolgte Kürzung von ATS 14,14 Mio. beim Österreichischen Filminstitut rückgängig gemacht wurde, und im Budgetvoranschlag 2002 im Bereich Filmförderung eine weitere Kürzung von ATS 8,052 Mio. (Euro 585.195,‑) veranschlagt ist ?

Antwort:

Im Budgetjahr 2002 wird es zu keiner weiteren Kürzung der Filmmittel kommen. Die angesprochene Differenz von 585.195 (8 Mio. ATS) rührt daher, dass auf Grund der Änderung der Geschäftseinteilung Mittel der Fotografie, die bisher in diesem Kapitel untergebracht waren, zum Ansatz für die Bildende Kunst verschoben wurden.

Im Übrigen sind die Kürzungen im Bereich des Films im Jahr 2000 nicht größer gewesen als in anderen Bereichen der Kunst, da alle Ermessensausgaben um einen Betrag von 4,5% gekürzt werden mussten. Außer Acht gelassen werden darf auch nicht, dass aus Programmen wie EURIMAGES und MEDIA II nicht unbeträchtliche Mittel an die Österreichische Filmwirtschaft zurückfließen.

Eva Glawischnig in der APA vom 16. März 2001: Glawischnig beklagt "desaströse" Filmförderungssituation

Utl.: "Filmschwerpunkt" schlage sich in realen Kürzungen der Förderungsmittel nieder - "Vertane Chance" =

Wien (APA) - Eine Filmförderungspolitik, die Österreich in Kürze zum Schlusslicht Europas machen werde, beklagte die Kultursprecherin der Grünen, Eva Glawischnig, heute, Freitag, Vormittag auf einer

Pressekonferenz: "Wir haben eine desaströse Situation, die den Chancen dieses Bereiches, über die es breiten Konsens gibt, in keiner Weise gerecht wird." Dem widersprach Andreas Gruber vom Dachverband der österreichischen Filmschaffenden: "Wir werden nicht erst Schlusslicht, wir sind es schon lange. Bei allen wesentlichen Kennzahlen der Branche, von der Wertschöpfung bis zur Beschäftigung, liegt Österreich an letzter Stelle."

Die Lage wäre umso beklagenswerter, meinte Glawischnig, als eigentlich ein "Förderungsschwerpunkt Film" versprochen worden wäre, der sich jetzt, nach Auslaufen der Sondermittel der vergangenen Jahre in einer realen Kürzung niederschlage. "Und das, obwohl der jetzige Kunststaatssekretär noch als Abgeordneter gesagt hat, die Mittel wären viel zu wenig." Es handle sich dabei nicht nur um die

Nicht-Nutzung eines gewaltigen kreativen Potenzials, das dazu führe, dass Wien als Medien- und Filmstandort bald von aufstrebenden osteuropäischen Städten wie Prag und Budapest überflügelt werde, sondern auch um "eine unglaublich dumme Wirtschaftspolitik", da die Wertschöpfung und der Rückfluss an Steuermitteln gerade im medialen Bereich außerordentlich hoch sei.

Konkret wurde die Einfrierung des Budgets für das Österreichische Filminstitut auf der Höhe des Jahres 2000 (105,8 Mill. Schilling) für die Folgebudgets 2001 und 2002 beklagt - eine Kürzung um mehr als 35 Prozent gegenüber den 169 Mill. des Jahres 1999. "Ich kann nicht verstehen, dass ein 'Schwerpunkt Film' sich so niederschlägt, dass derart gravierend gekürzt wird", erklärte Helmut Grasser vom Österreichischen Produzentenverband. Eine größere Filmproduktion mit einem Budget von etwa 50 Millionen Schilling benötige eine Basisfinanzierung von rund 30 Millionen, um weitere Gelder lukrieren zu können. Grasser: "Wir verspielen riesige Chancen in einer boomenden Medien- und Filmlandschaft".

Glawischnig kritisierte weiters die Streichung der Entschädigung für die Gebührenbefreiung an den ORF, der für die Filmwirtschaft einen direkten Verlust von 60 Millionen Schilling bedeute und forderte die Rücknahme dieser Entscheidung. Der Budgetansatz "gemeinnützige Einrichtungen" im Bereich der Bundesmittel für Film und Medien wäre um weitere acht Millionen gekürzt worden, monierte Glawischnig, die auch die Umstrukturierung der betreffenden Abteilungen der Kunstsektion als "nicht nachvollziehbar" kritisierte und berichtete, auf eine diesbezügliche Anfrage der Grünen von Bundeskanzler Wolfgang Schüssel (V) "unter Bruch der parlamentarischen Geschäftsordnung" bisher keine Auskunft erhalten zu haben.

Überall in Europa werde massiv im Filmbereich investiert (so beträgt laut Grasser allein das Auftragsvolumen der deutschen Fernsehsender an die Filmwirtschaft 4,6 Milliarden Mark jährlich),

nur in Österreich werde gekürzt. Die Grünen fordern daher u.a. die "mittelfristige Aufstockung des Bundesfilmbudgets auf 300 Millionen Schilling", "steuerliche Maßnahmen, die es privaten Anlegern und

interessierten Unternehmern ermöglichen, Kapital in eigenproduzierte Filme zu investieren", sowie „Zweckbindung" einer auf Rundfunkgeräte eingehobenen Steuer, die angeblich 680 Millionen Schilling einbringe, für nichtkommerzielle Radios, die Filmwirtschaft und zur Finanzierung der Medienbehörde. Wien solle, so die Grünen, "neben Berlin, Köln und München der vierte relevante Filmproduktionsstandort des deutschsprachigen Raumes werden".

Eva Glawischnig in der APA vom 30.Mai 01: Kulturausschussdebatte: Geld für "jeden Schmarren", nicht für Film

Utl.: Im Parlament wurde weniger der "Kunstbericht 1999" als die  aktuelle Kulturpolitik von Franz Morak diskutiert 

Wien (APA) - Weniger der in Form des "Kunstbericht 1999" in Zahlen gegossene Rechenschaftsbericht über das letzte Amtsjahr von Kunststaatssekretär Wittmann (S), sondern aktuelle Fragen der Filmförderung sowie das Vorwort von Wittmanns Nachfolger Franz Morak (V) standen im Mittelpunkt der Wortmeldungen im heutigen

parlamentarischen Kulturausschuss, in dem - Monate nach seiner Veröffentlichung - der Kunstbericht nun auch parlamentarisch behandelt wurde.

 Was die Summe von 100 Millionen Schilling Sonderfinanzierung für den österreichischen Film gebracht habe, und wie künftig der proklamierte "Filmschwerpunkt" budgetär umgesetzt werde, wurden von Seiten der Opposition nachgefragt. Eva Glawischnig (Grüne) fand es "abartig", über vergleichsweise geringfügige Filmbudgets zu streiten, während "für jeden Schmarren" (etwa Nachtsichtgeräte für das Bundesheer) ungleich größere Summen anstandslos bewilligt würden.

SP-Abgeordneter Josef Cap verwies auf die von Morak in seinem Vorwort angeführten "revolutionären Veränderungen im Medienbereich" und betonte, das diskutierte neue ORF-Gesetz "ist wirklich eine

revolutionäre Veränderung, aber nicht im Sinne der Filmproduzenten".

In einer Replik meinte der Staatssekretär "hier keine ORF-Mediengesetzdebatte führen" zu wollen, dass man sich aber "sehr wohl entschlossen" habe "einen langfristigen Struktureffekt" auch für die heimische Filmszene zu erzielen: "nämlich Privatfernsehen einzuführen!" Film könne, so Morak weiter, heute nicht mehr im nationalen Kontext funktionieren. Er freue sich mit Haneke über dessen   Erfolge ("Die Klavierspielerin" sei einer jener Filme, denen die Sonderfinanzierung zugute kam, betonte der Geschäftsführer des Österr. Filminstitutes, Gerhard Schedl), "wir sollten aber auch nicht vergessen, dass dem etwa ein Fritz Lehner gegenübersteht", dessen

Großprojekt ("Jedermanns Fest", Anm.) noch immer nicht im Kino zu sehen gewesen sei. (...)

Der Kunstbericht 1999 wäre, so Morak, dank einer Ausschreibung in seiner Herstellung um über 40 Prozent billiger gewesen. Im übrigen ersuchte er die Ausschussmitglieder: "Messen Sie mich an den Taten. Messen Sie mich am Kunstbericht 2000."

Eva Glawischnig in der APA vom 12. Juli 2001: "Höchste Zeit für Filmgipfel"

Utl.: Grüne Kultursprecherin bekräftigt Forderungen nach mehr Budget

Wien (APA) Die SP-Forderung nach einem Film-Krisengipfel wird von der Grünen Kultursprecherin Eva Glawischnig heute, Donnerstag, in einer Aussendung begrüßt: "Es ist höchste Zeit und wir freuen uns über Unterstützung in Sachen Förderung des österreichischen Films". Die Grünen verweisen auf die am 5. Oktober geplante Filmenquete, die auf ihre Initiative hin im Parlament stattfinden und unter anderem "erfolgreiche internationale Filmfördermodelle" präsentieren soll.

Die "Konzepte der Grünen zur Förderung der österreichischen Filmwirtschaft" lägen "seit langem" vor. Unter anderem eine Aufstockung des Bundesbudgets für Film auf 300 Millionen S (21,8 Mill. Euro), steuerliche Maßnahmen zur Kapitalinvestition privater Anleger und die "Rücknahme der Streichung der Entschädigung für die Gebührenbefreiung an den ORF" werden gefordert. Der Wiener Filmfonds

soll "auf 200 Millionen S bis zum Jahr 2005" kontinuierlich aufgestockt werden, heißt es in der Aussendung weiter.

Die i2i-Initiative der Europäischen Investitionsbank.

Die Umwälzungen in Gesellschaft und Wirtschaft durch die neuen Technologien, haben die strategische Bedeutung des audiovisuellen Sektors verstärkt. Die Nachfrage nach audiovisuellen Werken, wie Spiel- und Dokumentarfilmen, digitalen Archiven, Bibliotheken und ähnlichen Informationen steigt stetig.

Die wirtschaftliche Bedeutung dieses Sektors wird jedoch, gerade in Österreich, noch immer unterschätzt.

Ein großes Problem der europäischen Filmwirtschaft liegt in ihrer Unterfinanzierung.

Die Europäische Investitionsbank (EIB) hat, im Rahmen der i2i-Initiative, zur Ankurbelung dieses Sektors, ein Finanzpaket von 600 Mio. Euro, für drei Jahre, zur Verfügung gestellt.
Für Produktion als auch für Distribution und Vorbereitung von Filmen, für Fernsehprogramme und Musik,  zur Entwicklung von Infrastrukturen und zur Förderung von, in diesem Sektor tätigen klein- und mittelständischen Unternehmen (KMU).

Zur Requirierung dieser Mittel bedarf es jedoch politischer Rahmenbedingungen sowie der Zusammenarbeit mir nationalen Banken und Investmentunternehmen.

Die Europäische Kommission und die EIB haben ihre Aktionen in einigen Bereichen miteinander abgestimmt. So sollen Informationskurse für Vertreter aus dem Banksektor und den KMU angeboten werden, die darauf abzielen Informationen zu den spezifischen Erfordernissen des audiovisuellen Sektors, was Struktur und Finanzierung anbelangt, zu geben.

Damit soll auch der Risikokapitalmarkt in diesen Bereichen belebt werden.

Darüber hinaus soll es vereinfachte Verfahren geben, damit Media+ unterstützte Programme leichter Darlehen von der EIB erhalten.

Als wohl entscheidenden Punkt für die Anwendbarkeit der Globaldarlehen hat die EU-Kommission mit Zustimmung des Kulturausschusses des Europäischen Parlaments vorgeschlagen, im EU-Budget für das Jahr 2002 eine neue Budgetlinieeinzurichten, die Garantiemittel für das i2i-Programm vorsieht.

Mercedes Echerer führte dazu 2001 Gespräche mit österreichischen Banken, Filmproduzenten, dem ORF, den betroffenen Interessensverbänden, Ministerien und Kulturpolitikern.

Am 22. Oktober 2001 präsentierten Mercedes Echerer und Univ. Prof. Dr. Ewald Nowotny, Vizepräsident der EIB, im Rahmen der Viennale, die i2i-Initiative österreichischen Persönlichkeiten aus Bereichen Film, Politik und Bankwesen.

Dieser erste Schritt, die Filmwirtschaft vom reinen Förderungsempfänger hin zum funktionierenden Wirtschaftszweig zu bringen, war ein Erfolg.

Material:

Anfrage von Eva Glawischnig an den Bundeskanzler anlässlich des  Budgetausschusses zum Kunstbudget 2002 am 15. März 2001 und Antwort vom 20. März (GZ 2888‑BK/2001)

APA, 16. März 2001: Glawischnig beklagt "desaströse" Filmförderungssituation

APA, 30.Mai 01: Kulturausschussdebatte: Glawischnig: Geld für "jeden Schmarren", nicht für Film

APA, 12. Juli 2001: "Höchste Zeit für Filmgipfel", Grüne Kultursprecherin bekräftigt Forderungen nach mehr Budget

Informationen über im Rahmen der i2i-Initiative geförderte Projekte der Europäischen Investmentbank finden sich unter http://www.eib.org (search:i2i)


FOLGERECHT


Am 3. Juli hat das Europäische Parlament (EP) in 3. Lesung (nach dem Vermittlungsausschuss mit dem Europäischen Rat) die „Richtlinie über das Folgerecht des Urhebers des Originals eines Kunstwerkes“ (Folgerecht) beschlossen. Der Rechtstext wurde am 29. September 2001 veröffentlicht. Mercedes Echerer war Mitglied der Delegation des EP im Vermittlungsausschuss und hat sich mit der Causa Folgerecht sehr intensiv auseinandergesetzt (vgl. dazu auch Kulturbrief 2). 

Im Bereich des Urheberrechts ist das Folgerecht das unabtretbare und unveräußerlich Recht des Urhebers eines Werkes (auch Bilder, Collagen, Stiche, usw.) auf wirtschaftliche Beteiligung am Erlös jeder Weiterveräußerung.

Mit dem Folgerecht soll ein Ausgleich zwischen der wirtschaftlichen Situation von Urhebern grafischer oder plastischer Kunstwerke und jener der anderen Kunstschaffenden, die aus der fortgesetzten Verwertung ihrer Werke Einnahmen erzielen, hergestellt werden.

Ziel ist es, Urhebern von Kunstwerken, in allen Mitgliedsstaaten, den gleichen rechtlichen Schutz zukommen zu lassen. Da es aber in einigen Ländern (z.B. England, Irland, Niederlande, Österreich) noch kein, oder ein unterschiedliches, Folgerecht existiert, muss es, für das Inkrafttreten einer solchen Richtlinie, Übergangsfristen geben.

Diese Übergangsfristen und der Schwellenwert, der den Mindestpreis für das Folgerecht festlegt, waren die strittigen Punkte die schließlich zum Vermittlungsverfahren zwischen Rat und EP, führten.

Nach mehreren Trilog- und Delegationssitzungen akzeptierte der Rat folgenden, vom EP vorgeschlagenen, Kompromiss:

Der Mindestverkaufspreis, ab dem Urheber das Folgerecht geltend machen können, liegt bei 3.000 Euro. Allerdings dürfen die Mitgliedsstaaten, entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip, nationale Schwellenwerte festlegen, die unter der Gemeinschaftsschwelle liegen.

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie, beträgt vier Jahre (1.Januar 2006).

Die Mitgliedsstaaten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Richtlinie das Folgerecht nicht anwenden, werden nicht gezwungen, im Zeitraum bis spätestens 1. Januar 2010 nach dem Tod eines Urhebers das Folgerecht zugunsten seiner Rechtsnachfolger anzuwenden.

Ergänzend ist eine Frist von weiteren zwei Jahren geplant, damit Wirtschaftsakteure in den betreffenden Ländern, sich allmählich an das Folgerecht anpassen können.

Zusätzlich darf der Gesamtbetrag des Folgerechts 12.500 Euro nicht übersteigen, wobei die Kommission ermächtigt wurde, diese Zahl in Zukunft zu revidieren.

Rede von Mercedes Echerer im EP am 2. Juli 2002

Echerer (Verts/ALE). - Frau Präsidentin, geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Im Anschluss an das, was Frau Sandersten Holte gesagt hat, sieht man, jede Medaille hat zwei Seiten. Nun, bei den Vereinen und Vertretergremien von bildenden Künstlern, mit denen ich in den letzten Jahren gesprochen habe, besteht nun einmal mehrheitlich der Wunsch, ein europäisches Folgerecht zu haben. Auch unter den Akteuren im Kunsthandel besteht mehrheitlich der Wunsch, ein gemeinsames Folgerecht zu haben. Die Politik versucht seit Jahren, einen annehmbaren Kompromiss für alle auszuhandeln.

Zugegeben, der Rat hat nicht wirklich eine Harmonisierung angestrebt, sondern eher ein Gerüst gebaut mit einigen klugen Hintertüren. Zugegeben, der Rat war nicht besonders flexibel und ist nicht sehr auf die Vorschläge des Europäischen Parlaments eingegangen, aber immerhin - es ist ein annehmbarer Kompromiss! Ich kann nicht für die Kommission sprechen, aber einiges deutet darauf hin, dass auch die Kommission nicht mit allen Ratsvorschlägen glücklich und einverstanden war, allen voran nicht mit den Übergangsfristen. Aber auch die Kommission hat in diesem Spiel, das weniger ein Diskussionsspiel, sondern eher eine Vetopolitik war, mitgemacht, um dieses Folgerecht zu ermöglichen. Nun haben wir dieses Dokument, ein Dokument, von dem ich sage: Mit Ach und Weh sollten wir Ja sagen, aber wir sollten Ja sagen, denn es ist letztendlich ein Sieg. Wir haben dieses Papier, das verbesserungswürdig ist, aber weil wir es jetzt haben, können wir es auch verbessern.

Die Gegner sollten etwas vorsichtiger mit ihrer Kritik umgehen, denn sie werfen damit alle, die kritisch sind, in einen Topf. Es gibt nun einmal solche, die ein Folgerecht prinzipiell ablehnen, und es gibt auch solche, die einzelne, durchaus schwerwiegende Kritikpunkte anbringen möchten, die vielleicht für sie oder für einzelne Akteure von existenzieller Bedeutung sind, zum Beispiel für die kleinsten Kunstgalerien, die ja eigentlich den Pool der Talente überhaupt erst schaffen. Sie übernehmen das große Risiko. Sie haben sehr viele Probleme mit den steuerlichen Unterschieden, mit der Administration, mit den Versicherungsverträgen. Ihnen ist es kaum erlaubt, Werke von bildenden Künstlern in Kommission zu nehmen, meistens müssen sie kaufen.

Wenn diese Kleinstgalerien kaufen müssen und nach drei Jahren - wie in diesem Vorschlag vorgesehen - nicht verkaufen können, wenn sie noch dazu vielleicht erst nach drei Jahren unter dem Einkaufspreis verkaufen müssen, so tragen sie ein Risiko und einen doppelten Verlust, nämlich beim Preis und dann durch das Folgerecht. Trotzdem wird meine Fraktion diesem Vorschlag zustimmen. Es gibt noch einiges zu verbessern beim Folgerecht und den Aspekten, die im Umfeld damit zu tun haben.

Abschließend möchte ich noch ein Argument nicht wegwischen - das kann ich nicht -, aber doch ein wenig abschwächen: Die sogenannte Marktabwanderung ist auch nur ein Argument einer bestimmten Lobby, denn es gibt nun einmal Nachfrage und Angebot, und es gibt gewisse Dinge, die in Europa gesucht werden und immer in Europa gesucht wurden und nicht in den USA, und umgekehrt. Wichtig ist, dass diese europäische Entscheidung, die wir hoffentlich morgen mehrheitlich positiv fällen werden, einen enormen Druck ausüben wird zugunsten der Vertreter, die in der Schweiz und auch in den USA für dieses Folgerecht kämpfen. Sie warten auf unser Ja, und ich hoffe, sie werden es morgen bekommen. 

Material

Der gemeinsame Entwurf von EP und Rat über das Folgerecht nach Billigung durch den Vermittlungsausschuss vom 6. Juni 2001 findet sich im Internet unter www.europarl.eu.int (deutsch – Tätigkeiten – aus dem Plenum – vom Parlament angenommene Texte – nach Stichwort im Titel – Folgerecht)

Informationen zu den Diskussionen des Jahres 2000 finden sich im Kulturbrief 2

Der Bericht über den Kompromiss des Vermittlungsausschusses vom 22. Juni 2001 findet sich im Internet unter: www.eurparl.eu.int (deutsch – Tätigkeiten - Vermittlungsausschuss – Hintergrund – abgeschlossene Vermittlungsverfahren – Nr.13: Urheberfolgerecht)

Die Richtlinie (2001/84/EG) des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. September 2001 über das Folgerecht des Urhebers des Originals eines Kunstwerks findet sich im Internet unter www.europa.eu.int/eur-lex (deutsch – Gesetzgebung derzeit geltend – Folgerecht)

Weitere Informationen:
Nikolaos Tziorkas
(Brüssel) Tel.: (32-2) 28 42341
e-mail: lega-press@europarl.eu.int

HAUS DER GESCHICHTE/HAUS DER TOLERANZ

Anlässlich des Kulturausschusses mit Elisabeth Gehrer am 7. November 2001 wollte Terezija Stoisits in Vertretung von Eva Glawischnig von der Ministerin den aktuellen Stand in dieser Angelegenheit erfahren. Die Fragen lautesteten folgendermaßen:

In der Regierungserklärung  findet sich unter Punkt 12: „Zusammenführung der beiden vorliegenden Konzepte für ein Haus der Geschichte und für ein Haus der Toleranz“. Sie haben breite Diskussion zum weiteren Verlauf Haus der Geschichte/Haus der Toleranz angekündigt. Wie ist der Stand der Dinge und der Stand der Planungen. An wen wurden Aufträge verteilt, in welcher Höhe? In welcher Weise ist der Restitutionsbeauftragte der Stadt Wien beteiligt? Soll es ein Österreichisches Nationalmuserum geben?

Die Antwort der Ministerin widersprach Informationen vom Wiener Institut für Zeitgeschichte. Wir brachten daher eine schriftliche Anfrage ein. 

Anfrage von Eva Glawischnig an Ministerin Gehrer vom 21. November 2001:

Im Regierungsprogramm findet sich im Kapitel ‚Kunst und Kultur‘ als Punkt 12: “Zusammenführung der beiden vorliegenden Konzepte für ein Haus der Geschichte und für ein Haus der Toleranz”. Im Frühjahr 2000 haben Sie eine breite, öffentliche  Diskussion zum weiteren Verlauf der Projekte Haus der Geschichte/Haus der Toleranz angekündigt. Im Kulturausschuss am 7. November 2001 haben Sie auf eine entsprechende Anfrage der Abgeordneten Terezija Stoisits berichtet, es gäbe einen Vorschlag von Manfred Rauchensteiner und Stefan Karner, im Frühling 2002 eine offizielle Fachtagung zu veranstalten. Ziel sei die Errichtung eines “Hauses der Geschichte der 2. Republik unter Einbeziehung der historischen Vorgänge, die zur 2. Republik geführt haben”. Dazu werde auch Anton Pelinka, Autor des Konzepts für ein “Haus der Republik” eingeladen. Anlässlich dieser Tagung sollen die  Differenzen mit den ZeithistorikerInnen geklärt werden, die beiden Konzepten kritisch gegenüberstehen. Die Zeithistoriker seien über die geplante Tagung informiert worden und damit einverstanden.

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende

Anfrage

1. Wurde an Manfred Rauchensteiner und Stefan Karner seit Frühling 2000 ein Auftrag in Zusammenhang mit dem Projekt Haus der Geschichte/Haus der Toleranz erteilt?

2. Wenn ja, wie lautet die genaue Projektbeschreibung?

3. Wenn ja, auf welchen Zeitraum ist das Projekt befristet?

4. Wenn ja, wie hoch ist das Honorar?

5. Wurde an Anton Pelinka seit Frühling 2000 ein Auftrag in Zusammenhang mit dem Projekt Haus der Geschichte/Haus der Toleranz erteilt?

6. Wenn ja, wie lautet die genaue Projektbeschreibung?

7. Wenn ja, auf welchen Zeitraum ist das Projekt befristet?

8. Wenn ja, wie hoch ist das Honorar?

9. Wer ist für die Organisation der Fachtagung im Frühjahr 2002 verantwortlich?

10. Befinden sich im Planungsteam auch Mitglieder eines historischen Instituts der Universität Wien, Innsbruck, Klagenfurt, Salzburg oder Graz?

11. Wenn ja, wer?

12. Wenn nein, warum nicht?

13. Ist das Ziel der Fachtagung die Errichtung eines “Hauses der Geschichte der 2. Republik unter Einbeziehung der historischen Vorgänge, die zur 2. Republik geführt haben”?

14. Wenn ja, wie begründen Sie dieses Ziel in Zusammenhang mit der Tatsache, dass die Mehrheit der Österreichischen ZeithistorikerInnen der Errichtung eines herkömmlichen Museums zu diesem Thema äußerst skeptisch gegenübersteht?

 15. Wenn ja, haben Sie mit dem Finanzminister bereits über die Finanzierung einer derartigen Einrichtung verhandelt?

 16. Wie ist der aktuelle Stand betreffend das Palais Epstein: Wer ist Eigentümer, wer ist Mieter? Was ist der genaue Zeitplan für die zukünftige Nutzung des Palais Epstein? Wann wird ein Mietvertrag mit der Parlamentsdirektion abgeschlossen? 

Material:

Ein Überblick über den Verlauf der Debatte im Jahr 1999 findet sich auf der Homepage des Instituts für Zeitgeschichte der Universität Wien unter http://www.univie.ac.at/zeitgeschichte/
Die Anfrage der Grünen findet sich unter www.gruene.at (themen/inhalte – kultur)  bzw. www.parlament.gv.at (parlamentarische Materialien – Anfragen und Anfragebeantwortungen im Nationalrat - Schriftliche Anfragen – Grüne - Glawischnig (3100/J) )


KULTURPOLITIK 

Kulturpolitik allgemein

APA vom 21.Juni 01: Grüne orten "Stillstand" in der österreichischen

Kulturpolitik

Utl.: Wollen im Herbst mit "Kulturaktionsplan" Diskussion 

Wien (APA) - Aus Anlass der bevorstehenden Eröffnung des Museumsquartiers (MQ) baten heute, Donnerstag, die Grüne (Bundes-)Kultursprecherin Eva Glawischnig und die Kultursprecherin der Wiener Grünen, Marie Ringler, zu einer Zwischenbilanz der Kulturpolitik der FPÖ/ÖVP-Regierungskoalition aus grüner Sicht.

Insgesamt sei in der "derzeitigen Kulturpolitik keine Prioritätensetzung zu erkennen", es gebe einen "Stillstand, wenn nicht sogar Rückschritt", konstatierte Glawischnig. Die Grünen würden im Herbst versuchen, durch die Vorlage eines "Kulturaktionsplanes" (im Anschluss an das kürzlich präsentierte grüne Kulturprogramm)

"eine Diskussion zu eröffnen".

Es gebe einen "klaren Sparkurs von minus 12 Prozent relativ zum Kunstbudget von 1999", auf diesem Stand seien "mittlerweile drei Budgets eingefroren", so Glawischnig. Das letzte ausständige Budget der Legislaturperiode (2003), in dem "Korrekturen möglich" seien, werde "ein Wahlkampfbudget", es gebe derzeit keine Anzeichen einer "Bewegung". Ob dieser "Determinierung bis Ende 2002" sei die Gesamtbilanz "eher bedrückend", so Glawischnig. Drei Ministerien - Außen- und Bildungsministerium und das Bundeskanzleramt - "machen relativ unkoordinierte Kulturpolitik aneinander vorbei", so Glawischnig.

Ausdrücklich positiv bewerten die Grünen die Neufassung des "Künstlererlasses" zur Möglichkeit der auf drei Jahre verteilten Versteuerung von Einkünften, Kritik gab es an der "verpfuschten Regelung" der Künstlersozialversicherung, weiters an der "fehlenden Umsetzung" der "von der Koalition selbst gesteckten Ziele

Förderschwerpunkt Film, Umstellung auf Dreijahresverträge und der steuerlichen Absetzbarkeit von Großsponsoring", so Glawischnig.

Das vor der Eröffnung stehende MQ - ein "gesamtpolitisches Sittenbild" - sei "auf das österreichische Mittelmaß" reduziert worden, "durchaus hochfliegende Pläne wurden hier nicht verwirklicht", meinte Ringler: Das ursprüngliche "Siegerprojekt eine Architekturwettbewerbs" sei "mehrfach grob verändert" worden, der

"symbolträchtige Leseturm" einfach gestrichen worden, ein "Gesamtkonzept für die gar nicht so ferne Zukunft" sei "nicht in Sicht". Das sei "ein Symptom der herrschenden Nicht-Politik", so Ringler. Auch die "bis zum heutigen Tag ausständigen fixen Mietverträge" für die "kleinen Institutionen" im MQ kritisierte Glawischnig.

Die budgetäre Situation im Bereich Film sei "als katastrophal zu bezeichnen", so Glawischnig, die auf die "35-prozentige Kürzung des Budgets des Österreichischen Filminstitutes" ebenso verwies wie auf den mittelbaren und unmittelbaren "Schaden für die Filmindustrie" von 660 Millionen durch die Streichung der Entschädigung der

Gebührenbefreiung für den ORF und einen zu befürchtenden "weitreichenden Zusammenbruch der österreichischen Filmproduktion" durch das neue ORF-Gesetz. Der "Regierungsschwerpunkt Film hat in

einer Reduktion gemündet", so Glawischnig.

Die Grünen wollen sich "mit Vorschlägen konstruktiv in die Diskussion einbringen", so Ringler. Es werde am 5. Oktober auf Initiative der Grünen eine Filmenquete im Parlament stattfinden, der Kulturaktionsplan der Grünen werde zu einem "wesentlichen Teil" Vorschläge für die "Kreativwirtschaft und die Content-Industrie

beinhalten". Auch die "überfällige" Diskussion der EU-Richtlinien zu "Folgerecht und e-copy-rights" wollen die Grünen beginnen.

Marie Ringler in der APA vom 25. Juni 01: Symbolhafte Vorschläge für klareren Kulturpolitik-Kurs in Wien

Utl.: Megaphon, Feuerlöscher, Verbandszeug, Samthandschuhe und Sauerstoff als Rüstzeug für "Pilot" Mailath-Pokorny 

Wien (APA) - "Es ist derzeit sehr viel los im Kultur-Luftraum, viele Flugzeuge fliegen drunter und drüber. Wir fürchten, dass das Flugzeug, in dem der Wiener Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny (S) Pilot ist, bis jetzt noch keinen erkennbaren Kurs hat". Marie Ringler, Kultursprecherin der Wiener Grünen, gab sich im Gespräch mit der APA heute, Montag, gleichnisreich. Und symbolträchtig: "Ein Pilot braucht einen Bordcomputer und einen Kompass, um einen klareren Kurs zu entwickeln. Und, in schwierigen Situationen, fünf Objekte, die es in jedem Flugzeug gibt. Die Symbole für diese Gegenstände haben einen Farbcode: Vier sind rot, eines ist grün."

Noch vor Ablauf der traditionellen hundert Tage wolle Ringler Mailath-Pokorny "gerne ein paar Vorschläge" machen. "Er hat ein sehr ehrgeiziges Programm. Wir hoffen aber, dass der Kurs bald deutlicher erkennbar wird". Einer der benötigten "Gegenstände" sei demnach ein "Megaphon", mit dem "klar und deutlich gemacht werden kann, in welche Richtung es geht. Dazu gehört Transparenz in Budgets und Personalentscheidungen". Neben dem Theater in der Josefstadt und dem Theater der Jugend nannte Ringler auch Leitung und Budget des

Kindertheaters im Museumsquartier (MQ) und die Frage einer "ordentlichen Ausschreibung" der Rabenhof-Leitung, sollte es für die Spielstätte einen Dreijahresvertrag geben.

Bedarf für einen "Feuerlöscher" sehe Ringler im Bereich der freien Theaterszene und der unabhängigen Kulturinitiativen, die "sehr unter der Einsparungspolitik des Bundes und den klar politischen Kürzungen

leiden". Verbandszeug bräuchte das MQ: "Eine zentrale Frage ist dort nicht beantwortet, nämlich die Gesamtpositionierung, was mit dem MQ erreicht werden soll." Die "Querelen" seien Symptom "auch des

Desinteresses der Stadt Wien an der Frage, wohin das MQ gehen soll. 

Auch die Frage der Folgekosten, beispielsweise beim Tanzquartier und beim Kindertheater, ist ungeklärt. Da sollte man ein Pflaster einsetzen", so Ringler.

Bedarf für "samtene Handschuhe" sah Ringler bei der "bevorstehenden Ausgliederung des Museums der Stadt Wien am 1. 1. 2002" - "Handschuhe aber auch, damit Mailath-Pokorny sich nicht die Finger verbrennt". Mit "einiger Besorgnis" betrachte sie "die fehlende Positionierung des Museums im Kontext auch der Bundesmuseen

in Wien": Ausgegliederte Museen liefen Gefahr, "sich rein auf die Publikumsshows zu konzentrieren und die Forschung völlig auf der Seite" liegen zu lassen, so Ringler.

Das "Symbol für den wichtigsten Gegenstand ist grün: Sauerstoff braucht man zum Atmen und für die Zukunft", so Ringler. Es solle "zunehmend und mehr in die Gegenwartskunst investiert" werden, die mit den "etablierten Bereichen gleichberechtigt gestellt" werden solle. Hierzu seien Investitionen in "Zukunftsbereiche wie Film und

Neue Medien" nötig. Ringler unterstrich die grüne Forderung nach einer Aufstockung des Wiener Film Fonds (200 Millionen S (14,5 Mill. Euro) bis 2005) und der "Schaffung eines dezidierten Budgetbereichs für Neue Medien" von 50 Millionen S jährlich, damit "Wien in diesem Bereich nicht den Anschluss, den Sauerstoff verliert".

Sie sei "guter Hoffnung" für die Zukunft der Kulturpolitik in Wien. "Einstweilen fliegt das Flugzeug ganz gut dahin, ein bisschen gemächlich, aber doch", so Ringler.

Vergesst die Josefstadt! Kommentar von Marie Ringler im Falter vom 21.12.01

Schöne Worte fand der Wiener Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny zu Beginn seiner Amtsperiode. Er sprach von „diskursiver Öffentlichkeit“, von einer Politik der „offenen Türen und offenen Ohren“, und vom Wiener Gegenmodell zur Bundesregierung.

Seit dem Sommer klingen seine Vorhaben verhaltener: „Einleitung der längst notwendigen Belebung und sanften Erneuerung der Wiener Theaterlandschaft“. Versprechungen, die an die Ziele einer Seniorenresidenz erinnern. Was ist seitdem passiert? Beabsichtigt der Sozialdemokrat Mailath-Pokorny nun der „bessere Marboe“ zu werden? 
Statt sich mit der angekündigten kritischen Öffentlichkeit auseinander zusetzen, verwickelte sich der Stadtrat in den ersten Monaten seiner Amtsperiode in vorstadttheaterreife Possen um Josefstadt und Rabenhof. Und in der Freie Bühne Wieden wird bereits am dritten Akt gearbeitet. 

Zum Jahresausklang, einem Zeitpunkt, an dem einige wichtige Kulturinitiativen an Finanzproblemen verzweifeln und zugrunde zu gehen drohen, herrscht nach leeren Sagern und hektischem Ränkespiel nunmehr besinnliche Ratlosigkeit im Kulturamt.

SP-Finanzstadtrat und SP-Bürgermeister haben das Kulturbudget 2002 gekürzt. Dadurch werden Innovationen ohne einen klaren Gestaltungswillen der Politik fast unmöglich.

Und zu allem Übel sind relevante Entscheidungen, die Chancen für konkrete Erneuerungsschritte bieten könnten, aus dem Blickfeld geraten. 

Wo bleibt das blumig angekündigte Gegenmodell zu Blau–Schwarz im Bund? Doch nicht in der Direktorenbesetzung des Theaters in der Josefstadt?! 

Langfristig wird Mailath beweisen müssen, ob er es schafft, die Basis für die nächsten Jahrzehnte zu legen: 

Staatssekretär Morak hat im Bundeskulturbudget die Subventionen für Medien, wichtige Träger von Öffentlichkeit und Diskussion, wohl genau deshalb besonders stark gekürzt. Die Stadt setzt dem kaum etwas entgegen. Der “Medienstandort Wien“ besteht aus zaghaften wirtschaftspolitischen Maßnahmen im Bereich Creative Industries. Das Potential im Kulturbereich wird aber seit Jahren ausgetrocknet. Kunst in den “alten“ Medien wie Radio, Film und TV wird genauso wenig gefördert, wie in den neuen Technologien. Menschen mit guten Internetprojekten müssen nach Hause geschickt und aufs nächste Jahr vertröstet werden. Und das nach 10 Jahren World Wide Web. 

Wien hat als letztes Bundesland keinen gesetzlichen Rahmen für seine Kulturförderung und schon gar kein Gesetz für Kunst im öffentlichen Raum. Die Stadt muss weg vom alleinigen Ziel der Behübschung und Dekoration von Bauten und Plätzen. Performative, temporäre und intervenierende Kunst darf nicht länger zu kurz kommen. 

Wiens Theater brauchen Auffrischung und Belebung. Der Finanzierungsspielraum für die Förderung freier Arbeit, junger Talente und spontaner Experimente ist aber nicht größer geworden. Und in der derzeitigen Praxis fehlt es bei den 3- Jahres-Verträgen für Theater an klaren Kriterien, die Innovation und kontinuierliche Veränderung besonders fördern würden. Juliane Alton von der IG Freie Theater (siehe Falter 47/01) fordert eine aktive Theaterpolitik von Mailath-Pokorny. Eine klare Festlegung von Aufgaben und Zielen aller Theater im Gesamtkontext der Stadt, die gemeinsam von TheatermacherInnen und der Kulturpolitik erstellt werden. Dieser Vorschlag wird von Kulturstadtrat - auch in seiner Antwort auf Altons Kommentar (siehe Falter 48/01) - noch nicht einmal ignoriert. Und wo bleibt das angekündigte Theaterlabor? Ohne neue Impulse wird die Theaterstadt Wien in ihren Strukturen erstarren. 

Aber auch in anderen wichtigen Fragen schweigt sich Mailath-Pokorny aus. Mit der Ausgliederung des Historischen Museums der Stadt Wien eröffnet sich die Chance, das Haus aus seinem Dornröschenschlaf wachzuküssen und als Ort der Auseinandersetzung über Wien ins Zentrum zu rücken. Und brennende Themen der Stadt, wie Migration, Stadt und Identität, oder die Frage nach Urbanität im 21. Jahrhundert zu behandeln. Die breite Debatte um Restitution von Gemeindeeigentum legt doch nahe, unsere NS–Geschichte wieder genauer zu betrachten:  Warum etwa wird die neue Wehrmachtsausstellung Jan Philipp Reemtsmas nicht eingeladen? 

Und während die rote Stadtregierung in ihrem ersten Jahr über reine Verwaltung nicht hinausgekommen ist, tanzt ihr Blau-Schwarz auf der Nase herum. Morak und Gehrer haben es vortrefflich verstanden, Lasten auf die Stadt abzuwälzen und ihr zugleich die Zügel aus der Hand zu nehmen. 

Die Subventionen für Organisationen und Vereine werden gekürzt und vor die Türe des Stadtrats geworfen. Im Museumsquartier (MQ) werden die Institutionen der Stadt gegängelt oder erst gar nicht mehr hineingelassen. Der MQ-Geschäftsführer Wolfgang Waldner setzt auf Law and Order im Umgang mit den Institutionen. Das große Projekt, die Jahrhundert-Chance Museumsquartier, verkommt zu einer touristischen Sehenswürdigkeit, die die Lebendigkeit Wiens nicht mehr widerspiegeln kann. Und die Stadt sieht zu!
Diese und andere Fragen sind wichtiger, als die Summe kleinkarierter Planungen oder das Gezerre um den einen oder anderen Direktionsposten. 

Der Kulturstadtrat einer Stadt, die Kulturmetropole sein und bleiben will, wird an diesen Herausforderungen gemessen werden. 

Statt uns im ersten Jahr seine Ideen zu präsentieren, hat Mailath die glücklose Beschäftigung mit Nebenschauplätzen symbolisch schwer geschadet. Das sollte wohl anders werden, denn nur Britney Spears kann ungestraft „Oops, I did it again“ trällern. 

Auslandskultur

Eva Glawischnig am 3. September 2001: ROI wird todgespart, Kulturinstitut geschlossen

Utl.: Grüne fordern Engagement in Auslandskulturarbeit

OTS (Wien) - "Staatssekretär Morak spricht von Auslandskulturarbeit. Parallel dazu unternimmt er nichts gegen das Todsparen von Radio Österreich International (ROI) und ist nach der Schließung des österreichischen Kulturinstituts in Paris immer noch das Versprechen schuldig, keine weiteren Schließungen vorzunehmen", kritisiert heute die Kultursprecherin der Grünen, Eva Glawischnig.

Die Grünen fordern mehr Mittel und vor allem eine bessere Koordination im Bereich der Auslandskulturarbeit, deren Kompetenz ganz klar bei Morak angesiedelt ist ."Es darf nach der Schließung des Pariser Kulturinstitutes keine weiteren Schließungen mehr geben. 

Diese Regierung stellt nur ein beispiellos niedriges Budget für die Auslandskultur zur Verfügung, es wurde von zuletzt 100 Millionen Schilling auf 70 Millionen gekürzt", so Glawischnig

Glawischnig fokussiert ihre Kritik auf das Aushungern von ROI, gegen das die Grünen seit Monaten vehement protestieren. "Nach den extremen Budgetkürzungen in den vergangenen Jahren soll der Gesamtetat des

österreichischen Auslandsdienstes nun erneut halbiert (!) werden. Da mit ca. 45 Millionen Schilling pro Jahr kein Auslandsrundfunkdienst mehr lebensfähig ist, bedeutet dies das faktische Aus für Radio Österreich International, auf jeden Fall aber für die Sprachdienste in Deutsch, Spanisch, Arabisch und Esperanto. Soviel zu Moraks

Auslandskulturengagement", kritisiert Glawischnig abschließend.

Bestellungsverfahren im Kunst- und Kulturbereich

Beschluss (Resolutions-) Antrag von  Marie Ringler, eingebracht in der Sitzung des Wiener Gemeinderates am 25. Oktober 2001 betreffend Einrichtung einer Enquete zu Verfahrensformen der Bestellung von DirektorInnen und IntendantInnen im Kunst- und Kulturbereich 

Stadtrat Dr. Andreas Mailath-Pokorny hat angekündigt, dass hinkünftig alle leitenden Funktionen und Direktionsposten im Wiener Kulturbereich ausgeschrieben werden. In den letzten Monaten hat sich gezeigt, dass die konkrete Handhabung dieser Bestellungen viele Fragen über die Wahl der Herangehensweise aufgeworfen hat. Die Ziele Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Chancengleichheit für alle BewerberInnen wurden nicht  in allen Verfahren erreicht.

In anderen europäischen Ländern (etwa Großbritannien) gibt es eine langjährige Tradition der Ausschreibung von Leitungsposten im Kulturbereich. Hier wurden neue Wege gefunden, faire und nachvollziehbare Verfahren zu  garantieren. Um auch in Wien die formale Abwicklung der Bestellungsverfahren zu verbessern, erscheint es sinnvoll, im Rahmen einer Enquete mit Fachleuten über Modelle der DirektorInnenbestellung zu diskutieren.

Die gefertigten GemeinderätInnen stellen daher gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgenden Beschlussantrag:

Der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge in Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des Ausschusses für Kultur und Wissenschaft eine Enquete zum Thema DirektorInnen- und IntendantInnenbestellungen im Kunst- und Kulturbereich bis Juni 2002 veranstalten.

In formeller Hinsicht beantragen wir  die sofortige Abstimmung dieses Antrages. 

Anfrage von Marie Ringler an den Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, Dr. Andreas Mailath-Pokorny betreffend zukünftige Vorgangsweise Ausschreibungen vom 7. November 2001

Sie haben kurz nach Ihrem Amtsantritt angekündigt, dass hinkünftig alle leitenden Funktionen und Direktionsposten im Wiener Kulturbereich ausgeschrieben werden. In den letzten Monaten hat sich gezeigt, dass die konkrete Handhabung dieser Bestellungen viele Fragen über die Wahl der Herangehensweise aufgeworfen hat. Die Ziele - Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Chancengleichheit für alle BewerberInnen - wurden nicht in allen Verfahren erreicht.   In den nächsten Jahren werden einige relevante Posten innerhalb des Wirkungsbereichs der Stadt Wien vakant und müssen neu besetzt werden. 

Die gefertigte Gemeinderätin stellt daher gemäß § 31 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgende Anfrage:

Museen der Stadt Wien:

1. Mit 4.10.2001 wurde im Wiener Landtag eine Enquete zur Ausgliederung der Museen der Stadt Wien beschlossen, auf der die zukünftige inhaltliche Positionierung der Museen der Stadt Wien diskutiert werden soll. Wird diese Enquete vor Ausschreibung der Leitungsposten abgehalten werden? Wenn nein, warum nicht? Wenn ja, wann wird sie stattfinden?

2. Wann wird die Ausschreibung der Leitungsfunktionen erfolgen? Welches konkrete Verfahren wird für die Ausschreibung der Leitungsfunktionen gewählt?

3. Wie sieht der genaue Zeitplan für die Ausschreibung der Leitungsfunktionen konkret aus?

4. So es zur Einsetzung einer Findungskommission, Jury oder einem anders gearteten Entscheidungsgremium kommt, welches Vorschläge an den Stadtrat richten soll, wer wird Vorschläge für deren Zusammensetzung erarbeiten? 

5. Wird die konkrete personelle Zusammensetzung der Findungskommission, Jury oder eines sonstigen Entscheidungsgremiums vor der Ausschreibung der Posten erfolgen?

6. Werden vor Ausschreibung der Posten klare Vorstellungen der zukünftigen inhaltlichen Positionierung der Museen im Kontext der Stadt und global formuliert werden, die als Leitlinien für mögliche BewerberInnen, eine Findungskommission oder Jury dienen? 

7. Wenn ja, in welcher Form und unter Einbeziehung welcher ExpertInnen und ExpertInnenmeinungen sollen diese erarbeitet werden?

8. Wird an die Findungskommission, Jury oder an ein sonstiges Entscheidungsgremium ein klarer schriftliche Auftrag ergehen, welche Vorschläge von ihr und in welcher Form erwartet werden?

9. Welche Institutionen, Einzelpersonen oder Gremien sind im Rahmen des gesamten Ausschreibungsprozess einzubeziehen bzw. mit welchen muss verhandelt werden? Wie wird diese Einbeziehung erfolgen?

10. So es zu Unstimmigkeiten zwischen den einzubeziehenden  PartnerInnen kommt, wie sollen diese gelöst werden?

11. Wer trifft die Letztentscheidung bei der Besetzung des Postens?

12. So es, wie in der Vergangenheit passiert, dazu kommt, dass Findungskommission, Jury oder sonstiges Entscheidungsgremium keine dem Auftrag entsprechenden Vorschläge machen kann, welche weitere Vorgangsweise wird gewählt werden?

13. Wird den BewerberInnen klar kommuniziert werden, welchem Verfahren sie sich stellen müssen, wer ihre Ansprechpersonen sind und welcher Zeitplan vorgesehen ist?

14. In welcher Form wird sichergestellt, dass die im Wiener Gleichbehandlungsgesetz vorgesehen Bevorzugung von Frauen bei gleicher Qualifikation erfolgt? In welcher Form werden Frauen im Zuge des eigentlichen Bewerbungsverfahren unterstützt werden, sich zu bewerben?

Vereinigte Bühnen Wien:

1. Wann wird die Ausschreibung des Postens des Geschäftsführers und Intendanten der Vereinigten Bühnen erfolgen? Welches Verfahren wird für die Ausschreibung des Postens gewählt? Wie sieht der genaue Zeitplan für die Ausschreibung des Postens konkret aus?

2. So es zur Einsetzung einer Findungskommission, Jury oder einem anders gearteten Entscheidungsgremium kommt, die Vorschläge an den Stadtrat richten soll, wer wird Vorschläge für deren Zusammensetzung erarbeiten? 

3. Wird die konkrete personelle Zusammensetzung der Findungskommission, Jury oder eines sonstigem Entscheidungsgremiums vor der Ausschreibung der Posten erfolgen?

4. Werden vor Ausschreibung des Postens klare Vorstellungen der zukünftigen inhaltlichen Positionierung der Vereinigten Bühnen Wien (unter besonderer Berücksichtigung der aktuellen Diskussion um das Theater an der Wien) im Kontext der Stadt und global formuliert werden, die als Leitlinien für mögliche BewerberInnen, eine Findungskommission oder Jury dienen?  Wenn ja, in welcher Form und unter Einbeziehung welcher ExpertInnen und ExpertInnenmeinungen sollen diese erarbeitet werden?

5. Wird an die Findungskommission, Jury oder ein sonstiges Entscheidungsgremium ein klarer schriftliche Auftrag ergehen, welche Vorschläge von ihr und in welcher Form erwartet werden?

6. So es, wie in der Vergangenheit passiert, dazu kommt, dass Findungskommission, Jury oder ein sonstiges Entscheidungsgremium keine dem Auftrag entsprechenden Vorschläge vorlegen, welche weitere Vorgangsweise wird gewählt werden?

7. Welche Institutionen, Einzelpersonen oder Gremien sind im Rahmen des gesamten Ausschreibungsprozess einzubeziehen bzw. mit welchen muss verhandelt werden? Wie wird diese Einbeziehung erfolgen?

8. So es zu Unstimmigkeiten zwischen den einzubeziehenden PartnerInnen kommt, wie sollen diese gelöst werden?

9. Wer trifft die Letztentscheidung bei der Besetzung des Postens?

10. Wird den BewerberInnen klar kommuniziert werden, welchem Verfahren sie sich stellen müssen, wer ihre Ansprechpersonen sind und welcher Zeitplan vorgesehen ist? 

11. In welcher Form wird sichergestellt, dass die im Wiener Gleichbehandlungsgesetz vorgesehen Bevorzugung von Frauen bei gleicher Qualifikation erfolgt? In welcher Form werden Frauen im Zuge des eigentlichen Bewerbungsverfahren unterstützt werden, sich zu bewerben?

Volkstheater Wien:

1. Wann läuft der Vertrag von Emmy Werner als Direktorin des Volkstheater Wien aus?

2. Wann wird die Ausschreibung des Postens der DirektorIn des Volkstheater Wien erfolgen? Welches Verfahren wird für die Ausschreibung des Postens gewählt? Wie sieht der genaue Zeitplan für die Ausschreibung des Postens konkret aus?

3. So es zur Einsetzung einer Findungskommission, Jury oder einem anders gearteten Entscheidungsgremium kommt, die Vorschläge an den Stadtrat richten soll, wer wird Vorschläge für deren Zusammensetzung erarbeiten? 

4. Wird die konkrete personelle Zusammensetzung der Findungskommission, Jury oder eines sonstigen Entscheidungsgremiums vor der Ausschreibung der Posten erfolgen?

5. Werden vor Ausschreibung des Postens klare Vorstellungen zur zukünftigen künstlerischen Positionierung des Volkstheaters in der Wiener Theaterlandschaft formuliert werden, die als Leitlinien für mögliche BewerberInnen, eine Findungskommission oder Jury dienen? 

6. Wenn ja, in welcher Form und unter Einbeziehung welcher ExpertInnen und ExpertInnenmeinungen sollen diese erarbeitet werden?

7. Wird an die Findungskommission, Jury oder ein sonstiges Entscheidungsgremium ein klarer schriftliche Auftrag ergehen, welche Vorschläge von ihr und in welcher Form erwartet werden?

8. So es, wie in der Vergangenheit passiert, dazu kommt, dass Findungskommission, Jury oder sonstiges Entscheidungsgremium keine dem Auftrag entsprechenden Vorschläge vorlegen, welche weitere Vorgangsweise wird gewählt werden?

9. Welche Institutionen, Einzelpersonen oder Gremien sind im Rahmen des gesamten Ausschreibungsprozess einzubeziehen bzw. mit welchen muss verhandelt werden? Wie wird diese Einbeziehung erfolgen?

10. So es zu Unstimmigkeiten zwischen den einzubeziehenden PartnerInnen kommt, wie sollen diese gelöst werden?

11. Wer trifft die Letztentscheidung bei der Besetzung des Postens?

12. Wird den BewerberInnen klar kommuniziert werden, welchem Verfahren sie sich stellen müssen, wer ihre Ansprechpersonen sind und welcher Zeitplan vorgesehen ist?

13. In welcher Form wird sichergestellt, dass die im Wiener Gleichbehandlungsgesetz vorgesehen Bevorzugung von Frauen bei gleicher Qualifikation erfolgt? In welcher Form werden Frauen im Zuge des eigentlichen Bewerbungsverfahren unterstützt werden sich zu bewerben?

Kindertheater im Museumsquartier:

1. Welche rechtlich-organisatorische Form wird für das Kindertheater gewählt werden?

2. Welche Leitungsfunktionen des Kindertheaters werden ausgeschrieben? Wann wird die Ausschreibung dieser Posten erfolgen? Welches Verfahren wird für die Ausschreibung der Posten gewählt? Wie sieht der genaue Zeitplan für die Ausschreibung der Posten konkret aus?

3. So es zur Einsetzung einer Findungskommission, Jury oder einem anders gearteten Entscheidungsgremium kommt die Vorschläge an den Stadtrat richten soll, wer wird Vorschläge für deren Zusammensetzung erarbeiten? 

4. Wird die konkrete personelle Zusammensetzung der Findungskommission, Jury oder sonstigem Entscheidungsgremium vor der Ausschreibung der Posten erfolgen?

5. Werden vor Ausschreibung der Posten klare Vorstellungen zur künstlerischen Positionierung des Theaters in der Wiener Theaterlandschaft und der Rahmenbedingungen der Arbeit formuliert werden, die als Leitlinien für mögliche BewerberInnen, eine Findungskommission oder Jury dienen?  Wenn ja, in welcher Form und unter Einbeziehung welcher ExpertInnen und ExpertInnenmeinungen sollen diese erarbeitet werden?

6. Wird an die Findungskommission, Jury oder sonstiges Entscheidungsgremium ein klarer schriftliche Auftrag ergehen, welche Vorschläge von ihr und in welcher Form erwartet werden?

7. So es, wie in der Vergangenheit passiert, dazu kommt, dass Findungskommission, Jury oder sonstiges Entscheidungsgremium keine dem Auftrag entsprechenden Vorschläge machen kann, welche weitere Vorgangsweise wird gewählt werden?

8. Welche Institutionen, Einzelpersonen oder Gremien sind im Rahmen des gesamten Ausschreibungsprozess einzubeziehen bzw. mit welchen muss verhandelt werden? Wie wird diese Einbeziehung erfolgen?

9. So es zu Unstimmigkeiten zwischen den einzubeziehenden PartnerInnen kommt, wie sollen diese gelöst werden?

10. Wer trifft die Letztentscheidung bei der Besetzung des Postens?

11. Wird den BewerberInnen klar kommuniziert werden, welchem Verfahren sie sich stellen müssen, wer ihre Ansprechpersonen sind und welcher Zeitplan vorgesehen ist?

12. In welcher Form wird sichergestellt, dass die im Wiener Gleichbehandlungsgesetz vorgesehen Bevorzugung von Frauen bei gleicher Qualifikation erfolgt? In welcher Form werden Frauen im Zuge des eigentlichen Bewerbungsverfahren unterstützt werden sich zu bewerben?

Bezirkskultur 

In einem umfassenden Fragebogen, den Grüne Kultur-Aktivisten in Wien erhalten haben, wurde der kulturelle „Status Quo“ und dessen Rahmenbedingungen in den Bezirken erhoben. Derart konnten Ideen in den Bezirken gesammelt und daraus gemeinsame Forderungen beschlossen werden, deren Umsetzung in einzelnen Bezirken (8. Bezirk) erfolgreich geschafft wurde. 

- ad Vergabe des dezentralen Kulturbudgets:

Es sollen mehr Anträge angeregt werden, das dezentrale Bezirkskulturbudget soll stärker bekannt gemacht werden, Einreichungen nicht nur von Kulturvereinen;

Antragsformular: Es soll nur noch mit Hilfe eines Formblattes entschieden werden, dazu gehören nachvollziehbare Richtlinien und Transparenz innerhalb der Kulturkommission. Dennoch sollen aber formlose Anträge weiterhin möglich sein, das Formblatt muss dann von den EntscheidungsträgerInnen ausgefüllt werden.

- ad Bezirkskulturbericht

Die Kulturförderung des jeweiligen Bezirks sollen in einem jährlichen Bericht veröffentlicht werden (Was wurde konkret gefördert? Was wurde beantragt? Was wurde abgelehnt?), der auch über die Arbeit des Bezirksmuseums und der Bezirksfestwochen Auskunft gibt.

- ad Förderungslogo

Wenn schon das Bezirkskulturbudget für Partei-Veranstaltungen verwendet wird, dann muss es zumindest sichtbar gemacht werden (2. Bezirk).

Kein Parteilogo bei Veranstaltungen, die mit öffentlichen Geldern finanziert wird (15. Bezirk), bezirksspezifisch

Denkmalkontextualisierung

Die Wiener Grünen verwiesen in der Aktion „DENK mal“ mit dem Schauspieler Hubsi Kramar auf den problematischen historischen Kontext der „Wehrmann in Eisen“-Statue und auf die Notwendigkeit der Ergänzung um ihren historischen Kontext durch Information oder Hinweise. Diese Ergänzung soll nach einem Wettbewerb durch einen Künstler oder eine Künstlerin erfolgen. 

Der "Wehrmann in Eisen" steht seit 1934 als Denkmal gleich neben dem Wiener Rathaus. Statt die Propaganda-Funktion einer Statue im ersten Weltkrieg kritisch zu hinterfragen, verharmlost in der heutigen Aufstellung ein Gedicht des Nazi-Dichters Ottokar Kernstock die gezielt propagierte Kriegsfinanzierung durch das Volk als Akt der "Liebe und Barmherzigkeit".

Nach dem Abflauen der ersten Kriegseuphorie war der "Nagelmann" 1915 das perfekte Symbol für das notwendige "eiserne Durchhalten" und bewährte sich gleichzeitig bei der Spendengewinnung für die unersättlichen Kriegskassen. 

Wer spendete, durfte einen Nagel einschlagen. Wer nicht mitmachte, wurde verdächtig. 

Durch gezielte Werbemaßnahmen wurde die "Opferbereitschaft" der Bevölkerung beschworen, Orden und Urkunden (je nach Höhe des gespendeten Betrags) sorgten, wie auch der Akt des Nagel-Einschlagens, für eine verstärkte Identifikation mit der "gemeinsamen Sache". 

In diesem Zusammenhang ist auch die 1934 angebrachte Texttafel von Ottokar Kernstock zu verstehen, der als Autor des Gedichtes "Das Lied vom Hakenkreuz" einschlägig bekannt ist. Sein Lobgesang auf die "Lieb und Barmherzigkeit" verschleiert noch heute den direkten Zusammenhang der Spendengelder mit dem durch sie finanzierten Krieg und verharmlost ihn. 

Die Grünen verlangen: 

- Die Ausschreibung eines Wettbewerbs zur künstlerischen Umgestaltung des "Eisernen Wehrmannes" und der Kernstock-Gedenktafel, um den problematischen geschichtlichen Kontext sichtbar zu machen. 

- Die wissenschaftliche Aufarbeitung weiterer problematischer Denkmäler, Gedenktafeln, Straßen und Platzbezeichnungen im öffentlichen Straßenbild Wiens. 

· Die Um-/Neugestaltung dieser historisch belasteten Denkmäler, Straßen und Plätze,  gegebenenfalls Entfernung auf wissenschaftliche Empfehlung. 

Thomas Rottenberg in Der Standard vom 3. August 2001:"Kernstock. Dieser Name leuchtet",

Grüne wollen Inschriften auf "historisch problematischen" Denkmälern thematisieren:

Wien - Sogar langjährigen Rathäuslern fiel der rostige Ritter erst auf, als Hubsi Kramar am Donnerstag unter ihren Fenstern in der  Felderstraße Wotan und andere, weit jüngere "treudeutsche" Mächte anrief.

Schließlich sei der "Eiserne Wehrmann" in Gefahr. Und das, so der seit seinem Hitler- Auftritt am Opernball 2000 immer wieder "einschlägig" provozierende Schauspieler, obwohl der "Nagelmann" hier stehe, um an den eisernen Durchhaltewillen der Bevölkerung in Kriegszeiten zu erinnern. Und an ihre Opferbereitschaft. Davon zeuge auch ein Gedicht von Ottokar Kernstock (Kramar: "Dieser Name leuchtet. Nicht erst seit Kernstock uns das Lied vom Hakenkreuz schenkte.") über dem Eisenmann.

Das Ansinnen der grünen Kultursprecherin Marie Ringler, dem 1915 als Kriegsspendenikone errichteten Ritter eine "Umgestaltung" zukommen zu lassen, könne darum nur als feiger Anschlag auf vaterländisches Gut gesehen werden, hollerte der Hitler-Plagiator: Die Grünen sähen den von Kernstockreimen umkränzten Ritter nämlich gerne in einen Kontext gesetzt, der den "problematischen geschichtlichen Umgang" mit NS- und Kriegsverherrlichung thematisiert - als ersten Schritt einer Aufarbeitung weiterer "einschlägiger" Straßen- und Denkmalnamen.

Material

Fotos der Aktion und den Text der Satire von Hubsi Kramar finden sich im Internet unter

http://wien.gruene.at/themen.php?tid=4984&wo=2&kat=%26nbsp%3B%26nbsp%3Bkultur&kid=182
Thomas Rottenberg in: Der Standard.3.08.01 siehe auch unter www.derstandard.at
Kunstsektion

Anfrage von Eva Glawischnig an Bundeskanzler  Dr. Wolfgang Schüssel betreffend Anzahl der Ehrungen (2540/J XXI.GP) vom 6. Juni 2001:

Förderungsarten im Sinne des Bundes - Kunstförderungsgesetzes sind nicht nur Geld- und Sachzuwendungen für einzelne Projekte, sondern auch die Vergabe von Staats-, Würdigungs- , Förderpreisen und Ehrungen.

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende Anfrage:

1. Wie viel Ehrungen, Staats-, Würdigungs- und Förderpreise wurde von Staatssekretär seit Amtsantritt vorgenommen bzw. vergeben (aufgeschlüsselt nach Kategorien im Detail)? Wie viel waren es im Jahr 2000 und wie viel 2001?

2. Wie viel Ehrungen, Staats - , Würdigungs- - und Förderpreise wurde in den Jahren 1999,1998, 1997 und 1996 vorgenommen bzw. vergeben?

Die Antwort des Bundeskanzlers vom 3. August 2001 (2544/AB XXI.GP):

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Glawischnig, Freundinnen und Freunde haben am 6. Juni 2001 unter der Nr. 2540/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend Anzahl der Ehrungen gerichtet.

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt:

Grundsätzlich möchte ich darauf hinweisen, dass die Verleihung von Ehrenzeichen und Berufstiteln dem Herrn Bundespräsidenten zusteht; sie zählt auch nicht zu den Förderungsarten im Sinne des Bundes - Kunstförderungsgesetzes.

Zu Frage 1:

2000:

Förderungspreise 





  8

Würdigungspreise 





  4

Staatspreise (Sonderstaatspreise im Literaturbereich)  

  5

Kinder - und Jugendbuchpreise 




  8

Modepreis des BKA 





  1

2001 (bis Ende Juni 2001):

Förderungspreise 





  1

Staatspreis (Sonderpreis im Literaturbereich) 


  1

Kinder - und Jugendbuchpreise 




17

Zu Frage 2:

1996 - 1999:

Staatspreise (+Sonderstaatspreise im Literaturbereich) 

26

Würdigungspreise 





24

Förderungspreise 





44

Kinder - und Jugendbuchpreise und diverse kleine Preise 

59

Im übrigen verweise ich auf den jährlich erscheinenden Kunstbericht, der auch dem Parlament übermittelt wird und der nähere Details über Kunstförderungsaktivitäten enthält.

Am 2. Juli 2001 stellte Eva Glawischnig an den Bundeskanzler eine Anfrage betreffend Fördermittelzusagen aus dem Kunstbudget an Bundesländer zu deren Verwendung (2616/J):

In der Tiroler Tageszeitung - online vom 22.06.2001 findet sich folgendes Interview:

TT: 100 Tage nach Amtsantritt haben Sie erklärt, dass Kunststaatssekretär Morak Tirol mehr Bundessubventionen zugesagt hat. Wie sieht dieses Mehr konkret aus?

LR Günther Platter: Morak hat mir zugesagt, dass noch ein Gesamtpaket geschnürt wird. Konkrete Zahlen kann ich Ihnen noch nicht nennen, aber es wird da oder dort eine Möglichkeit geben, wobei das Geld nicht auf

einzelne Projekte aufgeteilt wird, sondern ich im Gesamten eine zusätzliche Möglichkeit erhalten werde.“

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende ANFRAGE:

1. Laut Tiroler Tageszeitung vom 22.6.01 bereitet Staatssekretär Morak ein „Gesamtpaket“     von Bundessubventionen für die Tiroler Landesregierung vor. Welches Ziel und welchen Zweck hat dieses „Paket“?

2. Wer arbeitet an diesem „Paket“?

3. Aus welchen Budgetansätzen und Untergliederungen sollen diese Budgetmittel kommen.

4. Ist ein ähnliches Vorgehen auch für andere Bundesländer geplant. Wenn ja für welche?

Die Antwort von Schüssel vom 28. August 2001 (2630/AB XXI.G

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Glawischnig, Freundinnen und Freunde haben am 2 Juli 2001 unter der Nr. 2816/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend Fördermittelzusagen aus dem Kunstbudget an Bundesländer zu deren Verwendung gerichtet.

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt:

Zu Frage 1:

Im Rahmen der Kunstförderung, die bekanntlich nicht nur Angelegenheit des Bundes, sondern auch der anderen Gebietskörperschaften ist, ist es im Sinne eines bestmöglichen Fördermitteleinsatzes sowie einer mehrjährigen Budgetplanung üblich, sowohl auf Beamtenebene als auch auf der Ebene der politischen Verantwortlichen Informationen auszutauschen. Diesem Zweck dienten auch die Gespräche von Staatssekretär Franz MORAK und dem Tiroler Landesrat Günther PLATTER.

Zu Frage 2:

Die Abwicklung der Tiroler Förderfälle erfolgt durch die betroffenen Fachabteilungen der Kunstsektion.

Zu Frage 3:

Es werden die vorhandenen Budgetansätze und Untergliederungen je nach Zuständigkeit der entsprechenden Fachabteilung in Anspruch genommen.

Zu Frage 4:

Wie bereits zu Frage 1 ausgeführt, erscheint mir der regelmäßige Kontakt mit den Gebietskörperschaften über Fördervorhaben und Projekte sehr wichtig und effizienzsteigernd. Diesem Zweck dient die jährlich stattfindende Landeskulturreferentenkonferenz genauso wie die bilateralen Kontakte auf den verschiedenen Ebenen der Verwaltung und politischen Verantwortung bei Bund und Ländern. Die Intensivierung dieser Kontakte ist ein Wunsch, der seitens der Länder auch anlässlich der Landeskulturreferentenkonferenz geäußert wurde.

Material:

Die Anfragen finden sich im Internet unter www.parlament.gv.at  (Parlamentarische Materialien – schriftliche Anfragen von Abgeordneten – an die Bundesregierung – Grüne – Glawischnig) 

KULTURPROGRAMM

APA vom 06.Jun 01: Kulturprogramm der Grünen präsentiert

Utl.: "Mit Kultur kann nicht nur, sondern wird immer Gesellschaftspolitik gemacht werden" 

Wien (APA) - "Die Rede von 'der Kultur' einer Gesellschaft dient lediglich dazu, hegemoniale Ansprüche einer mächtigen Gruppe in dieser Gesellschaft festzuschreiben." Wenn im neuen Kulturprogramm der Grünen, das gestern, Dienstag, im Wiener Literaturhaus präsentiert und diskutiert wurde, von "der Kultur" die Rede ist, dann

handelt es sich dabei eigentlich stets um ein Mehrzahlwort. Denn der Kulturbegriff der Grünen ist, so wie er im sechsseitigen Papier festgeschrieben ist, ein pluralistischer, der Subkulturen ebenso mit einschließt wie ständige Veränderung. "Kulturen sind dynamische Prozesse", bekräftigte Programmautor Wolfgang Zinggl.

Nach einem Jahr Diskussion ist das Grundsatzpapier am 28. Mai vom erweiterten Bundesvorstand der Grünen beschlossen worden. "Eine programmatische Klärung unseres Kulturbegriffes war überfällig", bekannte Kultursprecherin Eva Glawischnig und gab gleichzeitig zu, durch die innenpolitischen Geschehnisse des letzten Jahres dabei besonders unter Zugzwang geraten zu sein. Das neue Kulturprogramm sieht sie als  gesellschaftskritisches Signal: Wir sind mit dem Status Quo nicht einverstanden. Wir beschränken uns nicht auf

Kulturausschuss und Diskussionen mit Ministerin Gehrer über Museumsfinanzierung. Und wir zeigen, dass Kunstförderungspolitik  vielleicht weniger wichtig sein kann als etwa der demokratische und freie Zugang zu Medien."

In zehn Punkten arbeitet das Programm wesentliche Eckpunkte der kulturpolitischen Theorie ab: Kulturbegriff, Aufgaben öffentlicher Kulturpolitik ("Staatliche Kulturpolitik besteht nicht allein aus der Vergabe von Geldern"), Prinzipien grüner Kulturpolitik oder das Thema "Staat, Privat und Dritter Sektor". Im Kapitel "Funktionen der

Kultur" heißt es "Mit Kultur kann nicht nur, sondern wird immer Gesellschaftspolitik gemacht werden" und wird gegen herrschende kulturelle Praxis von Repräsentation und Reproduktion ebenso aufgetreten wie gegen den Vorrang von "genialer Einzelschöpfung" gegenüber "gemeinsamen Leistungen" und des "materiellen Werkes"

gegenüber von "Ideen und Prozessen". 

Das Erhaltenswerte des "kulturellen Erbes" (Punkt sechs) sei immer wieder neu zu hinterfragen: "Alter allein ist jedenfalls kein Grund, um zu bewahren". Zinggl versicherte, keine "Bilderstürmerei a la Taliban" betreiben zu wollen, stellte aber die Frage, ob es denn zu rechtfertigen sei, dass zwar alte Literatur, aber nicht das Wissen um

die Zubereitung alter Speisen oder die Kelterung alter Weine, auf die sich diese Literatur wenigstens stellenweise beziehe, nicht bewahrt würde - eine Anregung, die bei Mitdiskutant Franz Schuh, der sogleich die Vision eines österreichischen Koch-Museums entwarf, auf große Sympathie stieß.

Weiters plädiert das Grüne Kulturprogramm für mehr Transparenz und demokratische Entscheidungsformen auch in Kulturfragen (wobei der gleiche Informationsstand der Beteiligten zu gewährleisten sei), fordert eine radikale Umkehr in der Medienpolitik, die Konzentration verhindern und Vielfalt fördern solle, betont die "aktive gesellschaftspolitische Rolle der Kunst" und regt in seinem letzten Punkt an, das rigide Urheber- und Verwertungsrecht grundlegend zu überdenken.

"Sehr mutig, sehr klug", fand das alles Ex-Kulturstadträtin Ursula Pasterk bei der Podiumsdiskussion, und Ewa Glawischnig freute sich: "In dieser übergeordneten Perspektive gibt es bei den anderen Parteien nichts Vergleichbares." 

Material:

Das Kulturprogramm der Grünen findet sich im Internet unter www.gruene.at (Themen/Inhalte – Kultur)


KUNST IM ÖFFENTLICHEN RAUM

Die gesetzliche Verankerung von Kunst im öffentlichen Raum", forderte Marie Ringler anlässlich einer Veranstaltung der Grünen Bildungswerkstatt zum Thema "Mehr Raum für öffentliche Kunst" am 7.Dezember 2001 im Depot. 

Unter der Moderation von Christian Muhr diskutierten Marie Ringler, Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny, Katharina Blaas-Pratscher vom nö. Kulturamt, die Performancekünstlerin Barbara Kraus sowie die Künstlerin Andrea van der Straeten. 

Die Stadt als Kommunikationsraum soll den BewohnerInnen eine Auseinandersetzung mit Kunst ermöglichen, die neben Skulptur und Objekt, auch temporäre und prozesshafte Projekte beinhalten. Dabei spielt auch die Vermittlung der Kunst eine wesentliche Rolle. Die Wiener Grünen fordern daher: 

· für die Finanzierung von Kunst im öffentlichen Raum 2% der im Budget der Gemeinde Wien für Bauvorhaben vorgesehene Ansätze auf ein zweckgewidmetes Einnahmekonto als Pool 

· ein nachvollziehbares System von Juries und Wettbewerben, bei dem Kunstschaffende die Möglichkeit haben, direkt einzureichen oder an Wettbewerben der Stadt Wien teilzunehmen

· die Einbeziehung von KünstlerInnen in die allgemeine stadtplanerische Entwicklung und in den "Fachbeirat für Stadtplanung und -gestaltung". 

· Kunst im öffentlichen Raum muss Kommunikation mit und über die Stadt ermöglichen, und darf nicht zur reinen Dekoration verkommen.

Material:

http://marie.gruene.at


KÜNSTLERSOZIALVERSICHERUNG

Seit 1. Jänner 2002 ist das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz ein Jahr in Kraft. Um dieses von den Grünen stark kritisierte Gesetz (vgl. Kulturbrief 2) zu evaluieren, hat Eva Glawischnig im Dezember eine schriftliche Anfrage an den Bundeskanzler gerichtet. Gleichzeitig führen fast alle KünstlerInnen-Interessensvertretungen Umfragen unter Ihren Mitgliedern durch. Die Ergebnisse werden demnächst vorliegen.

Eva Glawischnig am 21. Februar 2001: Künstlersozialversicherung reine Mogelpackung

Utl.: Grüne fordern sofortige Neuverhandlung

Wien (OTS) - Die Kultursprecherin der Grünen, Eva Glawischnig begrüßt die Initiative Robert Menasses zur Umgehung der Künstlersozialversicherung: "Die Kunstschaffenden haben vollkommen recht, die Morak-Lösung ist eine reine Mogelpackung". Die Grünen fühlen sich in ihrer Kritik an der völlig unzureichenden Regelung zur

Lösung der Problematik voll bestätigt und erinnern daran, dass sie im Parlament als einzige Partei gegen diese Regelung gestimmt haben. "Die Grünen verlangen die sofortige Neuverhandlung des Gesetzes", so Glawischnig.

Mit in Kraft treten der neuen Regelung am 1.1.2001 ist insbesondere die Krankenversicherung für viele Kunstschaffende zu einem unfinanzierbaren Problem geworden. Künstler, die wirtschaftlich erfolgreich waren, werden durch diese Regelung über Gebühr belastet. "Von einer vollwertigen Versicherung für KünstlerInnen sind wir weiter entfernt denn je und die angespannte soziale Lage wird sich mit Sicherheit verschärfen", so Glawischnig Die Grünen beharren auf ihrem Vorschlag einer Künstlersozialversicherung nach deutschem Vorbild.

Anfrage von Eva Glawischnig an den Bundeskanzler betreffend Künstlerinnensozialversicherung von Ende Dezember 2001:

Mit 1. Jänner 2002 sind das “Bundesgesetz über die Errichtung eines Fonds zur Förderung der Beiträge der selbstständigen Künstler zur gesetzlichen Sozialversicherung” (Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz - K-SVFG) sowie das geänderte Kunstförderungsbeitragsgesetz ein Jahr in Kraft. Damit ergibt sich die Notwendigkeit, eine Evaluierung dieser Gesetze vorzunehmen.

Die unterfertigte Abgeordnete stellt daher folgende ANFRAGE:

1. Wie viele Ansuchen wurden ingesamt an den Künstler-Sozialversicherungsfonds bzw. an die Sozialversicherung der gewerblichen Wirtschaft gestellt.

2. Wie viele Ansuchen ergingen jeweils in die einzelnen Kurien?

3. Wie viele Ansuchen wurden insgesamt akzeptiert?

4. Wie viele Ansuchen wurden jeweils in den einzelnen Kurien der Künstlerkommission akzeptiert?

5. Wie viele Personen kamen im Jahr 2001 in den Genus eines Zuschusses aus dem Künstler-Sozialversicherungsfonds?

6. Wie viele Gutschriften wurden 2001 in welcher Höhe KünstlerInnen zugesprochen und an die SV der gewerblichen Wirtschaft überwiesen?

7. Welcher Betrag wurde im Jahr 2001 von den gewerblichen Betreibern einer Kabelrundfunkanlage an den Künstler-Sozialversicherungsfonds abgeführt?

8. Welcher Betrag wurde im Jahr 2001 von den Satellitenreceiver und –decoder-Vermietern/Verkäufern an den Künstler-Sozialversicherungsfonds abgeführt?

9. Wie hoch war das Budget des Künstler-Sozialversicherungsfonds im Jahr 2001 insgesamt?

10. Welches Budget beanspruchte der Künstler-Sozialversicherungsfonds im Jahr 2001 für Personalkosten?

11. Wie viele MitarbeiterInnen waren 2001 beim Künstler-Sozialversicherungsfonds beschäftigt?

12. Welches Budget beanspruchte der Künstler-Sozialversicherungsfonds im Jahr 2001 für Verwaltungskosten?

13. Wie lange dauert ein Verfahren von Antragstellung an den Künstler-Sozialversichungsfonds bis zur Verständigung des Antragstellers im Durchschnitt?

14. Warum werden vom Sozialfonds der Literaten akzeptierte Künstlerinnen vom Künstler-Sozialversicherungsfonds ohne weitere Prüfung akzeptiert, nicht jedoch jene aus dem IG-Netz, ein ebenfalls durch das BKA gespeister Sozialtopf für darstellende KünstlerInnen?


Material:

Anfrage von Eva Glawischnig an den Bundeskanzler betreffend Künstlerinnensozialversicherung unter www.parlament.gv.at  (Parlamentarische Materialien – schriftliche Anfragen von Abgeordneten – an die Bundesregierung – Grüne – Glawischnig) 


 MEDIEN UND TECHNOLOGIE

Medienpolitik

Kartellrecht

Das neue Kartellrecht bietet einige positive Ansätze, die zu befürworten sind. Auch hier haben die Grünen jedoch mit einem neuen Ansatz aufhorchen lassen: künftig soll es nicht nur mehr um die Frage von wirtschaftlichen Verletzungen durch marktbeherrschenden Unternehmen gehen, sondern sowohl auch publizistische Kampagne als auch die Marktbeherrschung als Arbeitgeber einbezogen werden. Weiters plädieren wir für einen Kartellanwalt, der oder die nicht von der Regierung sondern von Höchstgerichten, Rechtsanwalts- und Notariatskammer vorgeschlagen wird.

Auch die Klagemöglichkeiten aufgrund von Verletzungen durch Marktbeherrschung soll nicht nur in der Hand der Arbeitkammer liegen, sollen allen Konsumentenvereinigungen im weitesten Sinn zugänglich sein. Das Verhalten der Sozialpartner beim Formil-Zusammenschluss sollte keine Wiederholung finden dürfen.

ORF

Der öffentlich rechtliche Rundfunk ist endgültig zum Spielball der Regierungsinteressen geworden. Seit Juli 2001 gibt es ein neues Rundfunkgesetz, das ganz im Sinne der Koalitionsparteien den Regierenden die Möglichkeit gibt, den ORF völlig zu kontrollieren, mehr noch als zur Zeit der großen Koalition. Selbst die bürgerlichen Printmedien haben es inzwischen aufgegeben, an seine Unabhängigkeit zu glauben. 

Begonnen hat alles im letzten Februar. Da wurde die Richterkommission zur Wahrung des Rundfunkgesetzes beseitigt und durch eine weisungsgebundene Behörde ersetzt. Mit dem parlamentarischen Beschluss des neuen Gesetzes wurde danach die Beseitigung der alten ORF-Geschäftsführung programmiert, indem ein Stiftungsrat als zentrales Aufsichtsorgan installiert wurde, der mit schwarz-blauen Parteigängern bis knapp unter die Zweidrittelmehrheit aufgefüllt wurde. 

Das neue Gesetz weist davon abgesehen noch viele andere Unannehmlichkeiten aus. Beispielsweise wurden Regierungsaufträge integriert, die dem Gebot objektiver umfassender Berichterstattung entgegen laufen könnten. Etwa die „Förderung des Verständnisses für Fragen der umfassenden Landesverteidigung“: Wer für die Abschaffung des Bundesheeres ist, könnte mit diesem Gesetz im ORF einseitig negativ dargestellt werden. 

Im  Vollzug des Gesetzes ging es dann bald weiter. Eine politische Entscheidung des Kanzleramts verhinderte die Bestellung der evangelischen Superintendentin Dr. Gertraud Knoll in den Stiftungsrat, die von den Hörer- und SeherInnen eigentlich direkt gewählt worden wäre. 

Und am 21.Dezember wurde Monika Lindner Generaldirektorin im ORF. Die neue Generaldirektorin wurde aufgrund der Einigung der Koalitionsparteien im Vorfeld im angeblich entpolitisierten ORF im Eilzugstempo gewählt. Als nächstes stehen die Wahlen der weiteren Mitglieder der Geschäftsführung und der Landesdirektoren an. Der personelle Speisezettel der Bundesregierung wurde im wesentlichen veröffentlicht. Es wird sich zeigen, wie weit es der neuen Generaldirektorin gelingt bzw. es ihre Absicht ist, die politischen Fußfesseln zu lockern und Sachentscheidungen vor koalitionärem Proporzwünschen zu stellen. Im ORF läuten jedoch in allen Redaktionen und Abteilungen die Alarmglocken: die große schwarz-blaue Umfärbungsaktion hat eingesetzt.

Natürlich. Demokratie kann auch so interpretiert werden: Österreich hat vier Parteien ins Parlament gewählt, zwei von diesen Parteien haben sich auf eine Regierung geeinigt, die von der Mehrheit der Parlamentarier unterstützt wird. Regieren bedeutet Gesetze verabschieden und eines davon ist das neue "Rundfunk-Gesetz". Dass es in Kraft trat, entspricht somit den demokratischen Regeln. Ob es dem Willen der Österreicher und Österreicherinnen entspricht, sei dahingestellt. Schon einmal, 1964, war es zu einem Rundfunk-Volksbegehren gekommen, dem ersten in der Geschichte der Republik. Es hat sich gegen die Instrumentalisierung des wichtigsten öffentlichen Mediums durch die damalige konservative Regierung gewendet und zunächst zu einem entsprechenden Gesetz geführt. 

Doch seither fehlte allen Regierenden die Zivilcourage, die geforderte Unabhängigkeit abzusichern und auszubauen. Das jüngste Gesetz nun hätte durchaus so gestaltet werden können, dass es von allen vier Parlamentsparteien gleichermaßen akzeptiert wird. Dass so etwas grundsätzlich möglich ist, hat die Einigung auf einen nationalen Sicherheitsrat bewiesen. 

Bemerkenswert erscheint bei alledem, dass den regierenden Parteien nicht auffällt, wie viele Menschen von Machtdemonstrationen endgültig genug haben. Eine immer größer werdende Zahl fürchtet um eine ausgewogene Information und wird mit den Vorgängen rund um den öffentlich rechtlichen Sender, der ja nicht nur von Blauschwarzen finanziert wird. Gerade deswegen, weil es viele Menschen gibt, die sich zu Wort melden und gegen diesen Machtmissbrauch ankämpfen, sind wir aber zuversichtlich. Der unfaire Ausbau des Einflusses auf den ORF wird den Regierungsparteien zweifelsohne kurzfristige Vorteile verschaffen und der demokratischen Entwicklung Schaden zufügen. Letztlich ist diese demokratische Entwicklung aber nicht aufzuhalten. 

ORF und Filmwirtschaft

Aufgrund der Auswirkungen des ORF-Gesetzes und der anstehenden Teuerungen hat der ORF für 2002 ein Sparpaket von 1 Milliarde Schilling vorgelegt, das den Sparstift vor allem bei der Auftragsvergabe an die heimische Filmwirtschaft ansetzt.

Es war Ziel von Stefan Schennachs Tätigkeit als ORF-Kurator im sogenannten Übergangsausschuss des ORF, der die Umwandlung des Unternehmensform in die neue begleitete, hier die Kürzungen zurückzuverhandeln. Betriebswirtschaftlich sieht der ORF die Vergabe an die Filmwirtschaft, die 2000 und 2001 erstmals jährlich mehr als eine Milliarde Schilling ausmachte, als variable Kosten. Laut Sparbudget des ORF wird es zu einem Rückgang der Aufträge auf dem Niveau von 1998 kommen. Das bedeutet eine Einsparung von 300.000 Schilling. Hier gehen die Verhandlungen weiter. Gesichert sind derzeit nur die Serien, jedoch keine Spielfilme. Dies ist angesichts der innovativen Bedeutung der heimischen Filmwirtschaft und ihren jüngsten internationalen Erfolgen katastrophal.

Presseförderung

Seitens der Grünen wurde ein gänzlich anderer Zugang zur Presseförderung präsentiert. Wir wollen dies künftig als Medienförderung verstehen, bei dem nicht nur Printprodukte sondern auch nichtkommerzielle Radios einbezogen werden.

Die Koalition ist sich uneins. Die ersten bilateralen Gespräche machen jedoch deutlich, dass die Regierung auch in diesem sensiblen Bereich an ihrem bisherigen Stil in Sachen Medienpolitik festhält und Vorschläge der Opposition nicht aufnehmen will. Angesichts der dramatischen Erhöhung des Postzustellungstarifes kommt der Presseförderung jedoch eine enorme Bedeutung zu. Sie muss deutlich erhöht werden und sich auch anderen Publikationen, jenseits der auflagenstarken Tageszeitungen, die jedoch wesentlich zur Informationsvielfalt im Land beitragen, öffnen. Eine solche Novellierung wird 2002 kommen. Die Vorschläge von Grünen und ÖVP liegen auf dem Tisch. 

Rot/Grünes Arbeitsübereinkommen in Wien

Nach der Wiener Wahl wurde zwischen VertreterInnen der Wiener SPÖ und der Wiener                                                   Grünen am4. Mai 2001 die Kooperation für gemeinsame Projekte vereinbart. Es handelt sich dabei um 23 konkrete, umsetzbare und evaluierbare Vorhaben, die gemeinsam bzw. nach                                                   Akkordierung einer Sprachregelung öffentlich kommuniziert werden. Diese Projekte stellen den ersten Teil einer projektspezifischen Kooperation in dieser Legislaturperiode dar und sollen durch weitere Vorhaben ergänzt  werden. Neben Umwelt, Verkehr, Bildung, Antidiskriminierung und Demokratie wurden auch im Bereich Kultur/Medien 3 Projekte vereinbart.

Förderung der freien Medien - Radio, TV und Internet: Schaffung eines freien Fernsehkanals im Kabel-TV

Die Schaffung und Sicherung öffentlicher und nicht-kommerzieller Medienräume und Öffentlichkeiten soll durch die Stadt Wien aktiv gefördert werden. Wesentlicher Bestandteil einer "Wiener Medienpolitik" sind freie Medien im Radio und TV Bereich ebenso wie im Bereich digitaler Medien und Internet. Teil des Maßnahmenpakets soll etwa die verstärkte Förderung von Radio Orange 94,0, die Einrichtung eines gemeinnützigen Kabelkanals nach dem Muster der "Offenen Kanäle" in Deutschland und Holland, und die Förderung von Institutionen und Projekten im Bereich Netzkultur sein. 

Bis Jahresende sind diesbezügliche Maßnahmen im Detail auszuverhandeln. Die Umsetzung ist spätestens 2002 vorzusehen.

Relevante Fragestellungen und politische Ziele wurden ausgearbeitet und an den Pressinformationsdienst der Stadt Wien weitergeleitet. Dieser wird ExpertInnen beauftragen, ein Konzept zu entwerfen, dessen Umsetzung noch 2002 erfolgen soll.

"Art & Science Center" - Zentrum für die Vermittlung und Produktion von Wissenschaft und Kunst 

Nach dem Vorbild internationaler Projekte soll in Wien eine Plattform für Forschung und Entwicklung an der Schnittstelle von Wissenschaft und Kunst, "alten" und "neuen" Medien und Technologie entstehen. Das Center hat aber darüber hinaus einen klaren Schwerpunkt auf Vermittlungstätigkeit, etwa durch Ausstellungen, Seminare etc. 

Nach einer Sichtung bisheriger Konzepte und Vorgesprächen mit ExpertInnen wurde zwischen Stadtrat Mailath-Pokorny und den Grünen ein gemeinsamer Ablaufplan koordiniert und beschlossen. Die Entwicklung von Form und Inhalt des „Art & Science Centers“ bildet selbst die erste Realisierungsstufe des Projekts.

2002 werden Gesprächsrunden mit ExpertInnen stattfinden und ein Prozess der Ideenfindung gestartet, um durch eine Jury die ersten Module einer Plattform für die fruchtbare Begegnung von „Art“ und „Science“ zu schaffen.

Technologie-/Kulturzentrum Rinderhalle

Initiierung eines offenen Technologie-, Medien-, Bildungs- und Kulturzentrums in der Rinderhalle in St. Marx, das Raum für Projekte und Institutionen schafft. Ziel ist ein Nutzungsmix von Unternehmen und Institutionen im Technologie- bzw. kreativen Bereich (z.B. Multimedia) einerseits und Kunst- und Kulturinitiativen andererseits. Es sollen sowohl fixe wie auch temporäre Nutzungsmöglichkeiten kommerzieller und nicht-kommerzieller Akteure (Institutionen, Unternehmen, Bildungsinstitutionen) geschaffen werden.

Grundvoraussetzung ist, dass die Rinderhalle nicht abgerissen wird und maßvolle Sanierungen und bauliche Adaptierungen durchgeführt werden. 

In einem ersten Schritt sollen vor allem Zwischennutzungen ermöglicht werden, die nach unbürokratischer Abwicklung potentiellen Nutzern aus dem kommerziellen und nicht-kommerziellen Bereich Raum schafft.

Die Erstellung einer Entscheidungsgrundlage wurde begonnen, um die notwendigen baulichen Adaptionen und Rahmenbedingungen für eine temporäre Nutzung der Rinderhalle für Kulturveranstaltungen zu ermitteln und einen permanenten Werkstättenbetrieb verschiedenster Kulturdisziplinen ab Sommer 2002 vorzubereiten.

Material:

Informationen zu Medien- und ORF-Politik der Grünen im Internet unter http://www.gruene.at (Themen – Medien)

Das gesamte Arbeitsübereinkommen findet sich auf der Homepage unter http://www.wien.gruene.at/rotgrueneprojekte.php#kultur
MUSEEN

Bundesmuseen

Die Grünen sind der Entlassung der Bundesmuseen in die Vollrechtsfähigkeit von Anbeginn skeptisch gegenübergestanden. Die Befürchtungen, dass die Museen aufgrund des Zwanges von verstärkten Eigeneinnahmen ihren wissenschaftlichen und konservatorischen Aufgaben nicht mehr immer weniger nachzukommen imstande sind, scheinen sich –beobachtet man alleine die Ausstellungsphilosophie des vergangenen Jahres - zu bewahrheiten. Hinzu kommt, dass in der Albertina und im Kunsthistorischen Museum ein jeweils alleinverantwortliche Direktor durch in deren Sinne geänderte Museumsordnungen immer größere Machtbefugnisse erhalten und immer unkontrollierbarer agieren können. Der Aufschrei der Kunsthistoriker im Zusammenhang mit der neuen Museumsordnung der Albertina, die dem Parlament nicht einmal zur Begutachtung vorgelegt werden muss, ist nur eines von vielen unangenehmen Beispielen für diese Entwicklungen.

Anfrage von Eva Glawischnig an Elisabeth Gehrer betreffend Gehaltshöhe Museums- und NB-Direktoren vom 06. 06. 2001 (2545/J XXI.GP):

Die österreichische Nationalbibliothek wird mit 1.1.2002 in die Vollrechtsfähigkeit entlassen, das kunsthistorische Museum ist seit 1. 1.2001 in diesem Status. Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende

Anfrage

1. Welches Gehalt wird die Direktorin der Nationalbibliothek sowohl aus dem ordentlichen Budget des Bundes als auch aus den Budget der Nationalbibliothek erhalten?

2. Trifft es zu, dass das Jahreseinkommen gesamt 4,2 Mio. öS ausmacht?

3. Trifft es zu, dass aus dem Budget Ihres Ressorts 100.000 öS pro Monat bezahlt werden?

4. Trifft es zu, dass aus den Budget der Nationalbibliothek ab Vollrechtsfähigkeit weitere 200.000 bezahlt werden?

5. Welches Gehalt erhält der Direktor des Kunsthistorische Museum sowohl aus dem ordentlichen Budget des Bundes als auch aus den Budget des Museums seit Vollrechtsfähigkeit?

6. Trifft es zu, dass mit 1.1.2001 eine Erhöhung um 34.000 pro Monat stattgefunden hat?

7. Wie hoch ist der als Sachaufwand für die überlassenen MitarbeiterInnen ausgewiesene Personalaufwand für ihre KabinettsmitarbeiterInnen?

8. Wieso wurde, nach der Ausschreibung für einen Dienstposten V 1 im Theatermuseum, statt einer Besetzung dieses Postens, der befristete Vertrag einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin in einen unbefristeten Vertrag     umgewandelt, obwohl die vom Dienststellenausschuss genehmigte KandidatInnenreihung andere Personen in den Dreiervorschlag aufgenommen  hat?

Die Antwort der Ministerin vom 31. Juli 2001 (2526/AB)

Es darf zunächst darauf hingewiesen werden, dass aus Gründen des Datenschutzes keine Angaben über die Höhe einzelner Beträge gemacht werden können.

Ad 1. - 4.:

Frau Dr. Johanna Rachinger erhält ihr Monatsgehalt als Generaldirektorin der Österreichischen Nationalbibliothek gemäß ihrer Einstutung in vl/6, Stufe 1. Dieses Entgelt wird aus dem ordentlichen Budget des Bundes, bedeckt. Nach der Überleitung der Österreichischen Nationalbibliothek in eine wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts des Bundes wird über das Gehalt Frau Dr. Rachingers als Geschäftsführerin zu verhandeln sein. Dieses Gehalt wird aus dem Gesamtbudget der Anstalt bestritten werden.

Ad 5.:

Der Generaldirektor des Kunsthistorischen Museums, Prof. Dr. Wilfried Seipel, erhält sein Monatsgehalt als Beamter gemäß Einstufung analog dem Besoldungsschema für Beamte in der Funktionsgruppe Al/7. Weiters erhält der Generaldirektor als Geschäftsführer gemäß Vereinbarung vom 19. Dezember 2000 ab dem 1. Jänner 2001 auf Grund der besonderen Leistungen als Geschäftsführer einen monatlichen - nicht ruhegenussfähigen - Zuschlag. Sämtliche Zahlungen erfolgen aus dem Gesamtbudget des Kunsthistorischen Museums.

Ad 6.:

Auf Grund der Eingliederung des Museums für Völkerkunde und des Österreichischen Theatermuseums in das Kunsthistorische Museum und der daraus resultierenden Zusatzleistungen und erhöhten Verantwortung wurde der Zuschlag auf Grund der besonderen Leistungen des Genannten als Geschäftsführer erhöht.

Ad 7.:

Es besteht seit 1. Juli 2001 ein Arbeitsvertrag. Aus Gründen des Datenschutzes kann über die Höhe des Betrages keine Aussage gemacht werden.

Ad 8.:

Auf Grund der einschlägigen Ministerratsbeschlüsse war die Ausschreibung der gegenständlichen Planstelle vorbehaltlich der Nachbesetzung aus dem Bundesdienst genehmigt. Zur Erreichung der Einsparungsziele bei der Personalbewirtschaftung musste überdies ein absoluter Aufnahmestopp verhängt werden, wodurch auch Dienstzuteilungen und Versetzungen aus anderen Planstellenbereichen unmöglich wurde. Die Dienststellen wurden von dieser Maßnahme mit Rundschreiben vom 23. Oktober 2000 in Kenntnis gesetzt.

Die Aufnahmekommission am Theatermuseum (der Dienststellenausschuss ist hiefür nicht zuständig) hat am 16. November 2000 eine Reihung der Bewerber vorgenommen, wobei festzuhalten ist, dass die Erstattung eines Dreiervorschlages im Ausschreibungsgesetz nicht vorgesehen ist. Von den drei Erstgereihten gehörten zwei nicht dem Bundesdienst und einer nicht dem Planstellenbereich Bundesmuseen an, weshalb die Planstelle mit einer Vertragsbediensteten des Theatermuseums mit einem befristeten Dienstverhältnis, besetzt wurde.

Albertina

Am 6. Juni 2001 stellte Eva Glawischnig folgende Anfrage an Bundesministerin Elisabeth Geher (2546/J XXI.G):

In der Albertina befinden sich 4 - 5 % des Weltbestandes an Meisterwerken der graphischen Kunst Die Generalsanierung und Erweiterung der Albertina ist daher ein engagiertes Projekt von großer kultureller Bedeutung und soll 2002 abgeschlossen sein. Die Kosten für die Generalsanierung der Albertina werden ohne die voraussichtlichen Teuerungen mit 1,2 Millionen ATS angesetzt. Vom Finanzminister sind jedenfalls 680 Millionen ATS zugesagt. In der Öffentlichkeit ist in den letzten Monaten der Eindruck entstanden, die Baumassnahmen verliefen schleppend und es könnte  mit der Finanzierung kein Auslangen gefunden werden. Größtmögliche Transparenz de  Entscheidungen ist daher einzufordern. Nicht zuletzt handelt es sich um die Vergabe öffentlicher Mittel. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende

Anfrage

1.   Gibt es einen konkreten Zeitplan für die Generalisierung der Albertina?

2. Ist die Finanzierung des Projektes Steinmayer/Mascher - Studiengebäude und Tiefspeicher –  gesichert bzw.

wurden dafür Sponsoren gefunden?

3.   Falls nein, was gedenken sie für die Fertigstellung zu unternehmen, wurde doch von Bundesseite       ausschließlich der Rohbau finanziert?

4.   Falls ja, wann werden die Gebäude Wissenschaftern und Besuchern zur Verfügung stehen?

5.   Trifft es zu, dass das Bauprojekt - Studiengebäude/Tiefspeicher - nur in Form des Studiengebäudes       fertiggestellt wird und, dass es keine Budgetierung für die Fertigstellung des Tiefspeicher gibt?

6.   Trifft es zu, dass eine zusätzliche Ausstellungshalle in der Bastei durch Finanzmittel des Bundes gesichert sind, nicht aber Fertigstellung und Ausstattung des Tiefspeichers?

7.   Ist es richtig, dass dadurch die konservatorisch und sicherheitstechnisch kritische Situation, die durch örtliche Trennung von Sammlung (sie befindet sich im Tiefspeicher der Nationalbibliothek) und Studiengebäude (dieses wurde für Studiensäle, Restaurierungsabteilung und Bibliothek geplant), wissenschaftlich prolongiert wird?

8.   Trifft es zu, dass unter diesen Umständen, der, in der Museumsordnung § 3.1 angeführte Auftrag, der Bewahrung der Sammlung unter optimalen technischen, konservatorischen und räumlichen Bedingungen, in absehbarer Zeit nicht gewährleistet ist?

9.   Ist die Vermietung von Räumlichkeiten geplant?

10. Welche Bauabschnitte sind genau mit den vom Finanzminister zugesagten über 680 Millionen Schilling finanziert und welche nicht?

11. Welche Bauabschnitte sind durch Sponsorengelder zu finanzieren? Für welche davon wurden bereits Sponsoren gefunden?

12. Sollte die Finanzierung durch Sponsoren nicht gelingen, wird der Bund die fehlenden Geldmittel       aufbringen bzw. wurden bereits weitere Mittel aus dem Bundesbudget zugesagt?

13. Wenn ja, innerhalb welcher Zeitspanne?

14. Wie ist bis zur Fertigstellung des Neubaukomplexes die technische, konservatorische und räumliche       Sicherheit der Kunstwerke garantiert gewährleistet?

15. Aufgrund welcher sachlicher Basis wurde der Bescheid des Bundesdenkmalamt, der die Zerstörung des historischen Kernstückes der Albertina verhindert, aufgehoben? Welche Umstände veranlassten das Ministerium diesen Bescheid des BDA aufzuheben?

16. Sind alle in der Museumsordnung angeführten Organisationseinheiten mit fachlich kompetenten Personen besetzt? (Vgl. Museumsordnung §5 und §7(2)5?

17. Wenn ja, mit welchen? Wenn nein, aus welchem Grund sind nicht alle Organisationseinheiten  besetzt?

18. Hat sich seit dem Amtsantritt des Geschäftsführers der Gesamtpersonalstand verändert? Wenn ja, in welchen Zahlen und in welchen Bereichen?

19. Welche Forschungsprojekte wurden seit der Ausgliederung Anfang 2000 von Dr. Schröder genehmigt? Wenn ja, welche personellen, budgetären und Sachmittel wurden den Kuratoren zur Verfügung gestellt?

20. Mit welcher Firma/Person ist der Bereich Rechnungswesen und Finanzen besetzt?

21. Wer haftet für die dem Geschäftsführer der Albertina überlassenen Sammlungen?

22. Um welchen Umfang in Zahlen handelt es sich bei diesen Sammlungen?

23. Im welcher Höhe wurde der Versicherungswert der Sammlungen angesetzt?

24. Mit welchen Versicherungsanstalten wurden die Verträge abgeschlossen?

25. Gibt es einen detailgenaue Dokumentation der Sammlungen und beinhaltet der Überlassungsvertrag eine solche?

26. Ist in diesem Zusammenhang eine Revision der Sammlungen geplant?

27. Wie weit ist das seit 1999 vom Ihrem Ministerium geförderte Digitalisierungsprojekt fortgeschritten (in Zahlen) und welche Teile der Sammlungen schließt dieses ein? Wie groß ist der Umfang der bereits digitalisierten Objekte?

28. Wie groß sind die noch nicht digital erfassten Bereiche?

29. Wird die digitale Gesamterfassung der Sammlung verfolgt? Wenn ja, in welchem Zeitraum?

      Zum Überlassungsvertrag

30. In welcher Höhe und auf welchen Unterlagen basierend wurde der Versicherungswert der Sammlung angesetzt?

31. Welche Unterlagen liegen den Versicherungsverträgen zu Grunde?

32. Wer entscheidet über die konservatorische Sicherheit der Kunstwerke?

33. Welches Kontrollorgan ist, neben dem für wirtschaftliche Belange tätigen Kuratorium, für       sachliche/inhaltliche Angelegenheiten zuständig?

Anfragebeantwortung durch Ministerin Gehrer vom 31. Juli 2001 (2527/AB XXI.GP):

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 2546/J - NR/200 1 betreffend Aktuelle Entwicklungen in der Albertina, die die Abgeordneten Dr. Eva Glawischnig, Freundinnen und Freunde am 6. Juni 2001 an mich richteten, wird wie folgt beantwortet:

Ad 1.:

Für die „Generalsanierung“ der Grafischen Sammlung Albertina gibt es einen konkreten Zeitplan, wobei jedoch zu beachten ist, dass die geplanten Arbeiten nicht die Sanierung des gesamten Gebäudes umfassen.

Ad 2. + 3.:

Die Finanzierung des gegenständlichen Projektes ist dem Planungsstand entsprechend gesichert. Die Planung der somit finanzierten Teile betrifft auch den Innenausbau großer Bereiche. 

Ad 4.:

Das Studiengebäude steht ab Sommer 2002 zur Verfügung.

Ad 5. - 7.

Die Sammlung ist derzeit in sicherheitstechnisch und konservatorisch optimaler Weise im Tiefspeicher der Österreichischen Nationalbibliothek untergebracht.

Letztere benötigt diese Flächen gegenwärtig noch nicht für eigene Zwecke und konnte sie daher vorläufig der Grafischen Sammlung Albertina zur Verfügung stellen. Ausbau und Einrichtung des Tiefspeichers der Grafischen Sammlung Albertina erfolgen daher bedarfsgerecht, d.h. zum geeigneten Zeitpunkt. Damit kann im Sinne rationaler Gebarung vermieden werden, dass große Depotflächen ungenutzt und leer verbleiben. Die Aushöhlung der Bastei musste jedoch aus baulogistischen Gründen sofort in einem Arbeitsgang zusammen mit den übrigen unterirdischen Baumaßnahmen erfolgen. Die Errichtung der unterirdischen Ausstellungshalle steht in keinem

Zusammenhang mit dem Umstand, dass der Tiefspeicher nicht zum jetzigen Zeitpunkt, sondern - wie erwähnt - bedarfsgerecht eingerichtet wird.

Ad 8. + 14.:

Die konservatorischen Bedingungen sind nicht nur im historischen Vergleich mit der Unterbringung der Sammlung im Palais, sondern auch im internationalen Vergleich mit anderen grafischen Sammlungen als ausgezeichnet zu bewerten.

Ad 9.:

Die Vermietung von Räumlichkeiten ist sowohl gemäß Überlassungsvertrag als auch gemäß Bundesmuseen - Gesetz 1998 für vollrechtsfähige Anstalten zulässig und auch im Falle der Grafischen Sammlung Albertina vorgesehen.

Ad 10.:

Folgende Bauabschnitte wurden finanziert: Studiengebäude; Rohbau des Speichers; Sicherheitszentrale; gesamter Ein - und Zugang ins Museum; gesamte Verwaltung; Hofüberdachung; Wechselausstellungshalle in der Bastei.

Ad 11. - 13.:

Folgende Bauabschnitte wurden durch Sponsoren finanziert: Sanierung und allfällige Rekonstruktion der Fassade; Renovierung der historischen Prunkräume; Errichtung einer für Kleinformate bestimmten Wechselausstellungshalle im Palais sowie Erschließung der Bastei durch eine behindertengerechte Aufstiegshilfe.

Die beiden letzten Projekte sind bereits durch Sponsoren zugesichert. Weiters ist bereits ein Drittel der Renovierung der Prunkräume durch private Sponsoren gesichert.

Ad 15.:

Der Antrag ging dahin, neben der neuen Ausstellungshalle im Erdreich der ehemaligen Bastei auch die bisherigen Ausstellungsräumlichkeiten im Rahmen der „alten Albertina“ in erweiterter, modernen Ausstellungsgrundsätzen entsprechender Art und Weise neu herzustellen. 

Es wurde sichergestellt, dass der wertvollste Teil, das so genannte „Gehobene Zimmer“, voll erhalten bleibt, indem es „eingehaust“ wird. Die Erhaltung dieses wertvollen Teiles ist damit absolut denkmalgerecht sichergestellt. Gegen diese Vorgangsweise die ursprünglich vom Bundesdenkmalamt vorgeschlagen wurde - bestand daher auch seitens des Bundesdenkmalamtes keinerlei Einwand. Es muss betont werden, wenn vom „Herz der Albertina“ die Rede ist, handelt es sich um diese Räumlichkeiten.

Zur Zerstörung freigegeben wurde jedoch die so genannte „Galerie“. Der Berufungsbehörde oblag gemäß § 5 Abs. 1 DMSG die Verpflichtung, „alle vom Antragsteller geltend gemachten oder von Amts wegen wahrgenommenen Grunde, die für eine Zerstörung oder Veränderung sprechen gegenüber jenen Gründen abzuwägen, die für eine unveränderte Erhaltung des Denkmals sprechen“. Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Zerstörung von Teilen, die um das Jahr 1830 gestaltet wurden: das waren auf Holz gefertigte Scheingewölbe und die eine Seite einnehmenden Weichholzbücherkästen.

Das tatsächliche „Herz der Albertina“, das „Gehobene Zimmer“ bleibt (eingehaust) voll erhalten; die Albertina erhält eine für ihre Tätigkeit (Wechselausstellungen) und ihre finanzielle Basis ausschlaggebend wichtige zweite Ausstellungshalle im Gebäude der Albertina selbst. 

Ad 16. + 17.:

Die in der Museumsordnung angeführten Organisationseinheiten sind selbstverbindlich mit fachlich kompetenten Personen besetzt. Während der Schließungsphase der Albertina und dem damit zusammenhängenden,  naturgemäß noch atypischen Betrieb übernehmen manche Mitarbeiter mehrere Funktionen. Damit ist sowohl eine schlanke Organisation als auch ein effizientes Personal Kostenmanagement während der Schließungsphase gewährleistet. 

So leitet etwa der Stellvertreter des Geschäftsführers das Baumanagement, die Verwaltung und die während der Bau - und Schließzeiten der Albertina noch provisorisch eingerichtete Organisation der Sammlungsdienste.

Der Geschäftsführer fungiert als Chefkurator und leitet zugleich die Gesamtheit der Sammlungen. Die Organisationseinheit Öffentlichkeitsarbeit wird bis Juni von Renn Schreiner, ab Juli von Mag. Bock geleitet.

Die Restaurierungsabteilung leitet Mag. Thobois.

Ad 18.:

Der Gesamtpersonalstand hat sich zwischen dem 1. Jänner 2000 und den 1. Juni 2001 von 59 Mitarbeitern auf 61 verändert. 

Im Einzelnen stellen sich die Veränderungen wie folgt dar:


1.1.2000
 1.6.2001

Beamte
 11
 8

VB
 45
 40

Angestellte
 1
 12

Freie Dienstnehmer
 2
 1

Summe
 59
 61

Ad 19.:

Unter der Direktion von Dr. Klaus Albrecht Schröder werden generell die fünf bereits bestehenden Forschungsprojekte fortgesetzt. Einige davon konnten bereits abgeschlossen werden. Sechs neue Forschungsprojekte wurden initiiert und begonnen.

Im Einzelnen werden im Augenblick folgende Forschungsprojekte in der Albertina betreut:

Grafische Sammlung:

-     Der Sammlungskatalog der französischen Zeichnungen des 17. Jahrhunderts (Dr. Widauer/abgeschlossen im Mai 2001)

· Der Sammlungskatalog der deutschen, österreichischen und schweizerischen Zeichnungen der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts (Dr. Gröning/abgeschlossen im Juni 2001)

-      Der Sammlungskatalog der deutschen, österreichischen und schweizerischen Zeichnungen der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts (Dr. Sternath/voraussichtlicher Abschluss Ende 2002)

-      Der Sammlungskatalog der französischen Zeichnungen des 19. und 20. Jahrhunderts (Dr.  Ekelhart/ voraussichtlicher Abschluss November 2001)

-      Das Gesamtverzeichnis der Druckgrafik von Fritz Wotruba (Frau Antoniou/abgeschlossen Mai 2001)

-       Erfassung der Sammlung an Druckgrafiken, die vom Grunder der Albertina, Herzog Albert von Sachsen - Teschen, erworben wurden (Projektleitung Dr. Weidinger/Dr. Doppelbauer / begonnen Juli 2001)

Weiters stellt die Albertina die Raum - und Ausstattungsressourcen sowie das Ankaufsbudget für Forschungsliteratur für das internationale Forschungsprojekt „Corpus der altniederländischen und deutschen Zeichnungen“ zur Verfügung (Leitung: Dr. Koreny).

Fotosammlung:

-        Corpus der frühen Fotografie in Österreich von 1839 bis 1865 (Projektleitung Dr. Faber)

-        Weiterführung des umfangreichen bibliografischen Dokumentationsarchivs zur österreichischen Fotografie im 19.120. Jahrhundert (Dr. Starl).

Architektursammlung:

-        Wissenschaftliche Bearbeitung und Publikation des Gesamtnachlasses von Georg Lippen (Dr. Kristan).

Weiters werden im Rahmen der ersten, auf die Schwerpunkte der Sammlung der Albertina abgestimmten Ausstellungen die Bestände von Albrecht Dürer (Projektleitung Dr. Schröder / Dr. Sternath) Lind Rembrandt (Projektleitung Dr. Bisanz) neu erfasst und wissenschaftlich  bearbeitet.

Ad 20.:

Der Bereich Rechnungswesen ist mit Mag. Weidinger besetzt.

Ad 21.:

Es haftet die Anstalt, vertreten durch ihren Geschäftsführer.

Ad 22.:

Der Umfang der drei Sammlungen der Albertina - Grafische Sammlung, Architektursammlung, Fotosammlung - beträgt im Einzelnen: ca.   41.000 Zeichnungen, Aquarelle, Gouachen, etc. ca. 900.000 Druckgrafiken ca.   60.000 Fotografien ca.   15.000 fototechnische Apparate und Kameras ca.   42.000 Architekturzeichnungen und Pläne 140 Architekturmodelle

Ad 23., 30. + 31.:

Diese Fragen können aus Gründen des Datenschutzes nicht beantwortet werden.

Ad 24.:

Hauptversicherer ist AXA - Nordstern Colonia Versicherungs- - AG.

Ad 25. + 26.:

Die Dokumentation der Sammlung und ihrer Bestandteile in sachadäquater Form (§ 6 Abs. 1 Z. 6 Bundesmuseen - Gesetz 1998) beinhaltet die Details der Sammlung, es ist daher keine Revision erfolgt.

Ad 27. - 29.:

Die Albertina hat das Ziel, aus dem Gesamtbestand der drei Sammlungen die Handzeichnungen in einer Volldigitalisierung zu erfassen, weiter verfolgt und dieses Projekt im Juni dieses Jahres weitestgehend abgeschlossen. Weiters werden seit Sommer letzten Jahres die Hauptbestände der Fotosammlung digitalisiert,

darunter die weltberühmte Sammlung der Grafischen Lehr - und Versuchsanstalt: der weltweit bedeutendsten Sammlung der Fotografie des 19. Jahrhunderts.

Eine Volldigitalisierung aller Sammlungen - insbesondere des gesamten druckgrafischen Bestandes - ist weder geplant, noch erscheint sie sinnvoll. Nicht nur die Kosten - Nutzen - Relation spricht einer Gesamtdigitalisierung entgegen.

Vielmehr ist die oftmals in den Vordergrund geruckte Funktion einer Sammlungsrevision durch den sehr hohen personellen und budgetären Aufwand der Digitalisierung einer Sammlung von der Größe der Albertina nicht ausreichend zu begründen.

Insbesondere druckgrafischen Bestände (über 900.000 Blätter) werden äußerst selektiv digitalisiert werden; darunter selbstverständlich die kunsthistorisch bedeutenden druckgrafischen Bestände von Dürer oder Pieter Brueghel d. A., Goltzius oder Rembrandt bis hin zu Picasso oder etwa auch der Druckgrafik der Amerikanischen Pop - Art.

Strategisch verfolgt die Albertina mit der Digitalisierung das Ziel, weltweit einer möglichst breiten Öffentlichkeit wissenschaftlich bearbeitete Einzelblätter sowie kunsthistorisch spannende virtuelle Ausstellungen, thematisch zusammenhängende Präsentationen oder monografische Ausstellungen ins Netz zu stellen. Die Entwicklung dieses Projektes virtueller Ausstellungen soll bis Mitte 2002 abgeschlossen sein.

Darüber hinaus arbeitet die Direktion an einem Konzept, wie die digital erfassten Sammlungsbereiche kommerziell optimal verwertet werden können.

Ad 32.:

Der Geschäftsführer entscheidet darüber.

Ad 33.:

Gemäß § 3 Abs. 1 Bundesmuseen-Gesetz 1998 unterliegen die Bundesmuseen der Aufsicht des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur und der Kontrolle durch den Rechnungshof Gemäß § 3 Abs. 2 leg.cit. erstreckt sich die Aufsicht des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur auf die Einhaltung der Gesetze und Verordnungen.

Im Kulturausschuss am 7.11.2001 wurde Eva Glawischnig von Terezija Stoisits vertreten. Die Grünen richteten an die Ministerin folgende mündlichen Fragen:  

Steht das Studiengebäude nach seiner Eröffnung 2002 auch externen StudiensaalbenutzerInnen zur Verfügung?

Wenn ja, wie wird die Zurverfügungsstellung der einzelnen Objekte bewerkstelligt?

Wie wurde die Sammlungen und ihrer Bestandteile in sachadäquater Form (laut § 6 Abs.1Z6 Bundesmuseen-Gesetz 1998) dokumentiert?

Wo ist diese Dokumentation einsehbar?

Wie lautet der Überlassungsvertrag inklusive Anlagen, der zwischen dem Finanzminister und der Albertina abgeschlossen worden ist?

Worin unterscheidet sich die angekündigte neue von der derzeit bestehenden Museumsordnung?

Wieso wurde der Bescheid des Bundesdenkmalamtes bezüglich Umbauverbot jener Räume in der Albertina, in denen sich ab 1800 die Sammlung von Herzog Albert von Sachsen-Teschen befunden hat, von Ihnen aufgehoben?

Da die Antwort der Ministerin höchst unergiebig war - Das Studiengebäude wird öffentlich zugänglich sein, aber es werden natürlich nicht alle Kunstwerke jedem zur Verfügung stehen. Der Überlassungsvertrag und die Museumsordnung seien wie bei allen anderen Museen. Beim BDA gibt es die Frage „binden und lösen“, und es habe im Zusammenhang mit der Albertina einen konstruktiven Dialog gegeben – brachten wir die Anfrage auch schriftlich ein.

Anfrage von Eva Glawischnig an Ministerin Gehrer betreffend Albertina-Sammlungsdokumentation vom 29. November 2001 (3159J):

In Ihrer Anfragebeantwortung betreffend Albertina vom 25. Juli 2001 schreiben Sie, “die Dokumentation der Sammlung und ihrer Bestandteile in sachadäquater Form (§6 Abs.1 Z.6 Bundemuseengesetz 1998) beinhaltet die Details der Sammlung, es ist daher keine Revision erfolgt.”

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende Anfrage:
1. Wie wurden die Sammlungen und ihrer Bestandteile in sachadäquater Form (laut § 6 Abs.1Z6 Bundesmuseen-Gesetz 1998) dokumentiert?

2. Wo ist diese Dokumentation einsehbar?

3. Wie lautet der Überlassungsvertrag inklusive Anlagen, der zwischen dem Finanzminister und der Albertina abgeschlossen worden ist?

4. Ist dieser Überlassungsvertrag einsehbar? Wenn nein, warum nicht?

5. Worin wird sich die angekündigte neue von der derzeit bestehenden Museumsordnung unterscheiden?

Nationalbibliothek

Rede von Eva Glawischnig im Plenum des Nationalrates, 22. November 01, 22:40, zur  Privatisierung der Nationalbibliothek

Herr Präsident! Frau Bundesministerin! Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Wolfmayr! Ich kann es Ihnen nicht ersparen, auch wenn Sie sagen, es seien gebetsmühlenartig wiederholte Kritikpunkte. Mit gewissen Fragen muss man sich schon auseinandersetzen.

Wenn die ÖVP‑FPÖ‑Regierung in ihrem Regierungsübereinkommen schreibt, dass die Ausgliederung in allen Bereichen vorangetrieben werden soll, welche nicht unmittelbare staatliche Kernaufgaben sind, dann würde ich darum bitten, dass man statt eines spiegelverkehrten Vulgärmarxismus, nämlich Ausgliedern, Privatisieren - überall und zu jedem unpassenden und passenden Zeitpunkt - einmal eine Kernkritik, eine Aufgabenkritik macht, um dann einmal wirklich unterscheiden zu können, wo Ausgliederungen sinnvoll sind, und wo nicht. Und ich denke, gerade der kulturpolitische Bereich ist einer, wo man sehr, sehr aufpassen muss.

In einem Punkt stimme ich mit Ihnen überein, dass nämlich zwischen der Nationalbibliothek und den Museen nicht so ein großer Unterschied ist, dass man diese anders behandeln sollte. Ich komme nur zu einem anderen Ergebnis. Wir haben auch eine recht große Skepsis gegenüber der Ausgliederung der Bundesmuseen gehabt. Das ist auch der Grund, warum wir dieser Gesetzesvorlage nicht zustimmen können.

Ich bin der Auffassung, dass mit der Umstrukturierung der Rechtsform nicht nur die gesetzliche und die rechtliche Form, sondern auch die gesellschaftliche Funktion geändert wird, und dass es bei vielen Funktionen, und das sieht man jetzt, durch Konzentrationstendenzen und durch nach wie vor großen politischen Einfluss, eher eine Negativentwicklung gibt. Ich halte es zum Beispiel für sehr, sehr negativ ‑eine sehr plakative Auswirkung ‑, dass Schülerinnen und Schüler jetzt in den Museen Eintrittspreise zu zahlen haben.

Es gibt also einige Punkte, die man diskutieren muss, um herauszufinden, wo Ausgliederungen Sinn machen, und wo nicht. Sie sagen, dass die Nationalbibliothek in einem so guten Zustand sei. Mir dagegen sind Fälle bekannt, dass es unmöglich ist, im Archiv zu arbeiten, weil kein Personal dafür da ist, das die Aufsicht ausübt. Also sogar die wissenschaftliche, die Forschungsseite ist bedroht, beziehungsweise nicht garantiert. (Abg. Zweytick/ÖVP: Reine Managementsache ‑ man muss nur die Leute gut einsetzen!) Mit der Ausgliederung darüber hinwegtäuschen, dass es hier ein massives Ressourcenproblem gibt, das kann man einfach nicht.

Was ich noch als Kritik an der derzeitigen Form anbringen wollte: Ausgliederungen können nur dann gut funktionieren, wenn man die Inhalte, Ziele und Aufgaben dieser Institutionen sehr genau formuliert. Das ist in allen Ausgliederungsdiskussionen unumstritten~ Je klarer und präziser formuliert der Auftrag ist, umso besser können solche Sachen funktionieren. In diesem Punkt ist aber leider im Gesetz und auch in der Debatte eine große Leerstelle geblieben. ‑ Danke.

Material:

Informationen zu den Anfragen Gehaltshöhe Museums- und NB-Direktoren (2545/J), 

aktuelle Entwicklungen in der Albertina (2546/J), Albertina-Sammlungsdokumentation (3159/J) 

Privatstiftung Leopold (1884/J) finden sich im Internet unter www.parlament.gv.at  (Parlamentarische Materialien – schriftliche Anfragen von Abgeordneten – an die Bundesregierung – Grüne – Glawischnig) 

Museum Leopold

Wie schon im 2. Kulturbrief erwähnt, hat Eva Glawischnig am 12. Februar an Bundesministerin Gehrer  folgende Anfrage betreffend Privatstiftung Leopold (1884/J) eingebracht:

In Zusammenhang mit Ihrer Anfragebeantwortung zur Privatstiftung Leopold vom 8. Jänner 2001 sind für uns noch einige Fragen offen geblieben. Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende ANFRAGE:

1) Welche Rahmenbedingungen bzw. welche Prämissen haben sich seit der Beschlussfassung des Bundesgesetzes zur Finanzierung des Erwerbs der „Sammlung Leopold“ geändert, sodass ein operativ ausgeglichener Budgetvollzug nicht mehr erreichbar erscheint?

2) Aus welchen Gründen musste die Besucherschätzung revidiert werden?

3) Wurde die Ausgabenstruktur der geänderten Einnahmenerwartung angepasst bzw. welche Gegenmaßnahmen wurden ergriffen?

4) Durch welche Art von effizienter Betriebsführung des Museums wird eine sparsame Gebarung gewährleistet werden? Welche organisatorischen Reformen werden initiiert?

5) In welcher Höhe werden Subventionen in einer mittelfristigen Planung (bis 5 Jahre) beansprucht werden? Welche Planungsrechnungen liegen den erwarteten Ergebnissen zugrunde?

6) Der Erwerb der Sammlung Leopold durch die Republik Österreich erfolgte aus Budgetmitteln. Warum wird der Geltungsbereich des Restitutionsgesetzes nicht ausgeweitet bzw. warum erfolgt keine den Intentionen des Gesetzgebers entsprechende Beschlussfassung durch die vom Bund entsandten Vorstandsmitglieder?

Die Antwort  der Ministerin erfolgte am 12. April (1905/AB):

Ad 1.:

Von einem „operativ ausgeglichenen Budgetvollzug“ wurde weder im Jahr 1994, als das Bundesgesetz zur Finanzierung des Erwerbs der !Sammlung Leopold" beschlossen wurde, ausgegangen, noch ist dieser heute denkbar. Von einer grundsätzlichen Änderung der Prämissen kann sohin nicht gesprochen werden.

Ad 2.:

Neben diesen für das „Start - Jahr“ einmaligen Bedingungen ist auch festzuhalten, dass im erwähnten Bundesgesetz jährlich 600.000 Besucher angenommen wurden. Nach den jüngsten Rückgängen der Besucherzahlen in den in - und ausländischen Museen hat die kaufmännische Direktion der Leopold - Museum - Privatstiftung, auch gestützt auf ein Gutachten, darauf hingewiesen, dass in einem Volljahr maximal die Hälfte an Besuchern zu erwarten ist, somit im Halbjahr September 2001 bis März 2002 etwa 150.000 Besucher.

Ad 3 + 4.:

Die Leopold - Museum - Privatstiftung hat auf der Ausgabenseite des Museums eine schlanke Struktur insbesondere im Personalbereich beschlossen, sodass die geschätzten Ausgaben merklich unter den im Jahr 1994 angegebenen Beträgen liegen werden.

Ad 5.:

Für das Kalenderjahr 2001 sieht der Bundesvoranschlag 34,600.000,-- S für die Leopold - Museum - Privatstiftung vor. Für die Folgejahre kann eine Konkretisierung erst stattfinden, wenn die ersten Betriebserfahrungen vorliegen, somit etwa im Winter/Frühjahr 2002.

Ad 6.:

Der Erwerb der Sammlung Leopold wurde und wird durch die Republik Österreich und die Österreichische Nationalbank finanziert. Sie unterliegt den österreichischen Gesetzen, und der Stiftungsvorstand hat für die Erfüllung des Stiftungszweckes zu sorgen und die Bestimmungen der Stiftungserklärung einzuhalten. Restitutionsforderungen müssen, gutachterlich festgestellt, objektiviert und überprüft werden. Die Leopold - Museum - Privatstiftung investiert seit Jahren in die Provenienzforschung, wobei vorrangig Kunstwerke mit großem Wert von Kunsthistorikern untersucht werden. Im Frühjahr 2001 soll der gesamte Sammlungsbestand mit den bis dahin vorhandenen Provenienzdaten über das Internet veröffentlicht werden.

Ad 5.:

Für das Kalenderjahr 2001 sieht der Bundesvoranschlag 34,600.000,-- S für die Leopold - Museum - Privatstiftung vor. Für die Folgejahre kann eine Konkretisierung erst stattfinden, wenn die ersten Betriebserfahrungen vorliegen, somit etwa im Winter/Frühjahr 2002.

Ad 6.:

Der Erwerb der Sammlung Leopold wurde und wird durch die Republik Österreich und die Österreichische Nationalbank finanziert. Sie unterliegt den österreichischen Gesetzen, und der Stiftungsvorstand hat für die Erfüllung des Stiftungszweckes zu sorgen und die Bestimmungen der Stiftungserklärung einzuhalten. Restitutionsforderungen müssen, gutachterlich festgestellt, objektiviert und überprüft werden. Die Leopold - Museum - Privatstiftung investiert seit Jahren in die Provenienzforschung, wobei vorrangig Kunstwerke mit großem Wert von Kunsthistorikern untersucht werden. Im Frühjahr 2001 soll der gesamte Sammlungsbestand mit den bis dahin vorhandenen Provenienzdaten über das Internet veröffentlicht werden.

Informationen zur Debatte über die Restitution von sich in der Sammlung Leopold befindlichen arisierten Kunstgegenständen finden sich im Kapitel Restitution.

Museen der Stadt Wien

"Der Standard" vom 12.9.2001: Wiener Museen werden 2002 ausgegliedert

Wien - Mit 1. Jänner 2002 sollen die Museen der Stadt Wien - analog zu den Bundesmuseen - ausgegliedert sein.  Und zwar in eine "wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts", obwohl die Sozialdemokraten diese Rechtsform im Falle der Bundesmuseen einst stark kritisiert hatten. Ein diesbezüglicher Gesetzesentwurf passierte letzte Woche den Stadtsenat: VP und FP stimmten "mit Vorbehalt" zu, die Grünen lehnten ihn ab. Am 4. Oktober soll der Landtag das Gesetz beschließen.

Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny (SP) betonte, dass die Ausgliederung eine größere Flexibilität und Selbstständigkeit gewährleiste. Durch eine festgeschriebene Steigerung des Budgets (derzeit 205 Mio. S) um 1,43 Prozent pro Jahr sei im Gegensatz zu den Bundesmuseen eine Planungssicherheit gegeben. Diese "Valorisierung" kommt aber nach Ansicht der Grünen einer Kürzung gleich, da die Inflation höher liegt. In Notsituationen darf das Budget zudem um fünf Prozent reduziert werden.

Mit dem Gesetz würden, meint Mailath, künftig auch die beiden Leitungspositionen ausgeschrieben. Marie Ringler, die Kultursprecherin der Grünen, hält dagegen, dass die Ausschreibung des kaufmännischen Direktors "nirgends klar festgeschrieben" sei. Sie hält den Gesetzesentwurf für "unausgegoren". (trenk)

Marie Ringler in einer OTS vom 4. 10.01: Enquete zu Museen im 21. Jahrhundert, "Der lange überfällige Diskurs kommt endlich in Gang"

Grüne (Wien) - In der heutigen Sitzung des Wiener Landtags wurde einem von der Grünen Landtagsabgeordneten und Kultursprecherin, Marie Ringler, eingebrachten Antrag zur Abhaltung einer umfassenden Enquete zu den Aufgaben und Zielen städtischer Museen im 21. Jahrhundert stattgegeben. "Damit findet nicht nur die ausstehende Reflexion über Funktion, Inhalte und Formen der Vermittlung sowie die Zielgruppen der Museen der Stadt Wien statt", so Ringler, "sondern es werden neben MuseumsexpertInnen und PolitikerInnen auch ZeithistorikerInnen, AusstellungskuratorInnen und KulturwissenschafterInnen in den Arbeitsprozess mit einbezogen. Es ist erfreulich, dass Kulturstadtrat Mailath-Pokorny mit seiner Unterstützung des Grünen Antrags jenen "permanenten gesellschaftlichen Diskurs" in Gang setzt, der auch im heute verabschiedeten Wiener Museumsgesetz als zentrale Aufgabe der Museen definiert wird."

Ebenso positiv zu werten ist auch der Umstand, dass im neuen Museumsgesetz einige sehr wichtige Grüne Forderungen eingeflossen sind: So sollen künftig neue Zielgruppen, wie MigrantInnen und Jugendliche speziell angesprochen werden. Auch der Einsatz neuer Medien und anderer innovativer Vermittlungsformen soll forciert werden. "Zudem wird auf unser Drängen hin der Posten der kaufmännischen DirektorIn öffentlich ausgeschrieben und es gibt klare Regelungen zur Wiederbestellung der Leitungsfunktionen", so Ringler abschließend.

"Der Standard" vom 5.10.2001: Die stadtmuseale Ausgliederung. Städtische Museen auf der Suche nach neuem Selbstverständnis

Wien - "Wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts" heißt das jetzt - doch der Sperrigkeit ihres neuen Namens sollen die Museen der Stadt Wien keine Ehre machen. Die "Anstalt" wurde am Donnerstag vom Wiener Landtag ausgegliedert und soll künftig "noch flexibler" agieren, wie Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny (SP) fordert:

Fragen der Vermittlung und des Marketings sollten in nächster Zeit überdacht werden, neue Medien zum Einsatz kommen.

Die Grünen, ursprünglich ablehnend eingestellt, stimmten in der Landtagssitzung dann doch - zumindest teilweise - zu. Schließlich hatte sich die Grüne Abgeordnete Marie Ringler mit der Forderung durchgesetzt, dass die Ausschreibung des Direktors festgeschrieben werden müsse. Der jetzige Museenleiter Günter Dürigl wird nur noch bis März 2003 fix bleiben. Was prompt VP und FP nicht kombinierte: Die Übergangsfrist solle fünf Jahre betragen. Antrag abgelehnt. Wie auch die Forderung der VP, dass eine zweite Wiederbestellung des dann neuen Direktors nur durch eine Dreiviertelmehrheit im Kuratorium möglich sein soll.

 Dafür wurde einem anderen VP-Antrag einstimmig zugestimmt: Durch die Ausgliederung dürfe es bei der "Restitution unrechtmäßiger Erwerbungen von Kunst- und Kulturgegenständen zu keiner Beschränkung

oder Verzögerung kommen". Weiters wurde auf Wunsch der Grünen beschlossen, dass die Zukunft der Wiener Museen bis spätestens Juli 2003 bei einer Enquete diskutiert werden soll.

Marie Ringler hat sich ihre Entscheidung, schlussendlich der Ausgliederung doch zuzustimmen, nicht leicht gemacht. Abgesehen davon, dass die SPÖ dem Antrag auf Abhaltung einer Enquete zugestimmt hat, waren folgende Überlegungen ausschlaggebend:

Die Rechtsform, die für die Ausgliederung der Museen der Stadt Wien gewählt wurde, ist die der „wissenschaftlichen Anstalt öffentlichen Rechts“ mit eigener Rechtspersönlichkeit, 
„der Denkmäler und Kulturgüter des Landes und der Stadt Wien zur Erfüllung ihres kulturpolitischen und wissenschaftlichen Auftrags als gemeinnützige öffentliche Aufgabe anvertraut sind“. 

Die Kulturgüter und Denkmäler verbleiben in ihrer Gesamtheit im Eigentum der Stadt Wien, ebenso die Immobilien. Auch Neuerwerbungen aus dem Budget des Museums gehen in das Eigentum der Stadt über. 

Die derzeitigen Mitarbeiter des Museums bleiben ohne Schlechterstellungen bis zu ihrem Ausscheiden Beamte bzw. Vertragsbedienstete der Stadt, nach einer Übergangsfrist von 2 Jahren werden allerdings neue Mitarbeiter in „normalen“ Arbeitsverhältnissen angestellt.

Die Ausgliederung kommt also keiner Privatisierung gleich, sondern bedeutet in allererster Linie eine organisatorische Ausgliederung aus dem System „Magistrat“.

Folgende Vorschläge der Grünen wurden in den Gesetzestext übernommen:

- Korrekte Ausschreibungsmodalitäten der DirektorIn und kaufmännischen Leitung

- Erschließung neuer Zielgruppen (MigrantInnen, etc.) und stadtteilbezogene Arbeit (in Bezirken, öffentlicher Raum...)

- Spielraum für eine Weiterentwicklung des Museums hinsichtlich neuer Vermittlungsformen (Neue Medien und interaktive Exhibits, Aktionen im öffentlichen Raum und Stadtteilarbeit, Digitalisierung von Beständen und deren Nutzung, etc.)

Folgende Vorschläge wurden nicht aufgenommen:

· Keine explizite Festschreibung der Anwendung des Gleichbehandlungsgesetzes und Gender Mainstreaming Richtlinien

- Keine Einrichtung eines wissenschaftlich-künstlerischen Beirats und Publikumsbeirats als zusätzliches Beratungsgremiums und stärkere Anbindung der wissenschaftlichen Arbeit an internationale „scientific communities“.

- Ausschreibungsmodalitäten der ChefkuratorIn sind nicht eindeutig geregelt

- Klare Definition Verhältnis der Stadt Wien – Museen (z.B. beauftragte Ausstellungen), gab es bisher nicht, gibt’s weiterhin nicht.

Die Gründe für die Zustimmung waren schlussendlich:

· Ausgliederung aus der Kameralistik bringt ein transparenteres und nachvollziehbareres Budget, geringeren Verwaltungsaufwand bei Handhabung des Budgets und macht mittel- und langfristige Planung möglich (bisher nur einjährige Budgets); 

· Ausgliederung aus der magistratischen Verwaltung und Hierarchie ermöglicht eine Re-Organisation des Museums, um endlich auch auf gegenwärtige Anforderungen reagieren zu können;

· Zukünftige kommerzielle oder quasi-kommerzielle Ausrichtung ist faktisch auszuschließen: (wie z.B. beim Kunsthistorisches Museum) durch die spezifische Formulierung des Gesetzes („Non-profit Organisation“, starke Betonung des Bildungs- und Forschungsauftrags, s. auch oben die Definition der Aufgaben der wissenschaftlichen Anstalt) ;

· Erhöhte Kontrollrechte für Landtag und Opposition: die Anstalt unterliegt der Kontrolle durch das Kontrollamt und der Aufsicht der Wr. Landesregierung, welcher auch volle Überprüfungsrechte zugestanden werden

· das Kuratorium besteht aus folgenden Mitgliedern: zwei vom amtsführenden Stadtrat für Kultur nominierte Mitglieder, einem Mitglied der Finanzverwaltung der Stadt Wien, je einem Mitglied des Betriebsrates und der Personalvertretung, zwei Wissenschaftler, die nicht Bedienstete der Anstalt sind, einem Mitglied des rechtskundigen Dienstes der Stadt Wien.
Das Kuratorium genehmigt jährlich einen Wirtschaftsplan, den Stellenplan, wirkt an langfristiger Strategieerstellung mit, genehmigt die operationalen Ziele (plus Evaluation der Zielerreichung - etwas was es bisher überhaupt nicht gab!). 
Die Kontrolle durch die Stadt ist also weiterhin im vollen Umfang gegeben, die Mitsprachemöglichkeiten der Mitarbeiter wurden sogar erhöht. 

· dem Landtag und dem Kulturausschuss ist jährlich Bericht zu erstatten (bis dato nicht notwendig)      

- Budgetsituation: de facto ist durch das Gesetz die Frage von willkürlichen Budgetkürzungen für das Museum besser geregelt als zuvor. Während vorher das Budget jederzeit gekürzt werden konnte, gibt es nun präzise Vereinbarungen über maximal zulässige Kürzungen, bzw. eine Klausel zur Indexanpassung der jährlichen Subventionen in der Höhe von ca. 180 Mio/Jahr. 

Material:

Thomas Trenkler in "Der Standard" vom 12.9.2001: Wiener Museen werden 2002 ausgegliedert

OTS der grünen vom 4. 10.01: Enquete zu Museen im 21. Jahrhundert, "Der lange überfällige Diskurs kommt endlich in Gang"

Roman Freihsl in "Der Standard" vom 5.10.2001: Die stadtmuseale Ausgliederung. Städtische Museen auf der Suche nach neuem Selbstverständnis

Das Landesgesetzblatt für Wien: Jahrgang  2001, ausgegeben am 12. November, 95.: Gesetz, mit dem die Museen der Stadt Wien als Anstalt öffentlichen Rechts eingerichtet und deren Organisation, Betrieb und Erhaltung geregelt werden (Wiener Museumsgesetz – Wr. MuG)  findet sich im Internet unter 

http://www.magwien.gv.at/recht/landesrecht-wien/landesgesetzblatt/jahrgang/2001/html/lg2001095.htm?S0=historisches&S1=museum#P0

MUSEUMSQUARTIER

APA vom 23. Mai 2001: Wiener Gemeinderat: Grüne mit Antrag zur "Vielfalt im MQ" erfolgreich

Wien (APA) - Im Wiener Gemeinderat hat die SPÖ am Mittwoch angekündigt, sich einem Antrag der Grünen anzuschließen, der sich der "Sicherstellung der kulturellen Vielfalt im Museumsquartier" gewidmet hat. Die Abgeordneten sprechen sich demnach "ausdrücklich" für den  Verbleib der Einrichtungen Basis Wien, Depot Kunst und Diskussionen, Public Netbase sowie der Zeitschrift Springerin im "MQ" aus.

Appelliert wird an die Bundesregierung, Schritte zu setzen, um den Wiedereinzug der Einrichtungen zu gewährleisten.

Bürgermeister Michael Häupl (S) und Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny (S) wird ersucht, "in diesem Sinne rasch konkrete Verhandlungen mit den zuständigen Organen des Bundes aufzunehmen".

Die Grün-Abgeordnete Marie Ringler betonte, dass die "inhaltliche Gesamtausrichtung" des Museumsquartiers noch immer offen sei. Es solle ein "symbolisches Zeichen" gesetzt werden, um zu garantieren, dass das Quartier ein Ort der Vielfalt wird.

 "Es verlangt ja niemand 100-jährige Mietverträge", betonte Ringler. Laut ihren Angaben müsse es für die betroffenen Einrichtungen aber ein Mindestmaß an Planungsmöglichkeiten geben. Zusatz: "Wir sollen nicht nur die großen Institutionen, sondern auch kleinere fördern." Die betroffenen Vereinen sind laut Ringler während der Sanierung des Museumsquartiers gekündigt worden. Bereits vor einem Jahr gab es einen Resolutionsantrag des Gemeinderates, der sich für den Verbleib dieser Institutionen im Museumsquartier ausgesprochen hat.

Während die SPÖ betonte, dem Antrag zuzustimmen, fand der Vorstoß der Grünen bei der ÖVP und FPÖ kein Gehör. Der frühere Kulturstadtrat Peter Marboe (V) befand, dass er gleich laute wie die Resolution vor einem Jahr. Doch er machte noch einen Grund für die Ablehnung des "Pseudo-Unterstützungsantrages" geltend: Marboe betonte, dass das Museumsquartier durch kleinere Institutionen noch offener, sympathischer und lebendiger werde. "Was nicht geht ist aber, dass man einfach einige Einrichtungen selektiv herausgreift", meinte der VP-Abgeordnete.

Das eigentliche Thema der Debatte zum Museumsquartier hatte mit den genannten Kulturinitiativen nichts zu tun. Es ging um die Schaffung einer Rücklage zur Errichtung und Führung des Tanzhauses im Museumsquartier - in der Höhe von 17,5 Mill. S (1,272 Mill. Euro).

Am 02.07.2001 stellte Eva Glawischnig folgende Anfrage betreffend Mietverträge der sog. Drittnutzer im Museumsquartier an Ministerin Gehrer (2617/J XXI.GP):

Seit einem Ministerratsbeschluss aus dem Jahr 1997 sind die sog. Drittnutzer im Museumsquartier fix verankert. Im Dezember 2000 wurde von Seiten der Museumsquartier GesmbH angekündigt, mit den Institutionen basis wien, Depot, Public Netbase Media – Space und Springerin im März 2001 Mietverträge abzuschließen. Mit 29. Juni bzw. 15. Juli enden die jeweiligen Bestandsverhältnisse. Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende

ANFRAGE:

1. Wann werden die Vorgespräche für den Abschluss der Mietverträge abgeschlossen sein?

2. Warum wurden bis jetzt keine Vorgespräche geführt?

3. Werden die oben genannten Institutionen als kulturelle oder semikommerzielle Nutzer     eingestuft werden und dementsprechende Mieten vereinbart werden ? (bitte jeweils begründen)

4. Werden die Verträge befristet oder unbefristet abgeschlossen?

5. Wie hoch werden die Miet - und Betriebskosten pro Quadratmeter sein?

6. Warum wurde der Abschluss der Mietverträge so lange verschleppt und damit auf diese Institutionen sichtlich ein struktureller Druck ausgeübt?

7. Wann werden die oben genannten Institutionen einziehen können?

8. Gibt es ein Verkehrskonzept für das MQ; wenn ja, wie sieht das im Detail aus, wenn nein,  warum nicht?

9. Wie wird über die Freiflächennutzung entschieden?

10. Wie wird die endgültige Vorplatzgestaltung aussehen und wer entscheidet hier über die       Freiflächennutzung?

Die Antwort von Elisabeth Gehrer erfolgte am 21. August 2001(2594/AB XXI.GP):

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 2617/J - NR/2001 betreffend Mietverträge der sog. Drittnutzer im Museumsquartier, die die Abgeordneten Dr. Eva Glawischnig, Freundinnen und Freunde am 2. Juli 2001 an mich richteten, wird wie folgt beantwortet:

Ad 1.+2.:

Die bisherigen Vorgespräche mit „basis wien“ über den Abschluss eines Mietvertrages führten am 10. Juli 2001 zu einer grundsätzlichen Einigung darüber, dass die „basis wien“ nach Beendigung der Sanierungsarbeiten - wie vom Expertenbeirat für des Quartier 21 empfohlen - in ihren Raum im Erdgeschoss zurückkehren kann, Vertragsdetails werden zur Zeit von den Anwälten verhandelt. Eine vertragliche Einigung ist für die nächste Zeit vorgesehen.

Ebenso liegt eine grundsätzliche Einigung mit „Depot“ über die Rückkehr in die bisherigen Räume nach Abschluss der Sanierungsarbeiten vor, wobei ebenfalls Detailfragen noch von den Anwälten verhandelt werden und eine baldige vertragliche Einigung vorgesehen ist.

Der Kunstzeitschrift „Springerin“ wurde gemeinsam mit AICA und dem Verband österreichischer Galerien moderner Kunst auf Prekariumsbasis eine Büroeinheit im 2. Stock des Museums Quartiers bis auf Widerruf und abhängig vom Fortschritt der Sanierungsarbeiten zur Verfügung gestellt.

Die Museums Quartier Errichtungs- -  und Betriebsgesellschaft hat Public Netbase - angeboten, die seit Jahren benutzten Räumlichkeiten (ca. 300 m2) im Mezzaningeschoss über dem Haupteingang des MuseumsQuartiers nach Abschluss der Renovierungs- -  und Verbesserungsarbeiten wieder zu Verfügung zu stellen. Dieses Angebot wurde von Public Netbase bisher nicht angenommen.

Ad 3.

Alle oben genannten Institutionen werden als kulturelle Nutzer eingestuft werden und bekommen den von Gutachtern empfohlenen niedrigstmöglichen Mietpreis von 70,-- ATS/m2 (exkl. Betriebs - kosten und USt.) angeboten.

Ad 4.:

Die Verträge werden gemäß dem von den Gesellschaftern genehmigten Konzept des Quartier 21 für eine Dauer von zwei Jahren befristet abgeschlossen, können aber über Empfehlung des Expertenbeirates beliebig oft verlängert werden.

Ad 5.:

Die Mietkosten für die kulturellen Nutzer der Quartier 21 Flächen im Museums Quartier, also auch für die oben genannten Institutionen, belaufen sich auf 70,-- ATS pro Quadratmeter. Die Betriebskosten laut Mietrechtsgesetz belaufen sich (derzeit auf Basis von Schätzkosten) auf 14,50 ATS pro Quadratmeter. Die „sonstige(n) mit der Bewirtschaftung und dem Betrieb des MuseumsQuartiers verbundenen anteiligen Kosten“ ( = Formulierung des Mietvertragsangebotes an die Drittnutzer) können erst nach Abschluss der Sanierungsarbeiten exakt festgelegt werden.

Ad 6.:

Es wurden weder Vertragsabschlüsse verschleppt noch irgendein Druck auf Institutionen oder Nutzer im MuseumsQuartier ausgeübt. 

Ad 7.:

Sofern der Beginn der Sanierungsarbeiten nicht weiter durch Nichträumung von zu sanierenden Flächen verzögert wird, ist aus heutiger Sicht das Beziehen der Räumlichkeiten im Sommer 2002 möglich.

Ad 8.:

Das Verkehrskonzept des MuseumsQuartiers sieht grundsätzlich eine verkehrsberuhigte Zone im  MuseumsQuartier vor. Die Regelungen für den Zu -  und Anlieferverkehr werden zur Zeit noch näher definiert.

Ein detailliertes Gesamtkonzept wird in der nächsten Zeit in Übereinstimmung mit der derzeit stattfindenden stufenweisen Besiedelung der einzelnen Nutzerflächen entwickelt werden.

Ad 9 + 10.:

Die organisatorische Vorgangsweise bei der Bespielung der Freiflächen im MuseumsQuartier wird derzeit auch mit den Nutzern des MuseumsQuartiers diskutiert. Richtlinien für die Vergabe der Freiflächen werden von der MuseumsQuartier Errichtungs- -  und Betriebsgesellschaft entwickelt.

Grundsätzlich wird über Projektvorschläge zur Bespielung der Freiflächen in Abstimmung mit Vertretern der MuseumsQuartier Institutionen und nach Empfehlung des Expertenbeirates durch die rechtlich zuständige Geschäftsführung der MuseumsQuartier Errichtungs- -  und Betriebsgesellschaft entschieden werden.

Am 7. November beantwortete Elisabeth Gehrer die unten angeführten Fragen im Kulturausschuss höchst ausweichend. Sie meinte, die Besiedelung des quartier 21 sollen die 6 ExpertInnen im Beirat besorgen. Gedacht sei das quartier als „kulturelle Gründerinitiative, als Start für kleine lebendige Kulturinitiativen“. Diese müssen sich, wenn sie größer werden, was anderes suchen. Die Konzeption werde am 8.11. dem Aufsichtsrat vorgelegt und dann veröffentlicht. Die architektonische Ausstattung sei nur eine Grundausstattung und sei ausgeschrieben worden. Die Kosten betragen 2 Mrd. ATS.

Nachdem auch die Presskonferenz am 14. November Ungereimtheiten offen gelassen hat, brachten die Grünen erneut eine schriftliche Anfrage ein.

Anfrage von Eva Glawischnig an Ministerin Gehrer vom 21.11.2001 betreffend quartier21 (3097/J): 

Bei der Pressekonferenz zum quartier21 am 14. November 2001 wurden die künftigen Nutzerinnen für die Erstbesiedelung des quartier21 ab Sommer 2002 sowie Architekturentwürfe vorgestellt. Einige wesentliche Fragen sind nach wie vor offen. Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende Anfrage:                             

1. Wer sind die derzeitigen Mitglieder des Beirats Netzwerk21 ? 

2. Nach welchem Modus wurden und werden diese Mitglieder bestellt? 

3. Wie sieht Geschäftsordnung des Beirats aus? 

4. Wer traf die Endauswahl der zukünftigen Nutzerinnen des quartier 21? 

5. Nach welchen Kriterien erfolgte diese Endauswahl? 

6. Wer führt(e) die Verhandlungen mit den zukünftigen Nutzerinnen des quartier21? 

7. Inkludiert der Mietpreis von 70ATS/m2 auch die Betriebskosten? 

8. Welche Infrastruktur wird den Nutzerinnen zur Verfügung gestellt?

9. Wie hoch ist das Auftragsvolumen für die architektonische Gestaltung des quartier 21?

10. Hat für die architektonische Gestaltung des quartier 21 eine Ausschreibung stattgefunden?

11 .Wer wurde/wird mit der architektonischen Gestaltung des quartier 21 beauftragt?

12. Welche Mittel stehen zum Betrieb des quartier21 zur Verfügung?

Die Antwort der Ministerin (3092/AB XXI.GP) vom 18.01.2002 :

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 3097/J-NR/2001 betreffend quartier21, die die

Abgeordneten Dr. Eva Glawischnig, Freundinnen und Freunde am 21. November 2001 an mich

richteten, wird wie folgt beantwortet:

Ad 1.: Zdenka Badovinac, Thomas Edlinger, Hortensia Völckers, Vitus Weh. 

Ad 2.:  Die Auswahl der Beiratsmitglieder wurde bisher und wird auch in Zukunft von der Geschäftsführung der MQ E&B Gesellschaft vorgenommen.

Ad 3.:  Siehe Beilage. 

Ad 4.:  Die Beiratsmitglieder Zdenka Badovinac, Thomas Edlinger, Peter Pakesch, Kathrin Rhomberg, Hortensia Völckers und Vitus Weh trafen die Endauswahl und gaben die diesbezügliche Empfehlung zur Erstbesiedelung des quartier21 ab.

Ad 5.:  Nach mehreren vorangegangenen Sitzungen (1. März. 2001, 19. März 2001, 27. und 28. April 2001, 1. Juni 2001) und anhand der eingelangten Bewerbungen wurde in einer zweitägigen Sitzung am 7. und 8. September 2001, der eine gründliche Befassung und Vorbereitung des Beirates über schriftliches Material vorausging, die Endauswahl getroffen.

Ad 6.:  Diese Verhandlungen werden von Wolfgang Waldner (Geschäftsführer), Thomas Edlinger (Beiratsmitglied), Vitus Weh (Beiratsmitglied) und Michaela Rapp (Koordination quartier21) geführt.

Ad 7.:  Nein. 

Ad 8.:  Die Nutzer/Mieter erhalten grundsätzlich unmöblierte Mietflächen, die mit Heizung, Strom sowie Telefon- und Internetanschluss versehen sind. Darüber hinaus wird den quartier21-Mietern auf Wunsch die Benutzung anderer quartier21-Flächen wie z. B. Erste Bank Arena, Ovalhalle sowie - unter Einbindung des Beirats - Flächen im Bereich "transeuropa" und Außenflächen zu besonders günstigen Bedingungen ermöglicht. Ebenso unterstützen und betreuen die Koordinatorin des quartier21 sowie ein Techniker/Netzwerkadministrator bei Bedarf die NutzerInnen in organisatorischen und technischen Fragen.

Ad 9.:  Die architektonische Planung ist derzeit in Arbeit; sowohl Detailplanung als auch Auftragsvolumen etc. befinden sich in der Kalkulationsphase.

Ad 10.:  Es fand eine Ideenfindung durch geladene Architektenteams statt, die von Vitus Weh, dem ehemaligen Kurator von" Kunst auf der Baustelle" im MQ, koordiniert wurde. In den konkreten Auswahl- und Gestaltungsprozess hinsichtlich der Innenarchitektur sind auch die vom Beirat vorgeschlagenen zukünftigen NutzerInnen von Electric Avenue und "transeuropa" eingebunden.

Ad 11.:  Bis jetzt wurde noch kein Auftrag zur Detailplanung von quartier21-Flächen erteilt. Für die Gestaltung der Architektureinbauten von "transeuropa" und Electric Avenue werden zur Zeit mit den Teams von "awg-AllesWirdGut" bzw. "Popelka & Poduschka PPAG" Verhandlungen geführt. Konkrete Aufträge zur Durchführung von Arbeiten werden unter Berücksichtigung der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen vergeben.

Das Architektenteam BEHF ist mit der örtlichen Bauaufsicht der Bauphase II im MQ beauftragt und wird aus ökonomischen und praktischen Überlegungen auch die Schnittstellen- und Koordinationsfunktion bei der Umsetzung der Innenarchitektur von quartier21-Flächen übernehmen.

Ad 12.:  Der laufende Betrieb von Allgemeinflächen und Künstlerstudios im quartier21 wird durch Einnahmen der E&B Gesellschaft aus den von den Nutzern bezahlten Kulturmieten sowie aus der teilweisen kommerziellen Nutzung von quartier21-Flächen (Büros, Veranstaltungsräume, Außenflächen, Sponsorengelder etc.) finanziert. Die Mittel für die Durchführung ihrer Programme sind von den einzelnen Nutzern/Mietern selbst aufzubringen.

Beilage

quartier21 (q21) im MuseumsQuartier Wien (MQ)

Geschäftsordnung der Entwicklungs- und Beratungsgruppe "Netzwerk21"

(Stand: 28.4.2001)

I. Bezeichnung 

Die Entwicklungs- und Beratungsgruppe "Netzwerk21" für das q21 (gesamter Fischer v. Erlach-Trakt exkl. der Flächen, die an Wohnungsmieter vergeben sind; derzeitige "basis-wien"- Fläche; gesamte Stiege 10 / Mariahilferstraße exkl. jener Flächen, die an Wohnungsmieter und das Tabakmuseum vergeben sind; Ovaltrakt/Dachgeschoss, Vorplatz und Innenhöfe). Ausgenommen sind jegliche Art von kommerziell genutzten Flächen (Restaurants, Shops, Wohnungen, Büroräume mit Ausnahme der Bürogemeinschaft Kultur für Kulturmieter). 

II. Allgemeine Aufgabenstellung 

Gemäss dem von Bundesministerin Elisabeth Gehrer genehmigten Strukturkonzept gehören folgende Punkte zum Aufgabengebiet der Entwicklungs- und Beratungsgruppe Netzwerk21:

"Die MQ Entwicklungs- und Beratungsgruppe namens 'Netzwerk21' besteht aus fünf bis sieben Personen, die für jeweils zwei Jahre von der GF der MQ E+B Ges. eingesetzt werden. Dieser Gruppe gehören keine Vertreter der übrigen MQ-lnstitutionen an. Das 'Netzwerk21' empfiehlt der GF die Zulassung von Nutzern aus den bei der E&B Ges. einlangenden Bewerbungen bzw. aufgrund von eigenen Vorschlägen. Besonders in den ersten Jahren sollte das 'Netzwerk21'-Team gezielt dafür eingesetzt werden, um auch das Zusammenspiel der verschiedenen MQ-Nutzer zu fördern und das quartier21 mit den kulturellen Szenen der Stadt sowie jenen der Bundesländer und mit internationalen Partnern zu vernetzen. Die erste Zusammensetzung des 'Netzwerk21' sollte bis Mitte Jänner 2001 bekanntgegeben werden." (Auszug aus dem Strukturkonzept) 

III. Konkrete Aufgaben 

a) Die grundsätzliche Abgabe von Empfehlungen zur Behandlung von Förderungs-, Projekt- und Besiedelungsmaßnahmen für das q21:

- Empfehlungen zur Erstellung des Erstbesiedelungsplanes (Ausarbeitung Sommer 2001, Besiedelung ab Sommer 2002)

 - Evaluierung 1 Jahr nach Mietvertragsabschluß (bei 2-Jahresverträgen) bzw. nach 2 Jahren (bei 3-Jahres- oder länger laufenden Verträgen), welche die Empfehlung zur Verlängerung bzw. Auslaufen der derzeitigen Mietverträge beinhaltet.

b) Abgabe von Vorschlägen für einzelne Förderungs-, Projekt- und Besiedelungsmaßnahmen für das q21 aus eigener Initiative.

c) Die Geschäftsführung hat die Möglichkeit, sich bei anderen, nicht das q21 betreffenden inhaltlichen Fragen im Rahmen des MQ, die Empfehlungen der Entwicklungs- und Beratungsgruppe Netzwerk21 einzuholen.

d) Besonders in den ersten Jahren sollte das 'Netzwerk21 '-Team gezielt dafür eingesetzt werden, um auch das Zusammenspiel der verschiedenen MQ-Nutzer zu fördern und das quartier21 mit den kulturellen Szenen der Stadt sowie jenen der Bundesländer und mit internationalen Partnern zu vernetzen. Zur Erfüllung dieser Aufgaben wählt die Entwicklungs- und Beratungsgruppe eine(n) SprecherIn.

e) Vertretung der Entscheidungen des Netzwerk21 nach außen inklusive Abgabe von das q21 betreffenden Presseerklärungen im Zusammenwirken mit der Geschäftsführung der MQ E+B Ges.

IV. Organisation: 

- Die Zusammenstellung der Entwicklungs- und Beratungsgruppe Netzwerk21 wird von der Geschäftsführung der MQ E+B GES. vorgenommen. Die Entwicklungs- und Beratungsgruppe kann Vorschläge hinsichtlich des Ausscheidens alter und des Hinzukommens von neuen Mitgliedern machen.

- Die Entwicklungs- und Beratungsgruppe besteht aus 5-7 stimmberechtigten Mitgliedern und wählt eine(n) SprecherIn.

- Dieser Gruppe gehören keine Vertreter der übrigen MQ-lnstitutionen an. 

- Die Sitzungen werden von der/dem SprecherIn der Entwicklungs- und Beratungsgruppe geleitet. Die Vertreter der MQ E+B Ges. haben kein Stimmrecht im Beirat.

- Zu den Sitzungen können Auskunftspersonen beigezogen werden und zwar sowohl auf Wunsch der Geschäftsführung, wie auch auf Grund eines diesbezüglichen Beschlusses der Entwicklungs- und Beratungsgruppe oder einzelner Mitglieder (z.B. Vertreter von öffentlichen Subventionsgebern und anderen Beiräten, Sponsoren, Projektbewerber etc.).

- Die Einberufung zu den einzelnen Sitzungen der Entwicklungs- und Beratungsgruppe ist von der MQ E+B GES. schriftlich (postalisch, per Telefax, per e-mail) mindestens 14 Tage vor Sitzungstermin vorzunehmen, es sei denn, es würden sich die Beiratsmitglieder mit einer kürzeren Einberufungsfrist ausdrücklich einverstanden erklären oder eine Terminvereinbarung innerhalb einer Sitzung unter Ladungsverzicht getroffen werden.

- Die Sitzungen der Entwicklungs- und Beratungsgruppe Netzwerk21 finden mindestens 2 mal jährlich statt.

- Die Entwicklungs- und Beratungsgruppe Netzwerk21 kann eine Person der Gruppe als SprecherIn wählen, die für die Dauer der Tätigkeit in der Öffentlichkeit als VertreterIn der Gruppe auftritt und in Abstimmung mit der Geschäftsführung der MQ E+B GES. und der Entwicklungs- und Beratungsgruppe Netzwerk21 bestimmte Aufgaben erfüllt. Der Aufgabenbereich der Sprecherin /des Sprechers und eine angemessene finanzielle Entlohnung werden in einer gesonderten Vereinbarung mit der Geschäftsführung geregelt.

- Bei Anwesenheit von mindestens zwei stimmberechtigten Mitgliedern ist die Entwicklungs- und Beratungsgruppe verhandlungsfähig, bei drei stimmberechtigten Mitgliedern beschlußfähig. Ein Mehrheitsbeschluss der abgegebenen Stimmen gilt als verbindlich.

- Bei der Verhandlung von Angelegenheiten, an denen Mitglieder der Entwicklungs- und Beratungsgruppe als Subventions- oder Projektbewerber beteiligt sind, nehmen diese an der Abstimmung nicht teil.

- Für jede Sitzung ist ein Ergebnisprotokoll zu führen, das im Zusammenwirken mit der/dem SprecherIn spätestens 14 Tage nach der Sitzung an die Mitglieder der Entwicklungs- und Beratungsgruppe Netzwerk21 zu übermitteln ist.

- Die Geschäftsordnung des Beirates wird vom Beirat im Zusammenwirken mit der Geschäftsführung der MQ E+B GES. beschlossen.

V. Dauer der Tätigkeit 

Die Berufung in die Entwicklungs- und Beratungsgruppe erfolgt für die Dauer von 2 Jahren; Mehrfachberufungen der einzelnen Mitglieder sind zulässig, jedoch maximal für zwei unmittelbar aufeinander folgende Zeiträume. Erstmals nach 2 Jahren wird ein Teil der Mitglieder durch Neuberufungen ausgetauscht, während der übrige Teil der Entwicklungs- und Beratungsgruppe in seiner Funktion verbleibt, um eine Kontinuität zu gewährleisten.

Die Entwicklungs- und Beratungsgruppe kann Vorschläge hinsichtlich des Ausscheidens alter und des Hinzukommens von neuen Mitgliedern machen.

VI. Honorar 

Für die Beratungstätigkeit wird eine pauschalierte Aufwandsentschädigung von ATS 3.000,- / €217,99 pro Sitzungstag (8 Arbeitsstunden) zuerkannt; jenen Mitgliedern, die außerhalb Wiens ihren Wohnsitz haben, werden die Aufenthalts- und Reisespesen ersetzt, Pauschalierungen sind zulässig.

VII. Koordinatorln 

Die Arbeit des Beirates wird unterstützt durch eine von der Geschäftsführung eingesetzte Koordinatorln (derzeit Michaela Rapp). Diese stellt die Verbindung zwischen denn Beirat und der Geschäftsführung dar, erledigt die laufenden organisatorischen, administrativen und inhaltlichen Aufgaben im Zusammenwirken mit der Geschäftsführung des MQ und der/dem SprecherIn des Beirates.

Public netbase

Am 15. März 2001 wurde im Budgetausschuss der Budgetvoranschlag  2002 der Kunstsektion diskutiert. Eva Glawischnig stellte in diesem Zusammenhang auch eine Frage zu Public Netbase, die vom Bundeskanzler am 20. März schriftlich beantwortete (GZ 2888‑BK/2001) wurde. 

Frage:

Sie haben Public Netbase t0 über die Medien mitteilen lassen, dass Sie die Förderungskürzung für das Jahr 2000 und 2001 mit einem nicht rechtkonformen Bezug doppelter Bundesförderungen sowie mit einer angeblichen Kritik des Medienkunstbeirats, derzufolge die Förderungswidmung, Kunst im Internet,, verfehlt worden sei, begründen. Wie erklären Sie sich die Tatsache, dass die Kunstsektion im Zuge der Abrechnungsverfahren nicht ein einziges Mal eine Beanstandung hinsichtlich der Rechtskonformität vorgebracht hat, und auch vom Medienkunstbeirat Ihre Behauptung mehrmals einhellig ais unwahr zurückgewiesen wurde ?

Antwort:

Der mit 24. November gezeichnete Endbericht der KPMG Alpentreuhand GmbH hat eine Reihe von Fragen aufgeworfen, die seitens des Vereins Public Netbase t0 zu beantworten bzw. zu klären waren. Daher wurde Public Netbase gebeten, dazu Stellung zu nehmen, die Beantwortung dieser Zusatzfragen brachte allerdings wiederum keine KIärung bezüglich der Zuordnung von Personalkosten und Mittelverwendung zu den einzelnen Projekten.

Mit einem von Staatssekretär Franz Morak gezeichneten Schreiben vom 5.März 2001 wurden die für die Festsetzung der Höhe der Förderung für die Jahre 2000 und 2001 maßgeblichen Gründe im Detail dargelegt. Unter anderem wurde darin festgehalten, dass die im Jahr 1998 von Public Netbase gegenüber den zuständigen Beamten der Kunstsektion aufgestellte Behauptung, dass der Verein keine Fördermittel vom damaligen Bundeskurator Zinggl erhalten werde, worauf eine Subventionserhöhung um 300.000 S erfolgte, unrichtig war. Denn seitens des Vereins wurde trotz der im Fördervertrag mit Kurator Zinggl festgelegten Verpflichtung, jede Änderung der Umstände mit Konsequenzen für das Projekt auch nach Annahme der Geldzuwendungen sowohl dem Bundeskurator als auch dem BIKA unverzüglich mitzuteilen, nicht nachgekommen. Auch die Verpflichtung laut Fördervertrag für das Jahr 1999 dem BKA jede Änderung der Umstände mit Konsequenzen für das Vorhaben, somit auch jeder Programm‑ und Finanzänderung gegenüber dem Antrag, dem BKA unverzüglich schriftlich mitzuteilen, wurde nicht erfüllt. Das heißt, dass Public Netbase vertragswidrig nie bekannt gegeben hat, dass es eine Förderung in Höhe von 1 Mio. S aus Mitteln des Bundeskurators Zinggl gab. 500.000 S dieser Mittel wurden im Jahr 1999 nicht benötigt und entgegen vertraglicher Verpflichtung ohne weitere Information, auch im Zusammenhang mit weiteren Förderansuchen, für das Jahr 2000 umgewidmet. Dieser nicht rechtskonforme Bezug, respektive die Doppelförderung, wurde nach Abrechnung einer 1999 von Bundeskurator Zinggl zugesprochenen und im Herbst 2000 abgerechneten Förderung evident und konnte erst danach releviert werden.

Schließlich waren nach Aussagen des Fachbeirates für Medienkunst (Herbst 1999) die Aktivitäten von Public Netbase 1999 im Zusammenhang mit Künstlerischen Projekten sehr gering, womit die Förderungswidmung “Kunst im Internet” nicht mehr eingehalten und also verfehlt wurde. Auch im Jahr 2000 gab es, Kunstprojekte betreffend, keine auffallende Veränderung. Wie die zuständige Fachabteilung festhielt, gab es immer wieder geäußerte Kritik an der künstlerischen Arbeit einerseits oder an der mangelnden Betreuung von Künstlerinnen und Künstlern durch Public Netbase andererseits.

Eva Glawischnig in der APA vom 19. Juli 2001 zu Public netbase: Waldner schießt mit Kanonen auf Spatzen

Utl.: Räumungsklage gegen Public Netbase inakzeptabel

OTS (Wien)- Mit Befremden reagiert die Kultursprecherin der Grünen, Eva Glawischnig auf die angekündigte Räumungsklage seitens des Geschäftsführers der MuseumsQuartier Betriebsgesellschaft gegen Public Netbase. "Die Managerqualitäten lassen offenbar reichlich zu wünschen übrig, wenn sich die Geschäftsführung des MQ ausser Stande sieht in Gesprächen und Verhandlungen die Raumfrage konstruktiv zu lösen", so Glawischnig und weiter: "In diesem Fall wird mit Kanonen auf Spatzen geschossen, das kann ich nur als Armutszeugnis bezeichnen."

Ein gerichtliches Vorgehen über die Raumnutzung des MQ ist für die Grünen inakzeptabel und kann ja wohl nicht ernsthaft der Weisheit letzter Schluss sein. "Wir erwarten, dass bis Ende der Woche ein für alle Seiten tragbarer Kompromiß ausverhandelt wird", fordert Glawischnig.

"Erst vor wenigen Wochen wurde das MQ als Kulturstandort eröffnet und gefeiert. Mit derartigen Aktionen wird das MQ öffentlich beschädigt und der Lächerlichkeit preisgegeben", schließt Glawischnig

Material:

APA vom 23. Mai 2001: Wiener Gemeinderat: Grüne mit Antrag zur "Vielfalt im MQ" erfolgreich

Eva Glawischnig in der APA am 19. Juli 2001 zu Public netbase: Waldner schießt mit Kanonen auf Spatzen

Die  Anfragen zu "quartier21" (3097/J) und Mietverträge der sog. Drittnutzer im Museumsquartier (2617/J) finden sich im Internet unter www.parlament.gv.at  (Parlamentarische Materialien – schriftliche Anfragen von Abgeordneten – an die Bundesregierung – Grüne – Glawischnig) 

Bei der Budgetausschusssitzung am 15. März 2001 von Eva Glawischnig an den  Bundeskanzler schriftlich eingebrachte Anfrage zu Public Netbase und Beantwortung desselben vom 20. März (GZ 2888‑BK/2001)


MUSIK

Kiew-Projekt: Das verschollene Musikarchiv

Das in den Wirren des Zweiten Weltkrieges verschollene Musikarchiv der Berliner Singakademie wurde 1999 in Kiew – zumindest für den Westen - wiederentdeckt. Diese umfangreiche Sammlung von 5175 Autographen des Barock und Frühbarock, die von Kiew erstmals überhaupt katalogisiert wurde, kam 1945 von Schlesien nach Kiew und dürfte tatsächlich von ukrainischen Soldaten gerettet worden sein. Seit der Wiederentdeckung gab es mühsame und zähe Verhandlungen zwischen Berlin und Kiew. Der Präsident der Ukraine schenkte es formal Im Jahr 2000 Deutschland, doch im Parlament in Kiew gab es dagegen heftigen Widerstand. In dieser Situation traten junge ukrainische Musiker, die in Wien ausgebildet wurden, an Stefan Schennach, Grüner Mediensprecher, heran, hier eine Kooperation mit Österreich zustande zu bringen. In langen und nicht minder mühsamen Verhandlungen zwischen dem ORF und dem Kiewer Staatsarchiv konnte im Sinne der Musik eine Kooperation zustande gebracht werden, durch die Österreich zu einer in der internationalen Musikwelt mit großem Interesse beachteten Chance der Erstaufführung vor allem der Werke von C.P.E. Bach kam. Mit Martin Haselböck von der Wiener Akademie und dem ukrainischen Dirigenten Kiril Karabits gelang es, ein symbolträchtiges Programm zusammenzustellen, das im November 2001 in Kiew und Wien erstaufgeführt wurde. So wurde das Konzert in Kiew sowohl von Karabits als auch von Haselböck dirigiert. Neben österreichischen und deutschen SolistInnen (Kermes, Vierlinger und Schäfer) wurde auch der ukrainische Barockgeiger Ilja Korol als Solist verpflichtet. Damit sollte die Gemeinsamkeit zwischen Österreich und der Ukraine zum Ausdruck gebracht werden. In der Ukraine fand diese österreichische Initiative in den Medien ein enormes Echo. In einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem ukrainischen Kulturminister konnte die Besonderheit dieser Zusammenarbeit bekräftigt werden.

Die österreichische Bundesregierung (Morak) unterstützte diese Initiative ebenso wie der ORF und private Sponsoren, die von Stefan Schennach beigebracht wurden (Nationalbank, Uniqa, ÖBV, Artaker, Gertner). 

Der ORF hat eine 30-Minuten-Dokumentation "Die Akte Bach" gedreht (bereits gesendet) und bringt dieses Jahr eine CD-Edition über verschollene Meisterwerke heraus. Das Konzert der Wiener Akademie unter Haselböck, das von der Kritikern in den Zeitungen in höchsten Tönen gelobt wurde, wurde bereits aufgezeichnet. Ziel war es, österreichischen und ukrainischen KünstlerInnen die Chance zu geben, verschollene Meisterwerke zum Klingen zu bringen und der Szene der Alten Musik in beiden Ländern neue Impulse zu setzen. 

Durch diese Beteiligung Österreich bewegten sich die Gespräche zwischen der Ukraine und Deutschland trotz erheblicher rechtlicher Probleme schneller. Die Sammlung wurde im Dezember vergangenen Jahres an die Berliner Singakademie zurückgegeben. Vielleicht beschleunigt dieses Beispiel andere Verhandlungen über Kunst, die im Laufe des Krieges in andere Hände kam.

Viele Meisterwerke befinden sich nun in Kopie in Wien. Es ist geplant, dass österreichische Ensembles in verschiedenen Bundesländern Werke davon aufführen werden. Eine Verpflichtung des ORF war, als Dank an die Kooperation, auch eine CD mit ukrainischer Musik zu produzieren. Und Martin Haselböck plant mit seiner Wiener Akademie eine Reihe weiterer Erstaufführungen in ganz Europa. Von besonderer Bedeutung sind dabei die Konzerte in der diesjährigen Kulturhauptstadt Salamanca, die in Bilbao und Wien (Osterklang) wiederholt werden.

Projekt: "Wien-Prag-Berlin"

Vor dem Hintergrund der EU-Erweiterung und der schwierigen Diskussion zwischen den Nachbarländern Österreich und Tschechien plant derzeit eine Gruppe um den Grünen Mediensprecher Stefan Schennach eine Reihe von kulturellen Aktivitäten.

Der Startschuss erfolgt mit einem Liederabend (Duette) am 16.1.2001 im Radiokulturhaus in Wien. Dieses Konzert wird in Prag, Berlin und Oberösterreich (Gmunden) wiederholt.

Im Frühsommer 2002 soll es dann zu einem großen Schwerpunkt in Prag kommen. Ein Projekt mit KünstlerInnen aus vier Staaten: Österreich, Tschechien, Ukraine und Deutschland mit Musik aus der Berliner/Kiewer Sammlung. Nachdem sich in dieser Sammlung großartige Werke des altösterreichischen Komponisten aus Prag, Benda, befinden, soll dieser Künstler quasi nach Prag 'zurückgebracht' werden.

Martin Haselböck wird zusätzlich die Benda-Oper "Il bueno marito" in Schwetzingen zur Erstaufführung bringen.


RESTITUTION

Bund

Restitutionsbericht 1999/2000

Am  7. November stand im Kulturausschuss des Parlaments auch der Restitutionsbericht 1999/2000 auf der Tagesordnung. Am Beginn der Debatte stellte Terezija Stoisists, die Eva Glawischnig an diesem Tag vertreten hatte, den Antrag, den Bericht im Ausschuss nicht endzuerledigen. Sie meinte,  dass diese in der Außendarstellung heikle Materie, die sowohl im In- als auch im Ausland sehr sensibel betrachtet wird, auch im Plenum des Nationalrates diskutiert werden sollte. Und zwar nicht, um Mängel zu beklagen, sondern um öffentlich Stellung abzugeben. - Dieser Antrag wurde von den Koalitionsparteien kommentarlos abgelehnt.

Zum Bericht selbst, betonte Terezija Stoisits, dass die Auflistung vollständig und informativ sei und dem gesetzlichen Auftrag entspreche. Leider fände sich aber gerade das Interessante nicht im Bericht, und zwar die Auflistung jener Gegenstände, die nicht zurückgegeben werden und  die Gründe dafür. Sie wolle keine Formaldebatte führen, ob mit dem Bericht der Auftrag erfüllt sei, es sei aber politisch relevant, soviel Transparenz wie möglich zu haben, und zwar gerade auch bei jenen Fällen, bei denen wichtige Kunstgegenstände nicht restituiert worden sind. Es gäbe sehr viele Gerüchte, die nicht zu widerlegen seien, da der Bericht nur eine Liste der zurückgegebenen Gegenstände enthalte.

Zudem fragte Stoisits, wie viele Bilder aus der Sammlung Leopold Gegenstand eines Gerichtsverfahrens seien, sowie nach dem Verfahrensstand beim Bild „Wally“. 

Ministerin Gehrer antwortete: „Wir erstatten jenen Bericht, wie es im Gesetz vorgesehen ist.“ Und dort stehe, „dass nur zu berichten ist, was zurückgegeben wurde. Die Fälle mit Abweisung sind hinlänglich bekannt“ und seien Gegenstand umfassender medialer Berichterstattung gewesen (Bloch-Bauer), wobei es in einem Fall ein rechtskräftiges Urteil gebe (Marina Mahler), dass keine Ansprüche bestünden.

Der Fall Wally sei derzeit beim Obersten Gerichtshof. Zu Amalia Zuckerkandl habe der Beirat mit Beschluss festgestellt, dass es nicht zurückgegeben werde. Im Falle Bloch-Bauer gäbe es ein handgeschriebenes Testament, aus dem hervorgeht, dass die Bilder im Belvedere gezeigt werden – man könne ein Testament nicht rückwirkend ändern. „Wir halten die amerikanischen Gerichte für nicht zuständig“. Der Beirat hat eine klare Meinung abgegeben.

Dass die Rückgabe von Kunstgegenständen nicht rascher von Statten gehe, begründete die Ministerin mit der notwendigen sorgfältigen Vorgangsweise. Um zu verhindern, dass man die Kunstgegenstände jemandem Falschen zurückgebe, brauche man eindeutige Belege und

Nachweise, dass es sich in jedem Fall um die wirklichen Erben handle.

Zur immer wieder aufgestellten Forderung, die Restitutionsbestimmungen auch auf die Stiftung Leopold auszudehnen, merkte Gehrer an, dass es sich hier um eine privatrechtliche Stiftung handle. Der Aufsichtsrat der Stiftung habe aber den Auftrag, die Sachlage zu klären und Vorschläge zu machen, wie diese Frage gelöst werden können. Sie sei zuversichtlich, dass die Stiftung Leopold von sich aus eine Provenienzforschung betreibe. 

Stoisits antwortete, es sei sicher nicht der Wille des Gesetzgebers gewesen, diese Stiftung von der Provenienzforschung auszunehmen. 

Der zweite Restitutionsbericht wurde schließlich einstimmig zur Kenntnis genommen. 

Die Grünen haben die nur halb beantwortete Fragen deshalb auch schriftlich eingebracht.

Terezija Stoisits stellte am 31. November 2001 folgende Anfrage an Ministerin Gehrer betreffend Restitutionsbericht 1999/2000

Anlässlich des Kulturausschusses vom 7. November 2001 wurde der Restitutionsbericht 1999/2000 gegen die Stimmen von Grünen und SPÖ enderledigt. Mit der vollständigen und informativen Auflistung der restituierten Kunstgegenstände wird zweifelsfrei dem gesetzlichen Auftrag entsprochen. Eine Auflistung auch jener Gegenstände, die nicht zurückgegeben werden, und eine Begründung für die Nichtrückgabe finden sich allerdings nicht in diesem Bericht. Zum Zwecke größtmöglicher Transparenz sollten gerade auch jenen Fällen, bei denen Kunstgegenstände nicht restituiert worden sind, dokumentiert werden, - insbesondere auch, um Spekulationen mit Fakten entgegenzutreten. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende ANFRAGE:

Die Rückgabe welcher Kunstgegenstände im einzelnen wurden bisher von der Restitutionskommission zurückgewiesen?

1. Wie lautet die Begründung des Beirates jeweils im einzelnen?

2. Wie viele Bilder aus der Sammlung Leopold sind derzeit Gegenstand eines Gerichtsverfahrens?

3. In welchem Verfahrensstand befindet sich das Bild “Wally”?

4. Im Aufsichtsrat der privatrechtlichen Stiftung Leopold sitzen auch von Ihnen entsandte Mitglieder. Haben Sie diesen den Auftrag erteilt, eine Änderung des Statuten dahingehend vorzuschlagen, dass sich auch die Privatstiftung Leopold den Restitutionsbestimmungen der Republik Österreich unterwirft? 

Die Antwort von Ministern Elisabeth Gehrer vom 14. Jänner 2001 (3058/AB XXI.GP):

Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 3096/J-NR/2001 betreffend Restitutionsbericht 1999/2000, die die Abgeordneten Mag. Theresia Stoisits, Freundinnen und Freunde am 21. November 2001 an mich richteten, wird wie folgt beantwortet:

Ad 1. und 2.:

a. Am 28. Juni 1999 empfahl der Beirat gemäß § 3 Rückgabegesetz sechs Gemälde von Gustav Klimt aus der Österreichischen Galerie an die Erben nach Ferdinand Bloch-Bauer nicht zu übereignen. Gegenstand einer Übereignung nach dem zweiten Tatbestand des Rückgabegesetzes können nach dem in Verbindung mit den Erläuterungen zu lesenden Gesetzeswortlaut ausschließlich Kunstgegenstände sein, die rechtmäßig ins Bundeseigentum gelangt sind, vorher aber Gegenstand einer zwischen 13. März 1938 und 8. Mai 1945 "im Zuge der durch das Deutsche Reich erfolgten politischen oder wirtschaftlichen durch Durchdringung erfolgten Vermögensentziehung" waren. Diese Voraussetzungen für eine Übereignung der genannten Klimt-Gemälde treffen schon deshalb nicht zu, weil der Titel für den Eigentumserwerb des Bundes aus einer Zeit lange vor Errichtung der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft datiert. Es handelt sich bei diesem Titel um die letztwillige Verfügung der bereits im Jahre 1925 verstorbenen Adele Bloch-Bauer, von der die in Rede stehenden Gemälde der damaligen Österreichischen Staatsgalerie vermacht worden sind.

b. Am 28. Juni 1999 konnte der Beirat die Übereignung des Gemäldes von Edward Munch "Meereslandschaft mit Mond" aus der Österreichischen Galerie an die Erben nach Alma Mahler-Werfel nicht empfehlen. Mit Erkenntnis vom 16. Juni 1963 hat die Rückstellungs-Oberkommission beim Oberlandesgericht Wien das Begehren Alma Mahler-Werfels auf Rückstellung des Bildes von Edward Munch abgewiesen. Im Erkenntnis wurde festgestellt,   dass der Erwerb durch die Österreichische Galerie durch keinen Entziehungsakt zustande gekommen sei, sondern durch die Verfügung der hiezu berechtigten Verkäufer. Die Oberste Rückstellungskommission hat die gegen das Erkenntnis damals erhobene Beschwerde Alma Mahler-Werfels zurückgewiesen. Es ist somit mit Rechtskraftwirkung festgestellt, dass ein Entziehungstatbestand, also eine vom Nichtigkeitsgesetz inkriminierte Rechtshandlung nicht gegeben war.

c. Am 18. August 2000 konnte der Beirat die Übereignung von zwei Stillleben eines unbekannten österreichischen Malers von 1720 "Große Laute, Geige und Flöte" sowie "Kleine Laute und Geige" an die Erben nach Paul Wittgenstein nicht empfehlen. Diese beiden Stillleben waren niemals Gegenstand einer Rückstellung, welche die gesetzliche Voraussetzung für die Erfüllung des Tatbestandes gemäß § l Z. l Rückstellungsgesetz bildet. Sie waren vielmehr Gegenstand eines Leihvertrages, der einmal ausdrücklich und in der Folge konkludent verlängert wurde und standen immer im Eigentum Paul Wittgensteins; es ist keinerlei Entziehungstatbestand feststellbar. Die Bilder waren auch niemals Gegenstand eines nichtigen Rechtsgeschäftes gemäß § 2 Z. 1 leg.cit, geschweige denn herrenloses Gut im Sinne § 1  Z. 3.

d. Am 28. November 2000 konnte der Beirat die Übereignung eines Aquarells von Moritz Daffinger "Bildnis A von Liebermann" an die Erben nach Lothar Körner nicht empfehlen. Dieses Kunstwerk wurde im Jahre 1939 gegen Tausch von Dubletten aus der Albertina erworben, die in der Folge vom Erwerber in die Schweiz ausgeführt wurden. Im Jahre 1949 machte die Albertina gleichwohl das Offert, die Miniatur von Daffinger gegen Rückgabe der aus der Albertina stammenden Dubletten wieder auszufolgen, wovon aber kein Gebrauch gemacht wurde. Dies hat der Beirat als Willensäußerung des ursprünglichen Eigentümers gewertet, dass es bei dem durch den seinerzeitigen Tauschvertrag bewirkten Eigentumsübergang sein Bewenden haben soll.

e. Am 23. Januar 2001 konnte der Beirat die Übereignung von zwei Gemälden Ferdinand Georg Waldmüllers aus der Österreichischen Galerie "Bildnis der Frau Magdalena Werner" und  "Bildnis des Herrn Johann Werner" an die Erben nach Gertrude von Felsövany nicht empfehlen. Diese beiden Gemälde wurden im Jahre 1939 von der Bevollmächtigten der Eigentümerin der Galerie Wolfrum zum Verkauf übergeben, von der sie die Österreichische Galerie erwarb. Ein Rückstellungsbegehren Gertrude Felsövanys wurde mit Erkenntnis der Rückstellungskommission beim Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien vom 28. Mai 1952, das in Rechtskraft erwachsen ist, kostenpflichtig abgewiesen. Der Beirat konnte auch - wie im unter Punkt b. genannten Fall Mahler-Werfel keine im Widerspruch zu einer rechtskräftigen Gerichtsentscheidung stehende Empfehlung abgeben.

Alle diese Fälle waren Gegenstand umfassender medialer Berichterstattung. Nach jeder Beiratssitzung wurden die Fälle, in denen keine Übereignung empfohlen werden konnte, mit den wesentlichen Entscheidungsgründen durch APA-Meldung bekannt gegeben. Auch bei der Sitzung des Kulturausschusses des Nationalrates am 7. November 2001 wurden die Fragen 1 und 2 bereits mündlich beantwortet.

Ad 3.: 

Laut Auskunft der Leopold Museum-Privatstiftung sind derzeit zwei Kunstwerke Gegenstand von Gerichtsverfahren. Zum Bild "Der Sensendengler" von Albin Egger-Lienz ist ein Verfahren in Wien anhängig. Außerdem wird vor einem Bundesgericht im Staate New York (United States District Court Southern District of New York) die Frage geprüft, ob die Beschlagnahme des Bildes "Wally" zu recht erfolgt ist.

Ad 4.: 

Der mit der rechtsfreundlichen Vertretung der Leopold Museum-Privatstiftung in Sachen "Wally" betraute Rechtsanwalt William M. Barron (Kanzlei Walter, Conston, Alexander & Green) rechnet mit einer Entscheidung im ersten Halbjahr 2002.

Die Leopold Museum-Privatstiftung ist ein eigenes Rechtssubjekt, das nicht dem Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur untersteht. Weisungen an Vorstandsmitglieder wären rechtswidrig, da diese in ihrer Geschäftsführung ausschließlich den Bestimmungen des Privatstiftungsgesetzes bzw. dem Stiftungszweck verpflichtet sind. Ich habe aber mehrfach unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, dass es wünschenswert wäre, wenn die Stiftung Leopold hinsichtlich der Rückgabe von Kunstgegenständen analog zum Rückgabegesetz des Bundes vorgehen würde. Im Übrigen betreibt die Stiftung Leopold von sich aus Provenienzforschung.

Material:

Die Anfrage findet sich im Internet unter www.parlament.gv.at  (Parlamentarische Materialien – schriftliche Anfragen von Abgeordneten – an die Bundesregierung – Grüne – Stoisits) 

Wien

Marie Ringler in der APA vom 6. November 2001: Wiener Grüne verweigern Zustimmung zu

Kunst-Restitutionsbericht,  "Schlampig und vage formuliert" 

 Wien (APA) - Die Wiener Grünen werden dem Restitutionsbericht zur "Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen des Historischen Museums der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek" nicht zustimmen. Das haben sie am Dienstag in einer Aussendung mitgeteilt. Nach Angaben der Grünen hat Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny (S) den Bericht heute dem Kulturausschuss vorgelegt.

"Dieser Bericht ist beschämend. Er ist so schlampig und vage formuliert, dass er den Eindruck vermittelt, die Stadt Wien habe kein Interesse an der Aufarbeitung eines der unrühmlichsten Abschnitte ihrer Geschichte und der Rückgabe von unrechtmäßig erworbenen Objekten", kritisierten die Grünen Gemeinderätinnen Marie Ringler und Cecile Cordon.

 "Anstatt die Vergangenheit offensiv aufzuarbeiten, wird die Frage der Restitution auf wenigen Seiten mit derart vagen Formulierungen abgetan, dass keinerlei Überprüfbarkeit möglich ist", hieß es weiter. Die Grünen fordern eine Ergänzung des Berichts sowie eine "transparente Auseinandersetzung" des Historischen Museums und der Stadt- und Landesbibliothek mit ihrer Rolle in den 30er-, 40er- und50er Jahren.

Thomas Trenkler in "Der Standard" vom 8.11.2001: Wesentlich mehr Fälle als einst angenommen".  Kein Ende der Provenienzforschung in Sicht

Wien - Vor etwas mehr als drei Jahren, als die Bundesregierung das Kunstrückgabegesetz beschloss, lag für Kulturministerin Elisabeth Gehrer (VP) der Zeitpunkt, bis zu dem "reiner Tisch" gemacht sein sollte, bei der Jahrtausendwende. Jetzt aber musste sie einbekennen, was Eingeweihten schon von Anfang an klar war: "Es handelt sich um wesentlich mehr Fälle, als ursprünglich angenommen."

Es geht um Abertausende Kunstwerke, die den Besitzern in der NS-Zeit gestohlen und nie restituiert oder in der Nachkriegszeit abgepresst wurden. Um wie viele Fälle es sich handelt, verschweigt Gehrer aber in ihrem neuen "Bericht über die Rückgabe von Kunstgegenständen aus den Österreichischen Bundesmuseen und Sammlungen", der gestern, Mittwoch, im parlamentarischen Kulturausschuss behandelt wurde.

Waren bis zum Dezember 1999 vor allem die bekannten Fälle behandelt worden (wie z. B. Rothschild), so folgten im darauf folgenden Jahr eine Vielzahl kleinerer: 255 Objekte und eine respektable Münzsammlung wurden restituiert oder zur Restitution freigegeben. An die Erben nach Elizabeth Bondy, Hugo Breitner, Wilhelm Goldenberg, Moritz König, Oskar Pöller, Otto Brill, Valerie Eisler, Emil Stiassny, Heinrich Rothberger, Rudolf Bittmann, Leo Fürst, Siegfried Laemmle etc.

Der Wert der rückgestellten Objekte ging - wie schon im Jahr davor - in die Milliarden. Schließlich erhielten/erhalten zum Beispiel die Erben nach Jenny Steiner, Nora Stiasny und Hermine Lasus aus der Österreichischen Galerie die Klimt-Werke Landhaus am Attersee, Apfelbaum II, Bauernhaus mit Birken und Dame mit Federboa zurück.

Die Tätigkeiten der Stadt Wien nehmen sich im Vergleich dazu eher bescheiden aus: Seit 1999 wurden nur 18 Fälle behandelt, in sieben von diesen erfolgte eine Rückstellung. Dabei ist die Zahl der Objekte, deren Erwerb zu prüfen ist, gewaltig: Allein im Historischen Museum inventarisierte man in der NS-Zeit mehr als 18.000 Objekte. 148 von diesen wurden bisher (zusammen mit einer lobenswert ausführlichen Beschreibung) ins Internet gestellt: Es handelt sich um Ankäufe bei der Vugesta, jener Organisation der Wiener Frächter, die das Umzugsgut der Juden verscherbelte. Aber auch die Ankäufe beim Dorotheum (700 Objekte) müssten längst veröffentlicht werden: Weil man von einer Unbedenklichkeit des Ankaufs in keinem Fall ausgehen kann.

Und der Bericht, den Kulturstadtrat Andreas Mailath- Pokorny (SP) am Dienstag dem Kulturausschuss zur Kenntnis brachte, enttäuscht. Weil er, wie die Grünen kritisierten, sehr vage formuliert ist, beschönigt und Schlampigkeitsfehler aufweist. Marie Ringler, die Kultursprecherin der Grünen, brachte daher eine Anfrage ein, mit deren Beantwortung Mailath länger zu tun haben wird. Schließlich werden insgesamt 60 Fragen gestellt.

Und diese sind berechtigt. Denn Ringler will z. B. wissen, auf welcher Grundlage bis dato 769 Fälle als "unbedenklich" eingestuft wurden. Und wie es passieren konnte, dass Tausende Gegenstände jahrzehntelang als "Kriegsverluste" geführt wurden - obwohl sie immer vorhanden waren.

Anfrage von Marie Ringler an den Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, Dr. Andreas Mailath-Pokorny vom 7. November 2001 betreffend Bericht über die Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen des Historischen Museums der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek vom 16.10.01:

Der von Ihnen vorgelegte Bericht über die „Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen des Historischen Museums der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek“ ist so vage formuliert, dass er beinahe den Eindruck vermittelt, die Stadt Wien habe kein Interesse an der Aufarbeitung eines der unrühmlichsten Abschnitte ihrer  Geschichte sowie an der  Rückgabe von unrechtmäßig erworbenen Objekten. Anstatt die Vergangenheit offensiv aufzuarbeiten, wird eine derart wichtige Aufgabe auf wenigen Seiten mit so vagen Formulierungen abgetan, dass keinerlei Überprüfbarkeit möglich ist. 

Die gefertigte Gemeinderätin stellt daher gemäß § 31 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgende Anfrage:

1. Wer sind die Mitglieder der Restitutionskommission?

2. Worin besteht ihre Qualifikation für diesen Bereich?

3. Wie oft hat die Restitutionskommission getagt?

4. Hat sich die Restitutionskommission eine Geschäftsordnung gegeben?

5. Wenn ja, wie lautet die Geschäftsordnung der Restitutionskommission?

6. Wurde die Expertise der MitarbeiterInnen des Historischen Museums bzw. der Stadt- und Landesbibliothek bei der Bewertung der Objekte herangezogen? Wenn nein, warum nicht?

7. Wer hat den vorliegenden Restitutionsbericht geschrieben? Auf Basis welcher Materialien und Recherchen?

8. Verfügt das Historische Museum der Stadt Wien (einschließlich Uhrenmuseum) über ein Gesamtinventarverzeichnis?

9. Wenn nicht, in welchem Zeitrahmen wird dies erstellt? 

10. Ist geplant das Gesamtinventarverzeichnis dem GRA Kultur und Wissenschaft anlässlich der Ausgliederung zur Verfügung zu stellen?

11. Im vorliegenden Restitutionsbericht wird mehrmals auf Objekt-„Konvolute“ bezuggenommen, welche Objekte umfassen diese genau?

12. Wer wurde als externe MitarbeiterInnen für die Recherchen zum Bericht herangezogen?

13. Wie ist deren Qualifikation?

14. Um welche Erwerbungen des Historischen Museums (einschließlich des Uhrenmuseums) aus der NS-Zeit handelt es sich (Auflistung)? 

15. Wie ist man auf „110 Personen gestoßen“?

16. Wer sind diese Personen und in der Folge ihre Erben und Erbinnen?

17. Wie war ihr Schicksal während der NS-Zeit?

18. Sollten sie den Nationalsozialismus überlebt haben, wie war ihr Schicksal?

19. Wurden von den Betroffenen oder den Erben Rückstellungsanträge gestellt?

20. Lässt sich aus den vorhandenen Unterlagen die Rolle des Historischen Museums bzw. der Stadt Wien in den Rückstellungsverfahren darlegen, analysieren und bewerten?

21. Welche Recherchen in welchen in- und ausländischen Archiven wurden durchgeführt?

22. Wie wurde die Recherche „der Fälle“ dokumentiert?

23. Auf welcher Grundlage wurden bis dato 69 „Fälle“ als „unbedenklich“ eingestuft?

24. Welche sind die als „unbedenklich“ eingestuften „Fälle“?

25. Von wem wurden die Fälle als „unbedenklich“ eingestuft?

26. Gibt es dazu ausführliche Gesamtdokumentationen des Restitutionsbeauftragten des Historischen Museums?

27. Gibt es dazu ausführliche Begründungen der Restitutionskommission?

28. Welche weiteren Schritte werden für die 23 Fälle unternommen, die „noch weiterhin einer genauen Prüfung unterzogen werden?“

29. Weshalb sind diese Fälle unklar?

30. Wurde in den angeführten 7 Fällen alles restituiert oder sind Exponate im Eigentum des Historischen Museums verblieben?

31. Welcher Gestalt ist die einvernehmliche Lösung im Fall Bauer-Wesel?

32. Befindet sich der Thora-Mantel nach wie vor im Eigentum des Historischen Museums der Stadt Wien?

33. Wenn dies der Fall ist, ist daran gedacht, den Thoramantel der Israelitischen Kultusgemeinde zurückzustellen, die Rechtsnachfolgerin der Kultusgemeinde ist? 

34. Welche konkrete Vorgangsweise wird in den 5 noch zu erforschenden Fällen (Fuchs, Hecht, Goldmann, Thenen, Weinberger) gewählt?

35. Wann wird über die weitern 5 Fälle (Ruhmann, Bondy, Blauhorn, Fleischner, Rothberger) noch zur Beratung vorliegen berichtet werden?

36. Wie viele Fälle sind es insgesamt die andere Erwerbungen (Vugesta, diverse NS-Dienststellen, das Dorotheum, einzelne Kunsthändler, Prof. Julius Fragel) betreffen.

37. Was bedeutet „konnten drei Fälle geklärt werden.“

38. Wurde in diesen drei Fällen restituiert?

39. Ist daran gedacht die angesprochene Liste von 148 Objekten auch im Rahmen von www.lostart.de zur Kenntnis zur bringen?

40. Welche weiteren Forschungen werden bezüglich der 700 Objekte, die als Ankäufe bei Dorotheumsauktionen in Inventarbüchern vermerkt sind, unternommen. 

41. Wie konnte es bei fachgerechter Leitung des Historischen Museums passieren, dass „tausende Kunst- und Kulturgegenstände als Kriegsverluste geführt“ wurden?

42. Wie viele und welche Objekte wurden hier „gefunden“?

43. Wie viele und welche Objekte wurden an die ursprünglichen Eigentümer zurückgegeben?

44. Welche und wie viele Objekte sollen noch zurückgegeben werden?

45. Wer ist die „externe Historikerin“ die  Forschungen zur Wiener Stadt- und Landesbibliothek durchgeführt hat? 

46. Was passierte mit jenen Fällen der Stadt- und Landesbibliothek, in denen keine Aktenzahl eruiert werden konnte?

47. Wie wurde hier die Erwerbsgeschichte rekonstruiert?

48. Wie viele Erwerbungen waren es insgesamt in der Zeit zwischen 1938-1946?

49. Wie lässt sich die Zahl „86 Erwerbungen“ erklären, nachdem vorher von 541 Erwerbungen berichtet wird?

50. Wie sind die Zahlen „769 als unbedenklich und 17 als bedenklich“ zu erklären? Dies ist aus den vorherigen Angaben nicht schlüssig.

51. Auf welcher Grundlage wurden bis dato 769 „Fälle“ als „unbedenklich“ eingestuft?

52. Welche sind die als „unbedenklich“ eingestuften „Fälle“?

53. Von wem wurden die Fälle als „unbedenklich“ eingestuft?

54. Gibt es dazu ausführliche Begründungen der Restitutionskommission?

55. Ist es möglich, dass ähnlich wie beim Historischen Museum der Stadt Wien, als kriegsbedingte Verluste geführte Objekte möglicherweise noch vorhanden sind?

56. Wurden diesbezügliche Recherchen angestellt?

57. Ist daran gedacht alle Berichte der Öffentlichkeit zugänglich zu machen?

58. Wenn nein, warum nicht?

59. Wie wird der Landtags-Beschluss vom 4. Oktober 2001 zur Frage der Konsequenzen der Ausgliederung auf Restitution konkret umgesetzt werden?

60. Was sind die nächsten Schritte in den einzelnen noch offenen Restitutionsverfahren?

Offener Brief von Marie Ringler und Cecile Cordon an den Wiener Bürgermeister Michael Häupl vom 16.11.2001:

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Dr. Häupl!

Die Stadt Wien hat eine historische Verantwortung wahrzunehmen: die Aufarbeitung der national-sozialistischen Vergangenheit, aber auch der Haltung der Gemeinde Wien in Rückstellungs- und Entschädigungsfragen nach 1945. Denn auch in Einrichtungen im Einflussbereich der Stadt wurde zwischen 1938 und 1945 sowie in den Jahren danach, Wiener Juden und Jüdinnen, Romas und Sintis, und vielen anderen Gruppen Unrecht angetan: BeamtInnen der Stadt Wien, die nicht „arisch“ waren, wurden außer Dienst gestellt. Firmen im Eigentum der Stadt Wien beschäftigten ZwangsarbeiterInnen. Jüdischen BewohnerInnen wurden ihre Gemeindewohnungen ein- schließlich des Inventars weggenommen. Firmen und Geschäfte wurden „arisiert“. Kunst- und Kulturgegenstände wurden geraubt. 

Obwohl die Republik Österreich in den letzten Jahren damit begonnen hat, sich mit ihrer Vergangenheit zu beschäftigen und Entschädigungszahlungen an die Überlebenden und Hinterbliebenen auszubezahlen, bleiben viele Aspekte jedoch weiterhin im Dunklen. Diese späten Versuche verkommen in der öffentlichen Meinung bisweilen zu einem Akt der „Gnade“ statt zu einer ernsthaften Auseinandersetzung mit den Ursachen und Folgen des Schreckensregimes der Nationalsozialisten. 

Die Stadt Wien hat mit ihrer Vergangenheit die historische Verpflichtung, einen Weg einzuschlagen, der eine ernsthafte und ehrliche Konfrontation mit der eigenen Geschichte demonstriert. Die Schritte zu dieser Aufarbeitung wären so einfach zu bewerkstelligen: die Beauftragung der Österreichischen Historiker-Kommission mit konkreten Forschungsaufträgen zur Wiener Stadtgeschichte und der Provenienzforschung zu sämtlichen im Eigentum der Stadt Wien befindlichen Kunst- und Kulturgegenständen und Liegenschaften. Die Publikation der gesamten Forschungsergebnisse, die Öffnung aller Archive sowie die Einsetzung einer gemeinderätlichen Restitutionskommission, die diese Arbeit begleitet. 

Was aber geschieht derzeit? Bei Nachfragen nach dem Stand der Aufarbeitung wird halbherzig auf wissenschaftliche Arbeiten verwiesen, ohne aus diesen die notwendigen Konsequenzen zu ziehen (z.B. bei der Entschädigung jüdischer MieterInnen von Gemeindewohnungen oder der Frage nach privatem Betriebsvermögen, das während der NS Zeit an die Stadt Wien gefallen ist). 

Der Restitutionsbericht des amtsführenden Stadtrates für Kultur und Wissenschaft, Dr. Mailath-Pokorny, über die gemäß dem Gemeinderatsbeschluss vom 29. April 1999 erfolgte Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen des Historischen Museums der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek, strotzt von Ungenauigkeiten und Fehlern. Die Art und Weise, wie mit diesem sensiblen Bereich umgegangen wird, ist symptomatisch: über die konkrete Recherchearbeit, deren Kriterien und genaue Ergebnisse wird ebenso ein Mantel des Schweigens gehüllt, wie über die Vorgehensweise gegenüber den rechtmäßigen EigentümerInnen und ErbInnen. 

In der Gemeinderatssitzung vom 27. Juni 2001 wurde der Magistrat ermächtigt, die österreichische Historikerkommission zu ersuchen, der Stadt Wien allfällig relevante Befunde in Bezug auf arisiertes Vermögen und im Eigentum der Stadt Wien stehendes öffentliches Vermögen möglichst bald bekannt zu geben. Dieser Beschluss greift aber viel zu kurz. Die Beauftragung der Historikerkommission ist überfällig. 

Linz hat hier einen richtigen Weg gewählt. Beispielhaft werden dort alle Kapitel der Stadtgeschichte, von Zwangsarbeit bis hin zu einer Auseinandersetzung mit kommunaler Sozialpolitik zwischen 1938 und 1945 aufgearbeitet und publiziert. 

Diesen Brief, Herr Bürgermeister, schreiben wir Ihnen als VertreterInnen zweier Generationen. Eine von uns geboren am ersten Tag des zweiten Weltkriegs, die andere 30 Jahre nach dessen Ende. 

Wir ersuchen Sie, den Beitrag der Stadt Wien zu unserer gemeinsamen Geschichte noch ernster zu nehmen, die Österreichische Historikerkommission einzubeziehen, alle Archive und Depots zu öffnen, und eine gemeinderätliche Restitutionskommission einzurichten, die diese Arbeit begleitet. 

Mit vorzüglicher Hochachtung, Cecile Cordon und Marie Ringler, Abgeordnete zum Wiener Landtag

Hans Haider in "Die Presse" vom 21.11.2001: Ein G'frett in Wien mit dem Strauß. Pannen der Politik haben den Rückkauf von Johann-Strauß-Archivalien verzögert - und teurer gemacht.

Kosten Kommunikationsdefizite zwischen Wiens Bürgermeister Michael Häupl und seinem Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny den Wiener Steuerzahler runde zwanzig Millionen Schilling? 54 Millionen Schilling (3,924 Mill. Euro) aus dem außerordentlichen Budget wurden bereitgestellt für den Rückkauf von Musik-Autographen, Briefen und sonstigen Erinnerungstücken aus dem Besitz der Dynastie des Walzerkönigs Johann Strauß. Diese wurden im Frühjahr an in der Schweiz lebende Nachfahren restituiert - blieben aber in Wien, weil sich die Erben mit einem Verkauf einverstanden erklärten.

Doch nun werden wenigstens 72,5 Millionen Schilling (5,269 Mill. Euro) gefordert. Dem Magistrat war es im Sommer nämlich nicht gelungen, die zum Greifen nahe einvernehmliche Lösung unterschriftsreif zu finalisieren.

Mehrere Auktionshäuser wurden eingeladen, Schätzgutachten zu erstellen; zuletzt erhielt Sotheby's den Zuschlag, mit Mailath einen Preis festzulegen.

Naturgemäß will Sotheby's einen möglichst hohen Preis erzielen. Für diesen Poker bekam das Auktionshaus zufällig beste Karten in die Hand: Bürgermeister Häupl ließ die besorgte Öffentlichkeit wissen, dass die Strauß-Schätze für Wien gerettet werden - und darum kann Sotheby's nun den Preis in die Höhe treiben. Häupls Ankündigung im Sommer fußte auf Informationen des Kulturamts - das ihm offenbar den Kauf so dargestellt hat, als wäre er bereits unter Dach und Fach.

Zusätzliche Verwirrung löste auch der von Mailath am 6. November vorgelegte "Wiener Restitutionsbericht" aus. Von den Grünen wurde er in Bausch und Bogen verworfen. Die grüne Abgeordnete Maria Ringler schimpfte das Papier "beschämend" und "schlampig" - und wartet bis dato auf eine verbesserte Fassung. Sie müsste auch Licht in die Vorgänge um den Strauß-Rückkauf bringen.

Beamte in vielen Abteilungen der Geschäftsgruppe Kultur schreiben seit Tagen Stellungnahmen für den Stadtrat. Diese Auskünfte könnten bei der Gemeinderatssitzung heute, Mittwoch, vorgelegt werden. Ringler hat schon eine Frage im Plenum angekündigt - und die ÖVP-Fraktion sogar eine "Dringliche": über Vorgänge rund um die Bestellung der Direktoren in der Josefstadt und im Rabenhof.

Der kritisierte Restitutionsbericht wurde in der Sitzung des Wiener Gemeinderates vom 21.11.2001 behandelt. Nachdem die SPÖ den Grünen zugesichert hatte, dass alle offenen Fragen und Fehler korrigiert und sämtliche Anregungen zur Ausweitung des Berichts im nächsten Bericht ihren Niederschlag finden werden, gaben die Grünen dem Bericht des Stadtrates zum Restitutionsbericht ihre Zustimmung.

Marianne Enigl im "profil" Nr. 48 vom 26.11.2001: Raubkunst im Polizeipräsidium

Restitution. Der Bericht von Wiens Kulturstadtrat zeigt, wie schwer man sich hier mit NS-Beutekunst noch tut.

Doris Edelbacher, Sprecherin des Wiener Polizeipräsidenten Peter Stiedl, beantwortet die Frage ohne Umschweife: "Ja, da wurde ein Bild zurückgegeben." Ob der Polizeipräsident wusste, dass in seinem Amt NS-Raubkunst prangte? Edelbacher: "Das kann ich mir nicht vorstellen." Bis zum Sommer des Vorjahres hing das schmucke Ölgemälde von Hans Canon im Penthouse der Polizeidirektion, direkt über dem wuchtigen Schreibtisch des legendären Polizeichefs Joschi Holaubek. Das Penthouse dient als Repräsentationsort des Hauses, Ex-Präsident Günther Bögl hatte hier seine Wohnung. Das Werk war eine Leihgabe des Historischen Museums der Stadt Wien - "arisiert" beim jüdischen Unternehmerehepaar Gisela und Ernst P. Die beiden waren auf Order des Wiener Gestapo-Vizechefs Karl Ebner enteignet und in das KZ Theresienstadt deportiert worden. Das Canon-Gemälde wurde Ende des Vorjahrs ihren Erben in Übersee zurückgegeben.

Die groteske Geschichte des Bildes ist bis zuletzt exemplarisch für den Umgang Wiens mit den tausenden NS-enteigneten Stücken, von denen in seinen Sammlungen immer mehr identifiziert werden: Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny hat die Rückgabe wohl in seinem jüngsten Restitutionsbericht erwähnt, auf die Umstände ging er

nicht ein. Dabei trägt der Bericht ohnehin den Stempel "Amtsverschwiegenheit". Nach massiver Kritik von Grün-Gemeinderätin Marie Ringler stimmte Mailath jetzt der Veröffentlichung zu.

Dass es anders auch geht, zeigte das Bundes-Mobiliendepot in seiner richtungweisenden Ausstellung "inventarisiert": Sie dokumentierte das Schicksal der Enteigneten und die selbstverständliche Aneignung ihrer Stücke nach 1945. Vom Beistelltisch in der Hofburg bis zur Konsole, die an die ÖVP vermietet war.

Unter Verschluss. Die große, 1998 auch von Österreich unterzeichnete Washingtoner Erklärung zu NS-Raubkunst verpflichtet aus gutem Grund zu größtmöglicher Transparenz. Darin einigte man sich, enteignete Werke "zu veröffentlichen, um so Vorkriegseigentümer oder Erben ausfindig zu machen". Alle Informationen sollten in einem zentralen Register zugänglich sein.

Während das Ausmaß von "Arisierung" gerade in Wien immer deutlicher wird1), steht man in puncto Transparenz erst am Anfang. Die Arbeit von Peter Eppel - als Restitutions-Beauftragter überprüft er die mehr als 18.000 in der NS-Zeit erworbenen Stücke des Historischen Museums (HM) - wird von Insidern als äußerst engagiert bezeichnet; seine Berichte sind jedoch Verschlusssache. Immerhin: 148 bedenkliche Käufe des HM, darunter ein Makart und ein Egger-Lienz, sind nun erstmals im Internet zu sehen (www.museum.vienna.at). Das kündigt Direktor Günther Düriegl überraschend auch für die Reihe von 700 bedenklichen Werken an, die man in der NS-Ära im Dorotheum erwarb. Und Stadtrat Mailath-Pokorny will mit dem Ankauf des restituierten Strauß-Meiszner-Nachlasses nicht heile Strauss-Seligkeit bedienen, sondern signalisieren, "dass wir uns aus der Geschichte nicht verabschieden, weil wir jetzt dafür etwas zahlen müssen".

Anfang Jänner 2002 erhielt Marie Ringler die Anfragebeantwortung von Stadtrat Mailath-Pokorny, datiert mit 21. Dezember 2001. Auf etwa 100 Seiten werden die oben angeführten Fragen nun penibel aufgelistet. Damit hat die SPÖ – mit Ausnahme der Veröffentlichung des gesamten Berichtes – jene Versprechungen, an die Marie Ringler ihre Zustimmung bei der Gemeinderatssitzung geknüpft hatte, eingelöst.
Material:

APA vom 6. November 2001: Wiener Grüne verweigern Zustimmung zu Kunst-Restitutionsbericht,  "Schlampig und vage formuliert" 

Thomas Trenkler in "Der Standard" vom 8.11.2001: Wesentlich mehr Fälle als einst angenommen" ,Kein Ende der Provenienzforschung in Sicht

Anfrage von Marie Ringler an den Stadtrat für Kultur und Wissenschaft, Dr. Andreas Mailath-Pokorny vom 7. November 2001 betreffend Bericht über die Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus den Sammlungen des Historischen Museums der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek vom 16.10.01

Offener Brief von Marie Ringler und Cecile Cordon an den Wiener Bürgermeister Michael Häupl vom 16.11.200:

Hans Haider in "Die Presse" vom 21.11.2001: Ein G'frett in Wien mit dem Strauß. Pannen der Politik haben den Rückkauf von Johann-Strauß-Archivalien verzögert - und teurer gemacht.

Marianne Enigl im "profil" Nr. 48 vom 26.11.2001: Raubkunst im Polizeipräsidium

www.museum.vienna.at


THEATER

Wien

"Der Standard" vom 26.9.2001: Grüne pochen auf Strukturreform

Wien - Auf Antrag von Kulturstadtrat Andreas Mailath- Pokorny (SP) erhalten das Ateliertheater, das Theater Center Forum, das Experiment am Liechtenwerd und die Komödie am Kai Dreijahresvereinbarungen. Für die Tribüne sind 900.000 Schilling vorgesehen. Die Grünen stimmten am Freitag im Gemeinderat dagegen: Sie plädieren für eine Umschichtung der Gelder (rund 3,5 Millionen) zugunsten der freien Gruppen. Schließlich hatte schon vor Jahren eine Jury die Weiterfinanzierung der oben genannten Bühnen abgelehnt. Zudem seien heuer bereits mehrere Projekte der freien Szene (u. a. des Kabinetttheaters), die der Beirat als förderungswürdig erachtete, aus budgetären Gründen abgelehnt worden. Grünen-Kultursprecherin Marie Ringler erwartet von Mailath "baldigst Vorschläge" für eine Strukturreform, die schon seit langem anstehe. (trenk)

Marie Ringler im Wiener Gemeinderat am 25. Oktober 2001

GR Marie Ringler: Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir reden heute über ein Poststück, wo mir ehrlich gesagt schon ein bisschen langweilig wird. (...) Nur, gar so langweilig ist es auch wieder nicht, denn das Ganze ist, wie es so schön heißt, eine blöde Wiener Geschichte.  (...) Ein Theater steht vor dem Zusperren. Das darf nicht sein. Also, sucht man einen Betreiber. Mehrere zeigen auf und sagen: Ich mache es. Alle sagen: Ich brauche kein Geld dafür. Einer kriegt dann das Theater zugeschoben. Vielleicht deshalb, weil er ein Freund von einem ist, der auch hier sitzt. Damals war noch ein anderer verantwortlich für diese Sache. Nach kurzer Zeit sagt der, der gesagt hat, ich brauche kein Geld: Hilfe! Ich brauche doch Geld! Und so kriegt er es. 2,2 Millionen S vom Bezirk. Da fragt man sich: Wie hat er das wohl gemacht? Könnte es sein, dass der, der ihm damals geholfen hat, auch einigen Einfluss in diesem Bezirk hat? - Aber weil dieses Geld vom Bezirk natürlich nicht reicht und er noch viel mehr braucht und weil er immer auch ganz brav sagt, ich bin ein Sozialdemokrat, bekommt er heute nochmals 7 Millionen S, das macht dann 11,2 Millionen S von der Stadt. Ganz schön viel für einen, der sagt, er braucht kein Geld. 

Zwischendurch hat der, der jetzt die Verantwortung dafür trägt, gesagt: Aufzeigen allein, das ist nicht genug. Eine Ausschreibung muss her! Der Aufzeiger findet das natürlich nicht so gut, aber gut finden wir das, dass das ausgeschrieben werden muss. 

Trotzdem ist die Geschichte noch nicht zu Ende und blöd gelaufen ist sie auch für den Stadtrat, der jetzt den Aufzeiger mitschleppen muss, der am Ende vielleicht auch noch Direktor wird. Blöd gelaufen ist es aber vor allem für die Leute, die an diesem Theater arbeiten, für die Schauspieler und die Mitarbeiter, denen was versprochen worden ist und die jetzt in existenziellen Nöten sind, für die Schauspieler und Mitarbeiter, die vor nicht allzu langer Zeit in meinem Büro gesessen sind und gesagt haben: Wie soll ich den Kindergarten zahlen? 

Und weil wir glauben, dass man Menschen, die in Nöten sind, nicht hängen lassen darf, stimmen wir heute mit dem allergrößten Bauchweh dieser Subvention zu - trotz Mauschelei, trotz offener betriebswirtschaftlicher Fragen und einer mehr als schiefen Optik. 

Aber es ist ja noch mehr blöd gelaufen in den letzten Monaten. Ausschreibung war das Zauberwort. Jetzt soll alles anders werden. Gut so. Freut uns, freut uns sogar sehr. Schön wäre es, wenn die Verwaltung des Niedergangs ein Ende hätte. Aber leider, das Schauspiel der Stellenbesetzungen der letzten Wochen lässt mich zweifeln. 

Ein so genanntes Privattheater hat massive Schulden und braucht außerdem einen neuen Direktor. Und weil Direktorenbestellungen bei großen Theatern in dieser Stadt immer eine Staatsaffäre sind, wird das Ganze auch zu einer veritablen Staatsaffäre. Hin und her, Hochglanzmagazine schreiben das eine und schreiben das andere, und es kommt dann doch zu einer Ausschreibung. Aber: Die Jury wird nachher bestellt, nachdem die Leute sich beworben haben, nachdem die Inserate in den Zeitungen waren und nachdem man gewusst hat, wer sich bewirbt. Und dann kommen zwei in die engere Wahl, die sich gar nicht beworben haben. Das mutet doch ein bisschen seltsam an. 

Beim Rabenhof haben wir Ähnliches verfolgt. Da wird ausgeschrieben, ein Inserat gesetzt. Das ist zwar mitten im Sommer, im August, wo viele Menschen auf Urlaub sind, aber das macht ja nichts, eine Ausschreibung ist eine Ausschreibung. Deshalb melden sich leider nicht gar so viele, deshalb kommen auch nicht so viele in die letzte Runde, und vielleicht wird es doch wieder der, der es schon mal war. Schaut auch nicht gut aus. 

Und dann gibt es noch das kleine Problem mit den Vereinigten Bühnen Wien. Sie erinnern sich: Die MA 7 zahlt 207 Millionen S im Jahr für die Vereinigten Bühnen, aber der Stadtrat darf nicht mitreden, wenn ein Vertrag verlängert wird. Dieses Problem ist zwar jetzt gelöst, und wir hoffen, es wird wieder ausgeschrieben, aber dieses Mal anders. 

Aus blöden Geschichten sollte man lernen, und daher glauben wir, dass es mehr als notwendig ist, eine Diskussion, eine qualifizierte Diskussion darüber anzufangen, wie man eigentlich Ausschreibungen sinnvoll ablaufen lassen kann, welche Posten man eigentlich ausschreiben sollte, wo es vielleicht auch sinnvolle andere Möglichkeiten gäbe. - Ich nenne nur das Stichwort "Findungskommissionen". 

Daher werden wir heute einen Beschlussantrag auf Abhaltung einer Enquete einbringen. Ich habe gesehen, dass die FPÖ einen ähnlich lautenden Antrag eingebracht hat, allerdings mit einer etwas anderen Begründung, die mir gar nicht besonders gut gefällt. Nichtsdestotrotz glaube ich, ist es sachlich richtig, nämlich dahin gehend, dass es notwendig ist, sich darüber zu unterhalten, welche Verfahrensformen man eigentlich anwendet, um Direktoren-, Intendanten- und Leitungsfunktionen im Allgemeinen im Kulturbereich auszuschreiben. In anderen europäischen Ländern gibt es da gute Beispiele und davon sollten wir lernen. 

Daher bringe ich heute folgenden Antrag ein: "Der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge in Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des Ausschusses für Kultur und Wissenschaft eine Enquete zum Thema DirektorInnen- und IntendantInnenbestellung im Kunst- und Kulturbereich bis zum Zeitpunkt Juni 2002 veranstalten." In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Kultur und Wissenschaft. 

Sie werden gemerkt haben, in unserem Antrag heißt es immer "Innen", die DirektorInnen und die IntendantInnen. Wir würden uns wünschen, dass vielleicht einmal auch die Vision des Herrn Stadtrats, es könnten ja mehr Frauen Theater in dieser Stadt leiten, wahr werden würde. Vielleicht können wir uns auch dazu etwas Gescheites überlegen, damit sich die blöden Geschichten nicht wiederholen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Beschluss (Resolutions)Antrag von  Marie Ringler, eingebracht in der Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wien am 25. Oktober 2001, betreffend Einrichtung einer Enquete zu Verfahrensformen der Bestellung von DirektorInnen und IntendantInnen im Kunst- und Kulturbereich 

Stadtrat Dr. Andreas Mailath-Pokorny hat angekündigt, dass hinkünftig alle leitenden Funktionen und Direktionsposten im Wiener Kulturbereich ausgeschrieben werden. In den letzten Monaten hat sich gezeigt, dass die konkrete Handhabung dieser Bestellungen viele Fragen über die Wahl der Herangehensweise aufgeworfen hat. Die Ziele Transparenz, Nachvollziehbarkeit und Chancengleichheit für alle BewerberInnen wurden nicht in allen Verfahren erreicht.

In anderen europäischen Ländern (etwa Großbritannien) gibt es eine langjährige Tradition der Ausschreibung von Leitungsposten im Kulturbereich. Hier wurden neue Wege gefunden, faire und nachvollziehbare Verfahren zu garantieren. 

Um auch in Wien die formale Abwicklung der Bestellungsverfahren zu verbessern, erscheint es sinnvoll, im Rahmen einer Enquete mit Fachleuten über Modelle der DirektorInnenbestellung zu diskutieren. Unter anderem gilt es auch klare Kriterien zu entwickeln, auf welche Institutionen die neuen Ausschreibungsverfahren anzuwenden sind, bzw. welche Verfahrensformen jeweils gewählt werden sollten.

Die gefertigte Gemeinderätin stellt daher gemäß § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgenden BESCHLUSSANTRAG:

Der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge in Zusammenarbeit mit den Mitgliedern des Ausschusses für Kultur und Wissenschaft eine Enquete zum Thema DirektorInnen- und IntendantInnenbestellungen im Kunst- und Kulturbereich bis Juni 2002 veranstalten.

Der Antrag wurde dem Kulturausschuss zugewiesen. Dort wurde er von der SPÖ mit der Argumentation abgelehnt, es sei nicht zielführend, derartige Angelegenheiten in der Öffentlichkeit zu diskutieren.

Die von Marie Ringler am 7. November an Kulturstadtrat Mailath-Pokorny eingebrachte detaillierte Anfrage zu Direktorenbestellungen findet sich im Kapitel Kulturpolitik.

Die Presse" vom 11.12.: Ausschreiben - aber wie und auch wen?

Wiens Grüne wollen Kulturstadtrat Mailath-Pokorny auf ein gesichertes Procedere bei der Besetzung von kulturellen Spitzenposten festlegen.

"Sie haben kurz nach Ihrem Amtsantritt angekündigt, dass hinkünftig alle leitenden Funktionen und Direktorenposten im Wiener Kulturbereich ausgeschrieben werden". Mit diesem Memento begann die Wiener Gemeinderätin Maria Ringler (Grüne) eine umfangreiche Anfrage an Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny. Die Grünen wollen, nach dem Chaos um die Josefstadt- und Rabenhof-Ausschreibung, das genaue Procedere mitgeteilt bekommen, noch ehe die Direktion der Museen der Stadt Wien, der Vereinigten Bühnen, des Volkstheaters und des Kindertheaters im Museumsquartier zur Debatte stehen. Eine Antwort steht noch aus.

Kurier vom 15.12.2001: Rabenhof: Grüne gegen Subvention

Die Wiener Grünen verweigerten im Gemeinderat die Zustimmung zur Drei-Jahres-Subvention für das Rabenhof-Theater. Kultursprecherin Marie Ringler: "Wieso soll (Theaterleiter) Karl Welunschek künftig mit acht Millionen Schilling Jahressubvention sein Auslangen finden, wenn es ihm heuer mit einer wesentlich höheren Summe nicht gelungen ist?"

Bundestheater

Eva Glawischnig in der APA vom 29. März 2001: Holender-Vertrag: Grüne werfen Morak Gesetzesbeugung vor

Utl.: Kultursprecherin der Grünen: "Krasse Umgehung des Stellenbesetzungsgesetzes"

Wien (APA) -   "Die verkündete Vertragsverlängerung des Staatsoperdirektors droht in eine Groteske auszuarten, die die Kulturnation Österreich international lächerlich machen wird", befürchtete die Kultursprecherin der Grünen, Eva Glawischnig, heute, Donnerstag. In einer Aussendung wirft sie Kunststaatssekretär Franz Morak (V) eine "autoritäre Vorgangsweise" und "Gesetzesbeugung" vor.

Glawischnig kritisierte, dass Kunststaatssekretär Morak die Verlängerung von Holenders Vertrag bis 2007 zuerst verlautbart habe, dann aber seinen Bürochef Helmut Wohnout vorschicke, "der kleinlaut einen halben Rückzieher machen muss". "Morak sollte in Zukunft vor Vertragsverlängerungen die von ihm miterarbeiteten und mitbeschlossenen Gesetze lesen", so Glawischnig.

"Mit dieser autoritären Vorgangsweise" werde dem Staatsopernchef "jedenfalls kein guter Dienst erwiesen", heißt es in der Aussendung, denn "es entsteht damit der Eindruck einer Begünstigung, die Direktor Holender gar nicht notwendig hat. Wer wird sich schon bei der gesetzlich vorgeschriebenen Ausschreibung bewerben, wenn alle Welt längst darüber informiert ist, dass die Verlängerung politisch längst fixiert ist. Das ist eine krasse Umgehung des Stellenbesetzungsgesetzes", meinte Glawischnig.

Material:

APA vom 29. März 2001: Holender-Vertrag: Grüne werfen Morak Gesetzesbeugung vor

"Der Standard" vom 26.9.2001: Grüne pochen auf Strukturreform

Kurier vom 15.12.2001: Rabenhof: Grüne gegen Subvention

Die Presse" vom 11.12.: Ausschreiben - aber wie und auch wen?

Beschluss (Resolutions)Antrag von Marie Ringler, eingebracht in der Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wien am 25. Oktober 2001, betreffend Einrichtung einer Enquete zu Verfahrensformen der Bestellung von DirektorInnen und IntendantInnen im Kunst- und Kulturbereich siehe unter http://www.wien.gv.at/infodat/advgliwww/

URHEBERRECHT

Am 14. Februar hat das Europäische Parlament (EP) in 2. Lesung und nach langen die „Richtlinie zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberechts und verwandter Schutzrechte in der Informationsgesellschaft“ (kurz Inforichtlinie) abgestimmt. Die endgültige Richtlinie wurde am 22. Mai 2001 veröffentlicht. Das Ziel der Inforichtlinie ist, die Urheberrechte in Europa zu harmonisieren und gleichzeitig einen Rechtsrahmen für die Entwicklungen am technischen Sektor, insbesondere für Kopien durch Online-Übertragung, zu schaffen. Da sich der Weg zu dieser Beschlussfassung aufgrund der verschiedenen Interessenslagen der Betroffenen höchst kompliziert gestaltet hat, zunächst als Einführung eine Zusammenfassung aus dem letzten Kulturbrief 2:

Seit etwa 150 Jahren existiert in Kontinentaleuropa ein Urheberrecht, im angelsächsischen Raum ein Copyright. Die verschiedenen Begriffe Urheberrecht und Copyright bezeichnen auch die Unterschiede: Während in Kontinentaleuropa Autoren, Komponisten etc., also UrheberInnen eines Werkes, durch einen Rechtsrahmen geschützt werden, schützt das Recht in Großbritannien und den USA die VervielfältigerInnen, also etwa Platten- und FilmproduzentInnen und VerlegerInnen. 

Für jede einzelne Station der langen Handelskette ab dem Entstehen eines schöpferischen Werkes, über Produktion, Vertrieb, Marketing bis zu den Verkaufsläden bestehen neben Marktgepflogenheiten auch Rechtsverbindlichkeiten. Diejenigen für die UrheberInnen sind die schwächsten, weil diese zumeist fast alle Verwertungs- und Verbreitungsrechte an die Verwertungsgesellschaften bzw. die Produzenten abtreten müssen.

Das Internet macht alles einfacher, alles schneller. In der Tat bestünde damit für die UrheberInnen eine größtmögliche politische und wirtschaftliche Unabhängigkeit. Das Internet ist frei zugänglich und soll frei zugänglich bleiben (Access for everybody, but not for free!)! Dennoch müssen die UrheberInnen das Recht auf freie Entscheidung darüber haben, ob sie ihr Werk unentgeltlich der Öffentlichkeit präsentieren wollen oder nicht, und im Sinne des Urheberschutzes für ihr geistige Arbeit eine gerechte Vergütung erhalten. Aber nur derjenige, der die Rechte für die öffentliche Zugänglichmachung besitzt, kann die Verwendung seiner Werke erlauben, verbieten, darüber bestimmen. 

Die technischen  Errungenschaften haben eine Adaptierung des Urhebergesetzes erforderlich gemacht. 1996 wurden im Rahmen der WIPO zwei Verträge (WCT/WPPT) unterzeichnet, bis dato aber erst von 11 Staaten ratifiziert. (Erst wenn 30 Staaten ratifizieren treten sie in Kraft). 

Im Laufe des Verhandlungsprozesses für die Inforichtlinie wurden die ursprünglich vom EP vorgeschlagenen Verbesserungen zugunsten eines stärkeren Urheberrechtsschutzes vom EU-Ministerrat aufgrund jeweiliger ökonomischer nationaler Eigeninteressen nur teilweise übernommen. Verlangte doch das Parlament eine Reduzierung der unangemessen großen Zahl von Einschränkungen und Ausnahmen für die Rechteinhaber (die in den seltensten Fällen die Urheber sind). 

Dem Buchstaben nach geht es um die Sicherung der Existenz von Urhebern, deren Würde und um die Verbreitung von Kultur und Wissen. Ein “strenges” Urhebergesetz  ohne Urhebervertragsrecht (für Tarifverträge) ist aber unseres Erachtens sinnlos, da ansonsten die “Stärkeren” den Urhebern weiterhin “Knebelverträge” anbieten.

Das Urhebergesetz sollte also in erster Linie einen Schutz für Urheber darstellen und erst in zweiter Linie einer ausgewogenen Balance zwischen allen Beteiligten dienen. Die Debatten im EP aber waren ein Kampf um die digitalen Rechte und der Beginn einer Aushöhlung des Urheberrechts.

Es kämpften die Produzenten um ihre Rechte mit der Begründung, sie trügen das wirtschaftliche Risiko. Tatsache ist, dass bei Vertragsverhandlungen die Rechte an einem Werk pauschal an Produzenten abgetreten werden.

Es kämpften die Konsumenten um ihre Verbraucherrechte mit der Begründung, es sei  von öffentlichem Interesse, möglichst schnell und einfach an möglichst viele Informationen heran zu kommen, da es um die bessere Verbreitung von Kultur und Wissen gehe.  - Tatsache ist,  dass es vielmehr darum geht, wie weit der Begriff “Privatgebrauch” definiert wird, von der Familie bis zu 2-100 “besten” Freunden?. 

Es kämpften die Fernsehanstalten (inkl. Kabel und Satelliten) um ihre Rechte mit der Begründung, dass sie ohne gesetzliche Lizenzen und besondere Vertragsbestimmungen im Medienwettbewerb ihrem öffentlich rechtlichen Anspruch nicht mehr gerecht werden könnten. Sie befürchten nicht nur den Verlust ihrer Attraktivität, sondern auch ihre Existenz. Tatsache ist, dass die Medienkonzentration (AOL / Time Warner) tatsächlich eine Bedrohung für Sendeanstalten bedeutet,  diese aber nicht aus der Verantwortung entlässt, gesetzliche Lizenzen für das Informationszeitalter neu zu verhandeln.

Dies trifft übrigens auch auf andere Einrichtungen von öffentlicher Bedeutung zu, wie Bibliotheken, Archive, Bildungsanstalten etc. Im Gegensatz zur analogen Welt implizieren Vervielfältigungsrechte indirekt auch eine ungeahnte Vertriebsmöglichkeit. Eine private bespielte Videokassette ist eine Privatkopie, selbst wenn damit wirtschaftliche Zwecke verfolgt werden, kann sie keine der betreffenden Parteien “ruinieren”. 
Eine vom Netz heruntergeladene CD ist keine Kopie, sondern ein “Klon” des Originals, mit dem wirtschaftliche Interessen, schwer kontrollierbar, sehr einfach verfolgt werden könnten.

Die Grüne Europaabgeordnete Mercedes Echerer hatte die Entwicklung der Inforichtlinie zu einem ihrer Arbeitsschwerpunkte der beiden vergangenen Jahre erwählt und sich mit den Positionen sämtlicher Betroffener intensiv befasst. Als Ergebnis dieser Auseinandersetzung brachte sie im am 5. Februar 2001 im Rechtsausschuss des EP Abänderungsanträge zur Stärkung der Rechte der Urheber ein, die aber auf Intervention der Industrie und der Briten  nicht die notwenige parlamentarische Mehrheit gefunden haben. 

Rede von Mercedes Echerer im Europäischen Parlament am 13. Februar 2001 zum Urheberrecht in der Informationsgesellschaft

Herr Präsident! Mein Dank gilt allen geschätzten Kollegen, die konstruktiv mitgearbeitet haben, allen voran der Kommission und dem Berichterstatter, Herrn Boselli. Es sind viele Probleme, viele Interessenskonflikte nach wie vor ungelöst. Die kulturellen Traditionen kann man nicht so einfach harmonisieren. Ein Kompromiss wird niemanden wirklich glücklich machen, und das Europäische Parlament ist auch keine Glücksfee. Man spricht von einem ausbalancierten Gemeinsamen Standpunkt. Balance zwischen wem: zwischen Urhebern und öffentlichem Interesse.

In erster Linie – das ist meine Meinung und die Meinung der Grünen – muss der Urheber im Urhebergesetz gestärkt werden. Ihm muss das Urhebergesetz dienen. Seine Position muss für die künftigen Vertragsverhandlungen gestärkt werden. Meine Verantwortung als Kulturpolitikerin ist erstens, diese Existenzgrundlage von Urhebern zu ermöglichen und zu sichern, und zweitens – und das möchte ich nicht in der Reihenfolge verstanden wissen, sondern als gleichwertig – der Öffentlichkeit nicht nur einen free access zu garantieren, sondern auch dafür Sorge zu tragen, dass der Öffentlichkeit qualitativ hochwertige Inhalte in ihrer ganzen Vielfalt zur Verfügung gestellt werden.

Wir sind gegen eine Verlängerung der Ausnahmeliste, und eventuell können wir vielleicht für einige Punkte, die noch strittig sind, unter den Parteien eine Lösung finden, denn wir sind auch daran interessiert, eine glückliche Lösung zu finden, mit der wir alle leben können. Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, dass sich die Grünen auf Änderungsanträge beschränkt haben, die sich ausschließlich um die Urheber bemühen und kümmern – das sind die zwei Anträge 34 und 36 – vielleicht sagen Sie mir, das wäre ein Vorgriff auf zukünftige Verträge.

Nun, ich erlaube mir jetzt schon zu erwidern: Es gibt sehr viele Vorgriffe im Text der Erwägungen, die nicht zugunsten der Urheber, sondern der anderen Interessensparteien sind. Und da auch Napster bereits angesprochen wurde: Europa müsste sich darüber unterhalten, ob es ein Kleinformat, ein europäisches Napster haben möchte oder nicht, und dann wäre eine Diskussion am Runden Tisch zwischen Providern, Produzenten, Urhebern und Konsumenten gefragt. Ich möchte aber nicht, dass Napster durch ein geschwächtes Urheberrecht, durch eine unpräzise Formulierung seinen Weg nach Europa findet, einfach eingeschleust wird. Auch das ist eine Möglichkeit, die wir debattieren müssten. Genauso werden wir uns in Zukunft auch – und das wird, hoffe ich, bald geschehen, gemeinsam über Verwertungsgesellschaften unterhalten und auch gemeinsam eine Möglichkeit für Verträge für ein Urhebervertragsrecht besprechen. 

Die Inforichtlinie und ihre Konsequenzen für das österreichische Urheberrecht 

Mercedes Echerer hat die Auswirkungen der Inforichtlinie auf das österreichische Urheberrecht gemeinsam mit ExpertInnen analysiert und folgenden Überblick erarbeitet.

Die Inforichtlinie regelt in Artikel 2 und 4 das Recht des Urhebers, seine Werke zu vervielfältigen und zu verbreiten, wie dies auch im österreichischen Urheberrecht (§§ 15,16) gewährleistet ist

Artikel 3 der Richtlinie regelt die öffentliche Wiedergabe von Werken und überlässt die Einwilligung dazu wiederum dem Urheber. Im österreichischen Recht besteht allerdings derzeit kein Verbotsrecht für ausübende Künstler und Tonträgerhersteller. Das heißt, ist ein Musikstück oder ein Tonträger erst veröffentlicht, kann nach geltendem österreichischem Recht, jeder dieses Musikstück auf beliebige Weise und ohne Zustimmung des Urhebers öffentlich wiedergeben, sofern an die Verwertungsgesellschaft eine Entschädigung gezahlt wird. Die Inforichtlinie gesteht dem Urheber das Recht zu, öffentliche Wiedergaben zu verbieten.

Dies gilt durch die Generalklausel (Art.3, Abs.3) auch für Online-Übertragungen sowie für alle bestehenden und künftigen Übertragungsmöglichkeiten. Es muss also in Zukunft bei jeder Übertragung die Zustimmung des Urhebers eingeholt werden.

Es gibt in der Richtlinie obligatorische, also verpflichtend umzusetzende (Art. 5, Abs 1) sowie 20 fakultative (Art. 5, Abs 2,3) Ausnahmen von der Verpflichtung, dem Urheber seine Rechte abzugelten. 

Die obligatorische Ausnahme vom ausschließlichen Vervielfältigungsrecht des Berechtigten (Art. 5, Abs. 1) bezieht sich nur auf vorübergehende Vervielfältigungshandlungen, die flüchtig oder begleitend sind, und einen integralen und wesentlichen Teil eines technischen Verfahrens  darstellen. Der Zweck dieser Vervielfältigungshandlungen muss entweder eine Übertragung in einem Netz zwischen Dritten durch einen Vermittler oder die Ermöglichung einer rechtmäßigen Nutzung eines Werkes oder sonstigen Schutzgegenstands sein. Die Vervielfältigungen der Werke oder Schutzgegenstände dürfen keine eigenständige wirtschaftliche Bedeutung haben.

Diese Ausnahmeregelung bezieht sich vor allem auf  die durch Serviceprovider zwischengespeicherten Daten. Das heißt, der Urheber wird bei derartigen Zwischenspeicherungen nicht um seine Zustimmung gefragt, nur der Abnehmer braucht eine Genehmigung des Urhebers. 

Die Richtlinie lässt allerdings die Regelung der Haftung offen, wenn ein Provider rechtswidrig ins Netz gestelltes Material transportiert. Diese Haftungsregelung obliegt den Mitgliedsstaaten und muss also in irgendeiner Form bei der Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht mitbedacht werden. 

Art.5,Abs.2 regelt fünf fakultative Ausnahmen in Bezug auf das ausschließliche Vervielfältigungsrecht durch den Leistungsberechtigten.

Für die Reprographie existiert im geltenden österreichischen Recht bereits eine Ausnahme zu Gunsten der reprographischen Vervielfältigung, so auch, die in der Inforichtlinie geforderten Reprographievergütung. Was allerdings neu ist und umgesetzt werden muss, ist die Tatsache, dass Notenblätter künftig nicht mehr kopiert werden dürfen.

Auch für die Vervielfältigung durch eine natürliche Person zum privaten Gebrauch gibt es die Ausnahme bereits im österreichischen Urheberrecht. Im Unterschied dazu sieht die Inforichtlinie aber vor, dass natürliche Personen nur mehr zum privaten Gebrauch vervielfältigen dürfen. Dies zieht eine bedeutende Einschränkung der Privatkopie nach sich. Juristische Personen dürfen ohne Zustimmung des Leistungsberechtigten keine Kopien mehr anfertigen. Diese Regelung dürfte aber in der Anwendung einige Probleme mit sich bringen, da jede Kopie, die nicht von einer Privatperson, zum eigenen Gebrauch, gemacht wird, die Zustimmung des Urhebers erfordert. In der Praxis bedeutet das, dass jede Sekretärin, die in einer eingetragenen Gesellschaft arbeitet und im Zuge ihrer Arbeit einen geschützten Text kopiert, dafür die Zustimmung des Urhebers braucht. Darüber hinaus werden die Verwertungsgesellschaften weniger Reprographieabgaben einheben können, da alle Vervielfältigungen, die von juristischen Personen vorgenommen werden, direkt an den Urheber vergütet werden müssen und nicht mehr an die Verwertungsgesellschaften gehen. 

Bibliotheken, Bildungseinrichtungen, Museen und Archive, die keinen wirtschaftlichen Zweck verfolgen, sind ausgenommen. Diese Ausnahmeregelung besteht bereits in dieser Form im österreichischen Recht (§42 Abs. 4).

Die Ausnahme für ephemere Aufzeichnungen sowie die Ausnahmen für soziale Einrichtungen gibt es nicht im österreichischen Urheberrecht. 

Art. 5, Abs. 3 regelt Ausnahmen in Bezug auf Vervielfältigung und Veröffentlichung:

Die Ausnahme für Unterricht und Wissenschaft existiert im österreichische Recht bereits (§42, Abs3). Die Regelung in der Inforichtlinie bringt allerdings ein Problem mit sich. Sie erlaubt Ausnahmen nur, wenn das geschützte Material zu nicht kommerziellen Zwecken verwendet wird. Die österreichische Schulbuchaktion ist aber gewinnorientiert! Autoren, Verlage und der Buchhandel verdienen daran. Bisher wurde das Material, bestehend aus ca. 36 000 Texten, pauschal abgegolten. Mit Umsetzung der Inforichtlinie soll aber jeder Urheber der Verwendung seiner Texte in Schulbüchern oder zu wissenschaftlichen Zwecken zustimmen müssen. Das bringt einen enormen Verwaltungsaufwand und kostet Unsummen. Um die lange verhandelte und bewährte Schulbuchaktion nicht zu gefährden, könnte folgender Lösungsvorschlag unterbreitet werden: 

Es gab ein ähnliches Problem im Bereich des Satellitenfernsehens. Jeder Urheber hatte ein Verbotsrecht inne, das aber per Gesetz an die Verwertungsgesellschaften abgetreten wurde. Übrig blieben jene Urheber, die nicht Mitglied einer Verwertungsgesellschaft sind. Um diese Situation zu lösen, wurde § 59a Abs 2 in das österreichische Urheberrecht eingeführt:

 Rundfunksendungen dürfen zu einer Weitersendung (…) benutzt werden, wenn der weitersendende Rundfunkunternehmer die Bewilligung dazu von der zuständigen Verwertungsgesellschaft erhalten hat. Mit Beziehung auf diese Genehmigung haben auch die Urheber, die mit der Verwertungsgesellschaft keinen Wahrnehmungsvertrag geschlossen haben (…), dieselben Rechte und Pflichten wie die Bezugsberechtigten der Verwertungsgesellschaften.
Es wird also fingiert, dass alle Leistungsberechtigten Mitglieder von Verwertungsgesellschaften sind, die deren Verbotsrecht geltend machen, oder der Verbreitung zustimmen. Eine derartige Lösung wäre auch für die Schulbuchaktion im Sinne einer kontinuierlichen, vorausdenkenden Gesetzgebung wünschenswert.

Die Ausnahme für Behinderte gibt es im österreichischen Recht bisher nicht, wird aber voraussichtlich übernommen. Es soll vor allem die Übersetzung von Texten in Braille- Schrift nicht durch ein Verbot des Urhebers blockiert werden können.

Die freie Vervielfältigung für die Presse und auch das Zitatrecht bestehen bereits im österreichischen Urheberrecht und müssen nicht mehr umgesetzt werden. Auch die Ausnahme für öffentliche Sicherheit, Gerichts-, Verwaltungsverfahren besteht und muss nicht modifiziert werden.

Die Ausnahme für Politik, öffentliche Vorträge, ist unter dem Gesichtspunkt, dass die verwendeten Inhalte dem Informationszweck dienen, bereits in §43 Urheberrechtsgesetz geregelt.

Im Grunde kennt das österreichische Recht die Ausnahme für religiöse und offizielle Veranstaltungen. Die Inforichtlinie erfordert aber Modifikationen in einzelnen Punkten: Das österreichische Recht kennt die Ausnahme für kirchliche, bürgerliche und militärdienstliche Feierlichkeiten, zu denen Zuhörer ohne Entgelt zugelassen werden (§53, Abs.1, z2). Die Inforichtlinie schränkt „öffentliche“, auf „von Behörden durchgeführte Veranstaltungen“ ein. In diesem Sinne muss die österreichische Bestimmung enger gefasst werden. Jedoch werden die kirchlichen Veranstaltungen auf „religiöse Veranstaltungen“ ausgeweitet. Daher gibt es die Befürchtung, dass die Kirchenmusik eine Benachteiligung erfährt. Dieses Argument wird allerdings dadurch relativiert, dass die auf religiösen Veranstaltungen üblicherweise gespielte Kirchenmusik schon lange frei ist. 

Die Ausnahme für die Freiheit des Straßenbildes ist im österreichischen Recht bereits verankert. Die Darstellung von Kunstwerken und Gebäude, die sich bleibend an öffentlichen Plätzen befinden, ist erlaubt (ausgenommen Nachbau).

Die beiläufige Nutzung in anderem Material ist im österreichischen Recht nicht geregelt, wird vermutlich auch nicht umgesetzt werden.

Die Ausnahme der Ausstellungswerbung existiert in Österreich bereits in Form der Katalogfreiheit, das heißt, die in Ausstellungskatalogen abgebildeten Kunstwerke müssen nicht abgegolten werden. 

Die Ausnahme für Karikaturen, Parodien und Pastiches gibt es in Österreich nicht, sie wird vermutlich auch nicht umgesetzt werden.

Im Falle der Nutzung anlässlich der Vorführung oder Reparatur von Geräten, reicht die österreichische Regelung weiter als die Inforichtlinie vorsieht. Sie lässt nämlich die Vorführung von Bild- und Bildschallträgern zu, um deren Handhabung zu erklären. Nach der Richtlinie darf ausschließlich zur Vorführung von Geräten sowie zum Test, ob eine Reparatur erfolgreich war, vorgeführt werden.  Der österreichische Rechtstext ist also insofern einzuschränken.

Die Ausnahme für die Rekonstruktion von Gebäuden besteht in Österreich nicht, sie wird auch aller Voraussicht nach auch nicht eingeführt werden.

Für Bild- und Bildschallträger, die sich in Sammlungen befinden, besteht in der österreichischen Regelung eine Vergütungspflicht, die auch nach der Umsetzung der Inforichtlinie aufrecht bleiben soll. Die Benützung von Werkstücken in Bibliotheken und ähnlichen Einrichtungen ist frei. Während dies, bezüglich des Lesens, keine Schwierigkeiten bereitet, kommt es durch Hören und Sehen zu sogenannten „sukzessiven öffentlichen Aufführungen“, für die die Zustimmung des Urhebers nötig wäre.

Traditionell freie Nutzungen sind in Österreich bekannt, allerdings weiter gefasst, als es in der Inforichtlinie erlaubt sein wird. Die Generalklausel der Richtlinie wird das traditionell freie Nutzungsrecht in Österreich einschränken.

Von den fakultativen Ausnahmen werden vermutlich nur jene in nationales Recht umgesetzt, die bereits jetzt in irgendeiner Form im österreichischen Urheberrecht existieren. Die einzige Ausnahme, die aller Voraussicht nach übernommen werden wird, sieht die Übersetzung von Texten in Braille-Schrift (Blindenschrift) ohne die Zustimmung des Autors vor (Art. 5,3b). 

Art. 6 regelt den Schutz von technischen Maßnahmen und von Informationen für die Wahrnehmung der Rechte. Schutzmaßnahmen können einerseits an der „Hardware“, durch den Einbau von Antikopiervorrichtungen in CD Laufwerke, andererseits in der „Software“,  durch einen programmierten Kopierschutz auf einer CD oder DVD installiert werden. 

Neben diesen technische Schutzmaßnahmen besteht aber auch noch die Möglichkeit, entweder Reprographieabgaben auf Computer, Drucker, Festplatten und dergleichen einzuheben oder die User einzeln auszuforschen. 

Bezüglich dieser Kopierschutzmöglichkeiten gibt es geteilte Meinungen. Die Verwertungsgesellschaften drängen auf eine umfassende Ausweitung der Reprographieabgaben. Die Musikindustrie hingegen bevorzugt den technischen Schutz, bzw. die Einzelausforschung der user. Filmwirtschaft und Autoren bevorzugen die Erweiterung der Reprographievergütung.

Bei der Umsetzung technischer Schutzmaßnahmen, zum Schutz der Interessen von UrheberInnen und Leistungsberechtigten, besteht in Österreich massiver Nachholbedarf. 

Die neue Regelung kriminalisiert die widerrechtliche Umgehung von Schutzmaßnahmen, sei es durch tatsächliche Umgehung oder durch zur das „zur Verfügung stellen“ von Mitteln zur Umgehung.

Schutzmaßnahmen sind laut Art. 6,3 der Inforichtlinie  alle Technologien, Vorrichtungen oder Bestandteile, die im normalen Betrieb dazu bestimmt sind, Werknutzung oder sonstige, Schutzgegenstände betreffende, Handlungen zu verhindern oder einzuschränken, die nicht vom Urheber genehmigt worden sind. Sie sind wirksam, sofern sie eine Zugangskontrolle oder eine Schutzmaßnahme wie Verschlüsselung, Verzerrung oder sonstige Umwandlung sicherstellen.

Wie diese Erfordernisse vom Gesetzgeber umgesetzt werden, bleibt abzuwarten. 

Die Inforichtlinie sieht auch einen Rechtsanspruch für die, durch Ausnahmen begünstigten Personen, vor. Erklärt sich also der Urheber nicht von sich aus dazu bereit, die Schutzmaßnahmen, die er seinem Werk auferlegt hat, im Sinne der jeweiligen Ausnahme aufzuheben, muss der Staat sicherstellen, dass der von der Ausnahme Begünstigte zu seinem Vervielfältigungsrecht kommt. Die Ausnahmen selbst stellen keinen Rechtsanspruch dar!

Die Anbieter der technischen Maßnahmen, wie z. B. Microsoft u.a., sollen in einem Wettbewerbsverhältnis stehen. Monopolstellungen sollen vermieden werden, da die Gefahr besteht, dass der Monopolist der Schutzmaßnahmen dem Copyrightmarkt seine Firmenpolitik aufzwingt. Eine staatliche Behörde soll die Vergabe der Schutzmaßnahmenkompetenz regeln, ähnlich wie die Radiofrequenzvergabe kontrolliert wird. Außerdem soll der Urheber selbst bestimmen können, mit welchem Mittel er seine Werke schützen will.

Die Richtlinie muss in Österreich bis zum 22. Dezember 2002 umgesetzt werden. Derzeit arbeitet das Justizministerium einen Entwurf aus, der wahrscheinlich bis Ende Februar 2002 zur Begutachtung ausgesendet wird.

Material
Die „Richtlinie des EP und des Rates zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechtes und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft“ findet sich im Internet unter www.europa.eu.int/eur-lex (Gesetzgebung – derzeitig geltend – Begriffe – Urheberrecht)

URHEBERVERTRAGSRECHT

Das Urhebervertragsrecht regelt die Rechte der UrheberInnen nach dem Abschluss von Verträgen (AutorInnen, MusikerInnen, ÜbersetzerInnen ect.). Das derzeit in Österreich bestehende Urhebervertragsrecht schützt die UrheberInnen kaum vor unrechtsmäßigen Vertragsabschlüssen. So zwingt etwa der ORF alle UrheberInnen zum Abschluss von so genannten by-out-Verträgen, bei deren Unterzeichnung Kreative durch eine einmalige Abgeltung auf weitere finanzielle Forderungen verzichten, auch wenn sich ihr Produkt als kommerzieller Erfolg erweist. 

Im Unterschied zu Österreich befindet sich die Debatte über eine Novellierung des Urhebervertragsrecht in Deutschland bereits in einem ziemlich ausgereiften Stadium. Außerdem existiert dort ein Bestseller-Paragraph, durch den UrheberInnen bei einem großen kommerziellen Erfolg ihres bereits verkauften Produktes zumindest theoretisch ihre Anspruch auf eine zusätzliche Abgeltung gerichtlich einklagen können. 

Während in Österreich von einer Novellierung nichts zu hören ist, wurde in der Bundesrepublik ein von der Justizministerin geplanter Entwurf aufgrund der Einsprüche der Industrie allmählich verwässert und ist bis heute nicht beschlossen worden.

In Österreich monieren die Betroffenen, insbesondere die Autoren und Musiker, einhellig, dass zumindest Minimalbedingungen eingeführt werden müssen. Die Debatte zur Umsetzung der Info-Richtlinie hätte dafür ein geeignetes Forum gebildet, diese wurde aber hinter verschlossenen Türen des Justizministeriums geführt. 

Folgende Punkte müssten in Österreich geregelt werden:

Transparenz, Mitbestimmungsrecht und Effizienz zwischen Verwertungsgesellschaften und Urhebern (Novellierung des Verwertungsgesellschaftsrechtes)

Einführung des Bestsellerparagraphen: Während in der BRD im neuen Urhebervertragsrecht  ein Anspruch des Autors auf Neuverhandlungen eingeführt werden soll, besteht in Österreich gibt es bis jetzt nicht einmal die gerichtliche Klagemöglichkeit. Der Autor ist auf die Kulanz des Verlegers angewiesen.

Regelung der Vertragsbedingungen zwischen Urheber und Verleger/Produzent, wie es das Arbeitsrecht zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bietet (Kollektivverträge, Arbeitnehmerschutz, (Sozial-) Versicherungen).

Wahrung des Urheberpersönlichkeitsrechts: Bei einem Eigentümerwechsel des Verlages bleibt der Autor nach österreichischem Recht an den Vertrag gebunden, den er mit dem ursprünglichen Eigentümer abgeschlossen hat. Der Autor das Recht haben, den Verlagsvertrag zu kündigen, er soll sein Urheberpersönlichkeitsrecht geltend machen können. 

Genaue Einteilung der Urhebergruppen im Film: derzeit arbeiten alle Beteiligten unter denselben Bedingungen, die sich z.B. für Kameraleute teilweise sehr schlecht auswirken.  


VERGNÜGUNGSSTEUER

Für Vergnügen ist zu bezahlen, denn wo kämen wir da sonst hin?!  Viele Jahre wird in Wien schon um die Vergnügungssteuer auf Tanzveranstaltungen gestritten. Vor allem darum, wer sie denn nun und in welcher Höhe zahlen muss. Die Wiener Grünen fordern eine völlige Abschaffung der Steuer auf Tanz! Eine kleine Dokumentation der Debatte:

OTS, 12.10.01 Ist das Donauinselfest von Vergnügungsteuer befreit? Grüne verlangen Kontrollamtsprüfung von Parteiveranstaltungen

"Was für jede Clubbing-Veranstaltung gilt, sollte auch für das Donauinselfest und das Wiener Stadtfest gelten",                                     so kommentiert die Kultursprecherin der Wiener Grünen, Marie Ringler, die "Einigung" zwischen der Stadt                                     Wien und ClubbingmacherInnen. Rieder stellte gestern einen Vorschlag für eine einheitliche                               Vergnügungsteuer vor. Ringler: "Endlich kommt Schwung in diese leidige Diskussion. Trotzdem ist dies ein                                     fauler Kompromiss, da diese Einigung für viele Veranstalter de facto eine Erhöhung (von 10% auf 15%)                                     bedeutet!" Die Grünen richten in diesem Zusammenhang zwei Fragen an Finanzstadtrat Rieder:

1. Zahlen die Veranstalter für das Donauinselfest Vergnügungssteuer? 

2. Zahlen die Veranstalter für das Stadtfest Vergnügungssteuer?  Die Grünen werden das Kontrollamt der Stadt Wien beauftragen, die Abgabe der Vergnügungssteuer im Zuge der Veranstaltungen zu überprüfen. Ringler: "Wenn Jugendkultur und Kunst diese Steuer zahlen, dann müssen das auch die Megaveranstaltungen auf der Donauinsel. Ob Ringler (26 Jahre, 15%) oder Häupl (52 Jahre, 0%) tanzen gehen, die Vergnügungssteuer muss die gleiche sein!"

Cityfax, DER STANDARD, 13. Oktober 2001

An die Wiener Grünen z. Hd. Gemeinderätin Marie Ringler 

Die Veranstalter von Clubbings zahlen 15 Prozent Vergnügungssteuer - die Organisatoren von Donauinselfest und Stadtfest hingegen nichts. "Ob Ringler (26 Jahre, 15 Prozent) oder Häupl (52 Jahre, 0 Prozent) tanzen                                     gehen, die Vergnügungssteuer muss die gleiche sein!", empörten Sie sich. SP-Landesparteisekretär Harry                                     Kopietz konterte: Nach dem derzeit gültigen Landesgesetz seien Kirtage und volksfestartige Veranstaltungen                                     von der Vergnügungssteuer ausgenommen. Dabei wäre die Antwort doch so einfach gewesen: Es heißt ja                                     Vergnügungssteuer. Wäre die vollständig vom Spaßfaktor abgekoppelt, müsste man ja letztlich auch die                                     SP&OUML; für das Abhalten eines Parteitags zur Vergnügungssteuerkasse bitten. 

Unser Zeichen: frei

OTS, 15.10.01 Ab sofort sind alle Clubbings "Volksfeste"?!  Grüne verlangen Prüfung des Donauinselfestes durch das Kontrollamt

"Was für den SPÖ-‚Ball der Roten Herzen' und für Clubbings gilt, muss wohl auch für das Donauinselfest                                     gelten", so die Grüne Kultursprecherin, Marie Ringler, zu den jüngsten Aussagen des SPÖ-Landessprechers.                                     Nach Ansicht von Labg. Harry Kopietz ist das jährliche Donauinselfest von der Vergnügungssteuer befreit, da                                     es sich bei diesem Fest um eine "volksfestartige Veranstaltung" handelt. Ringler: "Mit dieser Argumentation                                     könnte künftig jede Clubbing-Veranstaltung" steuerfrei abgehalten werden." Die Grünen erwarten sich nun vom                                     Kontrollamt der Stadt Wien eine Klärung, ob das Donauinselfest von der Steuer befreit ist oder nicht. "Wenn                                     das Kontrollamt tatsächlich zum Schluss kommt, dass es sich um eine steuerfreie Veranstaltung handelt,                                     werden wir allen Clubbings empfehlen, ihre Veranstaltung als ‚volksfestartige Veranstaltung' anzumelden", so                                     die Grüne Kultursprecherin abschließend.

Cityfax, DER STANDARD, 16. Oktober 2001

Vergnügen ist in Wien nicht gratis, das wär ja noch schöner. 25 Prozent des Umsatzes jeder                                     "Tanzveranstaltung" geht ans Gemeindebudget, dafür gibt's eine eigene Steuer. Die "Vergnügungssteuer".

Klar, doch, das rote Wien braucht Geld, etwa um das SP&OUML; Donauinselfest mit 18 Millionen zu                                     subventionieren. Zahlen diese "Tanzsteuer" alle? - Fast alle! Schon bei Orwell gab`s "Gleiche und Gleiche".                                     Klar doch, dass das Donauinselfest selbst von dieser Steuer ausgenommen ist. Das ist die Demut der                                     Wiener SPÖ.

GR Marie Ringler, Kultursprecherin der Wiener Grünen

Am 22. November stellte Marie Ringler bei der Wiener Landtagssitzung eine mündliche Anfrage an den Landeshauptmann Michael Häupl. Bei dieser Landtagssitzung wurde auch ein Flugblatt sowie eine Resolution von Wiener Veranstaltern zu einer Neuregelung verteilt. Die Grünen brachten zudem einen Antrag an das Kontrollamt ein, zu prüfen, ob das (durch hohe Subventionen frei zugängliche) Stadtfest und Donauinselfest vergnügungs-steuerpflichtig sind.

Verhaltensregeln zur Vermeidung der Vergnügungssteuerpflicht bei Landtags- und Gemeinderatssitzungen

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Nachfolgend dürfen wir Ihnen einige Regeln auflisten, die verhindern, dass Ihre Veranstaltung bzw. Sitzung (Sitzen ist hier sehr wichtig!) vergnügungssteuerpflichtig wird. Die Regeln basieren auf dem gültigen Vergnügungssteuergesetz sowie dazu erläuternden Angaben des Leiters der zuständigen MA 4.

Vermeiden Sie unbedingt, bei anregenden Reden anderer Abgeordneter aufzustehen und sich rhythmisch zu bewegen. Sie erfüllen somit den „Tatbestand Publikumstanz“ und machen die Veranstaltung, in der Sie sich befinden, automatisch vergnügungs-steuerpflichtig.

Bei Abstimmungen heben Sie bitte sehr vorsichtig die Hand, da eine „Hin und Her“-Bewegung als „Tanz“ ausgelegt werden könnte.

Wenn Sie zu Ihrem Platz gehen bzw. diesen verlassen, vermeiden Sie bitte wippende oder in irgend einer anderen Weise rhythmische Bewegung.

Sollten Sie beim Zeitungs-Lesen auf einen Artikel Ihrer Lieblings-Musiker treffen, unterlassen Sie bitte rhythmische Bewegungen zu der in Ihren Gedanken auftauchenden Musik, Sie befänden sich somit in einer rechtlichen Grauzone, eventuell anwesende Revisions-Beamte der MA 4 könnten die Veranstaltung ebenfalls als vergnügungssteuerpflichtig einstufen.

Laut Aussage des Leiters der MA 4, OSR Dr. Josef Kramhöller wird Veranstaltern, die keinen Publikumstanz wünschen, empfohlen, zur Vermeidung der Vergnügungssteuerpflicht die ersten „Täter“ per Security zu entfernen. Wir weisen Sie daher darauf hin, dass Sie bei Erfüllung des „Tatbestandes Publikumstanz“ Gefahr laufen, zur Vermeidung der Vergnügungssteuerpflicht seitens der anwesenden Rathauswache des Raumes verwiesen zu werden.

Wir hoffen, Ihnen damit Unannehmlichkeiten erspart zu haben. Die Wiener Veranstalter

PS: Sollten Sie sich für eine Abschaffung der Besteuerung von Tanz in der selbsternannten Kulturstadt Wien einsetzen, könnten Sie sich diese Regulierungen für Ihr Verhalten in Zukunft ersparen.

PPS: Die Vergnügungssteuer auf den „Tatbestand Publikumstanz“ betrug im letzten Jahr rund 52 Mio. Schilling. Laut Stadtrat Rieder entfallen durch die neue Regelung 7,5 Mio. Schilling. Es wäre zu hinterfragen, wie viel die Verwaltung dieser Steuer kostet, es werden zwei Amts-Stellen an unterschiedlichen Adressen sowie zahlreiche Beamte, die zum Teil nächtelang auf Kontrolle sind (Nachtstunden!) finanziert. Vielleicht ein Nullsummenspiel?
 

Resolution der Veranstalter zur Neuregelung: Weg mit der Tanzsteuer!

Seit Jahren leidet Wiens VeranstalterInnenszene unter der sogenannten "Vergnügungssteuer" auf Publikumstanz. Diese beträgt derzeit 25% für regelmäßige und 10% für einmalige Veranstaltungen und wird dann schlagend, wenn auf der Veranstaltung getanzt wird. Eine genaue und eindeutige Definition dieses Tatbestands "Publikumstanz" liegt allerdings ebenso wenig vor, wie eine eindeutige Regelung was unter einer "regelmäßigen" Veranstaltung zu verstehen wäre.

Nun hat Finanzstadtrat Rieder eine Neuregelung vorgelegt, die eine Nivellierung auf einen Steuersatz von 15% für alle Veranstaltungen mit Publikumstanz vorsieht und den VeranstalterInnen ermöglicht einmal im Jahr eine Veranstaltung zu wählen, die dann nur mit 10% besteuert wird.

Mit dieser Neuregelung werden aber die konkreten Probleme Abgabenlast und willkürlicher Vollzug nicht gelöst, statt dessen findet eine Nivellierung des Steuersatzes nach oben statt. Auch das Problem der Rechtsunsicherheit „Was ist tanzen?“ wird nicht gelöst.

Diese Neuregelung verbessert die Situation für TanzveranstalterInnen nicht! Wir fordern eine gänzliche Abschaffung der "Tanzsteuer"!

Daher sprechen wir uns gegen die Einführung dieses Vorschlags aus und fordern den Finanzstadtrat auf Verhandlungen mit sämtlichen TanzveranstalterInnen dieser Stadt aufzunehmen.

Arena, Bassland - Barbara Wimmer, BCO - Johannes Breit, Cicada Productions - Manfred Winter,Club Massiv, Converse, Crazy - Rudi Wrany, DocLX, FLEX - Tom Eller, Infectious Living Solutions - Ziggy Kremser, Kunstwerk, Megawatt - Gerald Prudil, Porgy & Bess - Christoph Huber, Promoters Group, Rhiz, Blue Box - Herbert Molin, Sicom Productions - Michael Palliardi, SMILE Events - Oliver Riebenbauer, SUB Club - Johannes Neufeld, Swingtime Entertainment - Christoph Neuer, Trife Life - Aziz Esau, WIRR - Julia Zerzer, Volksgarten - Michael Boehm, ZOOM Enterprises

Stenographisches Protokoll der Fragestunde der Wiener Landtagssitzung vom 22. Nov. 2001

Landeshauptmann Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Der Umstand warum der Veranstaltung des Donauinselfestes ebenso wie des Wiener Stadtfestes, aber auch einer Reihe anderer Volksfeste in Wien keine Vergnügungssteuer verrechnet wird, bedarf nicht der Rechtfertigung durch den Landeshauptmann, weil sich dies aus dem vom Wiener Landtag beschlossenen Vergnügungssteuergesetz ergibt. Es war das besondere Anliegen der Wiener Handelskammer, dass im Jahre 1987 die zuvor im Vergnügungssteuergesetz enthaltene Besteuerung von Volksfesten und Kirtagen durch den Wiener Landtag im Rahmen des Vergnügungssteuergesetzes 87 ersatzlos gestrichen wurde. Der Vorlagebericht an den Wiener Landtag weist auf die damit faktisch bewirkte Steuerfreistellung für Variete und Kabarettvorstellungen, bunte Abende, Akademien, Shows, Kirtage und Volksfestartige Veranstaltungen ausdrücklich hin. Ab 1988, dem Jahr des Inkrafttretens des Vergnügungssteuergesetzes 1987, sind daher volksfestartige Veranstaltungen, die besonders dadurch gekennzeichnet sind, dass sie jedermann ohne Eintrittsentgelte zugänglich sind, nicht mehr steuerpflichtig. Die gestellte Frage ob ein legistischer Handlungsbedarf wegen eines Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz durch die differenzierte Betrachtungsweise einzelner Publikumstanzveranstaltungen besteht, möchte ich folgendermaßen beantworten. Aus dem Gleichheitsgrundsatz ist das allgemeine Gebot der Sachlichkeit von Gesetzen abzuleiten, wodurch der Gesetzgeber verpflichtet ist, gleiche Tatbestände, gleiche Rechtsfolgen zu knüpfen. Im selben Maße erfordert der Gleichheitsgrundsatz jedoch auch, dass wesentliche Unterschiede im Tatsachenbereich unterschiedliche Regelungen nach sich ziehen. Zwischen dem Donauinselfest, selbst wenn dort Tanz möglich ist, mit seinem in einer Gesamtbetrachtung eindeutig volksfestartigem Charakter und einer herkömmlichen Publikumstanzveranstaltung bestehen jedoch wesentliche Unterschiede. Aus diesem Grund allein ist die derzeitige Regelung bereits verfassungskonform und bedarf daher auch keine über die Motive des Landtages hinausgehender sachlicher Rechtfertigung. Von einem unpräzise formulierten Vergnügungssteuergesetz kann ja folgerichtig auch nicht gesprochen werden. Unabhängig davon ist jedoch in der heutigen Landtagssitzung ein Initiativantrag eingebracht worden, um im Sinne der Belebung der Jugendszene den Steuersatz für Publikumstanzveranstaltungen zu senken und gleichzeitig die Steuergebarung für die Veranstaltung durch Wegfall von Einstufungskriterien und durch Vereinheitlichung von Fälligkeiten zu erleichtern. 

(...)Abg Marie Ringler: Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Tatsächlich ist es aber so, dass der von Ihnen angesprochene Initiativantrag von einer Mehrzahl der Veranstalter und Veranstalterinnen dieser Stadt klar abgelehnt wird. Es wird auch von einer Mogelpackung gesprochen und was besonders schmerzt ist, dass diese neue Regelung auch eine Benachteiligung der nicht kommerziellen Veranstalter und Veranstalterinnen gegenüber den kommerziellen bedeutet. Daher liegt es uns sehr am Herzen, hier doch noch zu einer Regelung zu kommen, die auch im Sinne der Betroffenen ist. Wir fragen Sie daher, ob Sie vor haben, doch noch in letzter Minute mit den Betroffenen Gespräche zu führen, ob die Stadtregierung mit den Betroffenen Gespräche führen wird, die zu einer sinnvollen und für alle akzeptablen Regelung führen können. 

(...) Lhpt Dr Michael Häupl: Entschuldigen Sie, Frau Landtagsabgeordnete! Aber ich glaube ihre Frage ist eine Mogelpackung. Denn selbstverständlich ist mit den Veranstaltern gesprochen worden. Und selbstverständlich beruht dieser Vorschlag auf einem wesentlichen Gesprächsergebnis mit den Veranstaltern. Es mag schon sein, dass der eine oder andere nicht zufrieden ist damit. Das ist schon möglich. Alle zufrieden stellen werden wir wahrscheinlich nicht können. Aber nach den mir vorliegenden Informationen hat bei den Gesprächen, die der zuständige Herr Vizebürgermeister und Finanzstadtrat geführt hat, eine erhebliche Übereinstimmung auch erzielt werden können. Zum 2. ist das ein Antrag, der selbstverständlich auch entsprechend veränderbar in den Verhandlungen ist. Aber diese Gespräche und Detailverhandlungen sind mit Sicherheit mit dem Herrn Vizebürgermeister zu führen und ich wüsste nicht, was meine besondere Aufgabe da dabei sein soll. Was wir wollen ist, dass wenn man ein Problem erkannt hat, und offensichtlich war diese Frage der Vergnügungssteuer ein Problem für viele Veranstalter, dann wollen wir das Problem auch beseitigen. Und das bestmögliche zur Erreichung dieses Zieles werden wir tun. (...)

Abg Marie Ringler: Herr Landeshauptmann!

Mit dem Initiativantrag wird nun eine Neuregelung vorgeschlagen. Nicht geklärt wird mit diesem Initiativantrag allerdings eine sehr wichtige Frage in diesem Zusammenhang, nämlich worin der Tatbestand Publikumstanz besteht. Es ist ja tatsächlich so, dass auch die Beamten der MA 4 immer wieder das Problem haben, nicht genau sagen zu könne, worin nun der Tatbestand Publikumstanz besteht. Und daher würde ich Sie bitten, für die Beamten als Richtschnur, aber auch für die Veranstalter und auch für mich klarzulegen, worin nun der Tatbestand Publikumstanz, sprich das Tanzen besteht.

(...) Lhptm Dr Michael Häupl: Liebe Frau Landtagsabgeordnete!

Da haben Sie gerade den Richtigen erwischt, weil ich ja ein stadtbekannter Experte für Tanzen bin (Heiterkeit.) und daher zweifelsohne auch berechtigt und befugt hier eine Begriffsdefinition und allfällige Handlungsrichtlinien auszuweisen. (Heiterkeit.) Wenn Sie einverstanden sind, werde ich das den Experten überlassen. 

OTS, 24.10.01  "Weg mit der ‚Tanzsteuer’!" Grüne bekräftigen Forderung nach Abschaffung der Vergnügungssteuer

Die Grünen sehen sich in ihrer Forderung nach Aufhebung der Vergnügungssteuer auf Publikumstanz                                     bestätigt. "Die heute präsentierten Beispiele der Veranstalter in Wien haben gezeigt, dass es zu gravierender                                     Ungleichbehandlung im Zusammenhang mit dieser Steuer kommt", so die Kultursprecherin der Wiener                                     Grünen, Marie Ringler. Die Grünen erinnern daran, dass beispielsweise das Donauinselfest keine                                     Vergnügungssteuer zahlt. Die Grünen werden daher im Zuge der nächsten Kontrollamtssitzung einen                                     Prüfungsantrag für Stadtfest und Donauinselfest einbringen.  Ringler: "Nun ist das Kontrollamt am Zug. Jetzt muss geklärt werden, ob Parteiveranstaltungen von dieser Steuer befreit sind oder nicht." Die Grünen erneuern ihre Forderung nach Abschaffung der "Tanzsteuer". Ringler: "Sollte das Kontrollamt zum Schluss kommen, dass es sich um steuerfreie Veranstaltungen handelt, empfehlen wir allen Clubbings, ihre Veranstaltungen als 'Volksfeste' anzumelden". 

"Falter" Nr. 47 vom 21.11.2001: Vergnügungssteuer neu

Am Donnerstag wird im Rathaus die neue Vergnügungssteuer beschlossen. Bisher zahlten Veranstalter von einmaligen Tanzpartys zehn Prozent, von regelmäßigen Events 25 Prozent vom Erlös. Künftig gibt es einen einheitlichen Satz von 15 Prozent, jeder Veranstalter darf sich aber ein Fest im Jahr aussuchen, für das er nur zehn Prozent Steuern berappt. Die Grünen sind gegen das neue Modell. Gemeinderätin Marie Ringler: "Die Vergnügungssteuer ist ein Dinosaurier und gehört nicht reformiert, sondern endlich abgeschafft."

OTS, 13.12.01, Ringler bleibt dabei: Weg mit der Tanzsteuer. Neuregelung im Landtag für die Grüne Kultursprecherin wenig zufriedenstellend 

Anlässlich der heutigen Absegnung der Vergnügungssteuer im Landtag kann ich meine Forderung nach Abschaffung ebendieser nur bekräftigen. Das ist eine Mogelpackung, auch eine Vereinheitlichung auf 15 % ist für mich nicht akzeptabel, solange der rechtliche Rahmen - z.B. was ist tanzen - nicht genau definiert ist.  Erinnern möchte ich auch daran, dass sogenannte ‚volksfestartige Veranstaltungen' von der                                 Vergnügungssteuer befreit sind und dies eine eklatante Ungleichbehandlung der VeranstalterInnen bedeutet. 

Ich fordere Stadtrat Rieder auf, unter Einbindung aller VeranstalterInnen der Stadt eine gänzliche                                Überarbeitung der Vergnügungssteuer in Angriff zu nehmen. 

Material:

Informationen unter httb://wien.gruene.at oder http://marie.gruene.at/freestyle_03.html
PS

Sämtliche angeführten parlamentarischen Unterlagen und Presseaussendungen der Grünen finden sich entweder auf der Homepage www.gruene.at, der Homepage des Europaparlaments www.europarl.eu.int bzw. www.mecherer.europarl.eu.int oder auf der homepage des Österreichischen Parlaments www.parlinkom.gv.at.
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